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Beginn: 12:32 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich heiße Sie herzlich willkommen zu 
unserer heutigen, 99. Sitzung des Landtags Nord-
rhein-Westfalen. Mein Gruß gilt auch unseren Gäs-
ten auf der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich 14 Abgeordne-
te entschuldigt; ihre Namen werden in das Proto-
koll aufgenommen. 

Zwei Mitglieder des Hohen Hauses feiern heute 
Geburtstag. Ihren Geburtstag feiert heute Frau 
Anke Brunn von der Fraktion der SPD. 

(Allgemeiner Beifall) 

Wir gratulieren ihr recht herzlich.  

Von der Fraktion der CDU feiert heute Herr 
Dr. Gerd Hachen seinen Geburtstag. Auch ihm 
recht herzliche Glückwünsche!  

(Allgemeiner Beifall) 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Tages-
ordnung möchte ich Ihnen folgenden Hinweis zur ak-
tuellen Tagesordnung geben: Die Fraktionen haben 
sich inzwischen darauf verständigt, die Debatte zu der 
Aktuellen Stunde mit dem Thema „Der Streit eskaliert – 
Welche Perspektiven hat die WestLB?“ mit der Bera-
tung des ursprünglichen Tagesordnungspunktes 3 „Die 
Landesregierung muss die Konsolidierung des Landes-
bankensektors in Deutschland aktiv vorantreiben“ – 
Drucksache 14/7444 – gemeinsam durchzuführen. 
Entsprechend der Vereinbarung habe ich einen zweiten 
Neudruck der Tagesordnung für die heutige Plenarsit-
zung veranlasst, nach der wir nun verfahren wollen. 
Gibt es dazu Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. 

Dann können wir in die heutige Tagesordnung ein-
treten. 

Ich rufe auf: 

1 Aktuelle Stunde 

Der Streit eskaliert – Welche Perspektiven hat 
die WestLB? 
Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/7499 

In Verbindung mit: 

Die Landesregierung muss die Konsolidie-
rung des Landesbankensektors in Deutsch-
land aktiv vorantreiben 
Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/7444 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen haben mit Schreiben vom 
15. September 2008 gemäß § 90 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung zu der genannten aktuellen Frage 
der Landespolitik eine Aussprache beantragt. 

Ich eröffne die Beratung und gebe für die SPD-
Fraktion Frau Walsken das Wort. 

Gisela Walsken (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Wie ein roter Faden zieht sich mittlerweile über 
drei Jahre lang der Dilettantismus im Umgang mit 
der größten Landesbeteiligung Westdeutsche Lan-
desbank durch die Regierungszeit von Schwarz und 
Gelb. Da versuchen sich der Hobbybanker 
Dr. Rüttgers – zur Erinnerung: Er hat zum Ende des 
letzten Jahres das Thema WestLB zur Chefsache 
erklärt –  

(Hannelore Kraft [SPD]: Deshalb ist er heute 
auch nicht da!) 

und sein zur Bedeutungslosigkeit degradierter Ge-
hilfe Dr. Linssen – er ist immerhin der Beteiligungs- 
und Finanzminister dieses Landes –  

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

an der Bank, als sei sie Gegenstand eines Plan- 
oder Hütchenspieles. 

Meine Damen und Herren, der Imageschaden für 
die Bank und ihre Mitarbeiter wächst täglich. Des-
halb haben wir durchaus Verständnis für die Post-
kartenaktion der Beschäftigten. Das ist ein einmali-
ger Vorgang in der Geschichte der Landesbank. Of-
fensichtlich haben die 6.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter erkannt, dass sie von dieser Landesre-
gierung und diesem Ministerpräsidenten – er ist 
nicht einmal da, wenn es um die Chefsache geht –  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

keine Hilfe zu erwarten haben. Ich kann das auch 
verstehen. Denn es ist genau so: Alles, was die 
Landesregierung im Zusammenhang mit der West-
deutschen Landesbank in den drei Jahren Regie-
rungszeit je angefasst hat, ist schiefgegangen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Für diese Panne, meine Damen und Herren, zahlen 
die Steuerbürger in unserem Land und die Mitarbei-
ter der Bank. 

Deshalb will ich einige Stationen der Geschichte in 
die Erinnerung zurückholen.  

Es begann 2006 mit dem „unterirdischen Vorhaben“ – 
so will ich es einmal in Anführungszeichen nennen –, 
die Sächsische Landesbank zu übernehmen. Kurz 
darauf, wenige Wochen später, machte diese Bank 
Schlagzeilen durch milliardenschwere Verluste und 
wurde zerschlagen. Das war der erste Schritt der Ope-
ration Rüttgers-Linssen-WestLB. 
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Der zweite Schritt folgte kurz darauf, nämlich An-
fang 2007: Wertpapierhändler der Bank hatten sich 
verspekuliert. Der Vorstandsvorsitzende der Bank 
musste gehen. Es entstand ein Schaden in Höhe 
von über 600 Millionen €. Verantwortungsbewusst 
haben zu dem Zeitpunkt die Mehrheitseigentümer 
der Bank, die Sparkassenverbände, die brenzlige 
Situation erkannt und festgestellt, dass die Bank ein 
neues Geschäftsmodell braucht, und deshalb, mei-
ne Damen und Herren, auch umgehend den Vor-
schlag unterbreitet, mit einer entsprechenden Mehr-
heit der Sparkassenverbände eine Fusion mit der 
Landesbank Baden-Württemberg einzuleiten. 

Meine Damen und Herren, ausschließlich aus par-
teipolitischem Kalkül hat Ministerpräsident 
Dr. Rüttgers damals gesagt: Nein, diesen Weg ge-
hen wir nicht. – Das war der fatalste Fehler in der 
Geschichte der WestLB. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das ist auch nicht nur die 
böse Einschätzung der Opposition. Mittlerweile ha-
ben viele Experten und die Mehrheit der Journalis-
tinnen und Journalisten in diesem Land erkannt, 
dass das ein Fehler war. So verweise ich auf diver-
se Formulierungen, unter anderem auch in der „Ber-
liner Zeitung“ in der letzten Woche, wo es heißt: 
Rüttgers beging seinen größten Fehler.  

Die härteste Kritik musste diese Regierung in der 
letzten Woche bei der Anhörung hier im Landtag 
zum Sparkassengesetz einstecken. Ein dilettanti-
scher Auftritt! Die regierungsnahen Institute, zum 
Beispiel das RWI, oder auch der Bund der Steuer-
zahler haben deutlich gemacht, dass die Verantwor-
tung gegenüber der Westdeutschen Landesbank 
von dieser Regierung nicht, aber auch gar nicht 
wahrgenommen wird. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Bank treibt seit 2007 quasi führungslos in der 
Immobilienkrise. Alle Versuche, eine Alternative für 
diese Bank zu finden, sind seitdem gescheitert. Herr 
Dr. Linssen ist nach Bayern gereist und hat sich dort 
eine Abfuhr abgeholt. Herr Dr. Rüttgers hat nach 
seiner Erklärung, mit der er das Thema WestLB zur 
Chefsache erhoben hat, die Landesbank Hessen-
Thüringen zum Partner erkoren. Auch das war kurz 
darauf erledigt. Herr Dr. Linssen hat uns immer wie-
der, auch im Fachausschuss, gesagt, man sei in gu-
ten Gesprächen mit privaten Investoren; sie ständen 
sozusagen Schlange, um diese Bank zu kaufen. 
Nichts, aber auch gar nichts ist bis zum heutigen 
Zeitpunkt daraus geworden. 

Meine Damen und Herren, den Gipfel des Dilettan-
tismus sehen wir jetzt im Entwurf des Sparkassen-
gesetzes: den Versuch, über einen Raubzug bei 
den kommunalen Sparkassen die Kunden der 
Sparkassen zwangsweise per Gesetz der West-
deutschen Landesbank zuzuführen. Dort unter-
nimmt man den durchsichtigen Versuch, sich von 

der EU-Kommission zwingen zu lassen, gesetzlich 
einen Verbund mit den Sparkassen vorzuschreiben. 
Dieser Deal ist nicht geglückt. Er war durchsichtig 
und kurzsichtig. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Übernahme von Sparkassen zu erlauben, um 
damit das Ende des öffentlich-rechtlichen Banken- 
und Sparkassensystems in diesem Lande oder in 
der Bundesrepublik Deutschland einzuleiten, das 
werden wir nicht mittragen. 

Meine Damen und Herren, entlarvend war das In-
terview der EU-Kommissarin Kroes zu diesem 
Thema, bei dem sie ihre eindeutige Position vorge-
tragen hat. Genauso entlarvend war das schwache 
Dementi aus Regierungskreisen. Es hat mehrere 
Tage gedauert, bis das Finanzministerium über-
haupt bereit war, dieses einzigartige Interview, das 
einen unerlaubten Eingriff in die Diskussion um die 
ordnungspolitische Bankenlandschaft in dieser Re-
publik darstellt, zu kommentieren. Tagelang hat es 
gedauert, bis die Regierung reagiert hat. Es war 
dann auch ein schwaches Dementi. 

Deshalb gehen wir heute davon aus, dass geplant 
ist, das öffentlich-rechtliche Bankensystem mit den 
Sparkassen in diesem Bundesland abzuschaffen. 
Dem werden wir einiges entgegensetzen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es muss eine Lösung für die Westdeutsche Lan-
desbank gefunden werden. Diese Lösung kann 
nicht zulasten der Sparkassen erfolgen. Im Übrigen 
macht die Westdeutsche Landesbank mit ihrer rea-
dybank und der Weberbank auch heute schon Pri-
vatkundengeschäfte. 

Deshalb halten wir es für erforderlich, dass die 
Westdeutsche Landesbank auf Initiative dieser Re-
gierung jetzt rasch nach einem Partner unter den 
Landesbanken sucht und wir zu einer schnellen Fu-
sion auf Ebene der Landesbanken kommen. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Walsken. – Für die CDU-Fraktion spricht nun 
der Kollege Weisbrich. 

Christian Weisbrich (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Frau 
Walsken, nach Ihrem Rundumschlag möchte ich 
Ihnen am liebsten mit dem römischen Konsul Mar-
cus Tullius Cicero antworten, der einmal gesagt hat: 
O tempora, o mores! – Oh Zeiten, oh Sitten! Wie 
weit wirst du es am Ende noch treiben mit dem 
Missbrauch unserer Geduld? 

Genau das machen Sie in der Debatte um die 
WestLB immer wieder: Sie missbrauchen die Ge-
duld der Öffentlichkeit. 
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(Lachen von der SPD – Marc Jan Eumann 
[SPD]: Sie verschwenden Geld!) 

Ihr Handeln ist verantwortungslos. Sie hetzen, und 
Sie verdächtigen ohne jede Substanz. Sie schüren 
Ängste. Sie gefährden Arbeitsplätze und Landes-
vermögen aus politischem Opportunismus. 

(Beifall von der CDU – Widerspruch von der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, den Menschen im Land 
tun die Ohren schon weh von Ihrem Geschrei: Hal-
tet den Dieb! – Ausgerechnet Sie, die Kurpfuscher 
von gestern, wollen plötzlich Wunderheiler sein. 
Wenn die Westdeutsche Landesbank eines nicht 
braucht, dann ist es diese schnatternde Aufgeregt-
heit. 

(Beifall von der CDU – Sören Link [SPD]: 
Haben Sie gestern zu viel getrunken? – 
Hans-Willi Körfges [SPD]: Zwei Maß zu viel!) 

Die WestLB hat einen schweren Stand; denn noch 
bevor die internationale Finanzkrise zwischen 2002 
und 2004 begann – während der rot-grünen Regie-
rungsperiode; Sie werden sich mühsam erinnern –, 
haben reale Verluste – keine Buchverluste, sondern 
reale Verluste – in Höhe von 4,8 Milliarden € der 
Bank das Mark aus den Knochen gesaugt. 

Ich darf Sie an Folgendes erinnern: Diese Landes-
regierung hat die WestLB nicht in das Abenteuer 
der Boxclever-Finanzierung und in die missglückte 
Leasingoperation ganzer Flugzeugflotten gehetzt. 

(Beifall von der CDU) 

Diese Landesregierung hat der WestLB nicht gera-
ten, sich selbst auszuweiden und ihr erfolgreiches 
Bauspargeschäft mit der LBS abzugeben. Diese 
Landesregierung hat nicht die Mehrheit an der 
WestLB verspielt. Diese Landesregierung hat nicht 
Beihilfe geleistet bei der Verabschiedung eines völ-
lig unzureichenden Geschäftsmodells, das Sie im 
Jahr 2004 noch in den höchsten Tönen gepriesen 
haben. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Verraten Sie uns 
doch einmal Ihre Lösung! – Hannelore Kraft 
[SPD]: Sie dürfen doch nicht so viele Schrott-
papiere kaufen!) 

Diese Landesregierung hat nicht die fatalen Fehl-
spekulationen mit VW-Aktien abgesegnet. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Diese Landesre-
gierung macht gar nichts!) 

Diese Landesregierung hat nicht zur Gründung von 
Zweckgesellschaften für riskante Immobilienanla-
gen ermuntert. 

(Beifall von der CDU) 

Vor allem aber: Diese Landesregierung hat die 
WestLB nicht in einen Kampf mit der EU-
Kommission gehetzt, 

(Lachen von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

der zum Verlust von Anstaltslast und Gewährträ-
gerhaftung führte und in Brüssel bis heute offene 
Wunden hinterlassen hat. 

(Beifall von der CDU)  

All das, meine Damen und Herren, haben SPD und 
Grüne zu verantworten. 

Wer eine solche Krise mitverschuldet, der muss, 
wenn er auch nur einen Funken Anstand besitzt, 
meine Damen und Herren, der Bank, ihren Mitarbei-
tern und der Landesregierung bei der Krisenbewäl-
tigung jede Hilfestellung geben. 

(Beifall von der CDU) 

Aber was machen Sie? – Anstatt Ihrer Verpflichtung 
auf das Wohl des Landes zu entsprechen, … 

(Martin Börschel [SPD]: Und was machen 
Sie? Das ist doch die Frage!) 

– Es wäre schon schön, wenn Sie wenigstens still 
wären. – … geben Sie den Reichsbedenkenträger 
und schießen Störfeuer aus wirklich allen Rohren. 
Ein solches Maß an Verantwortungslosigkeit habe 
ich jedenfalls noch nie erlebt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, schauen wir uns doch 
einmal in der Welt um. In den USA fallen Banken 
um wie die Fliegen: Lehman Brothers, Merrill Lynch, 
Fannie Mae, Freddie Mac. Tausende andere kön-
nen Medienberichten nach noch folgen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Alles kommunisti-
sche Banken!) 

Riesige Versicherungskonzerne wackeln. Börsen-
kurse brechen weltweit ein. Und in einem solchen 
Marktumfeld kämpft die WestLB. Aber: Sie steht. 
Sie steht dank der Einigung der Eigentümer vom 8. 
Februar 2008. Diese Einigung, meine Damen und 
Herren, gilt es, mit unser aller Hilfe, mit der Hilfe des 
ganzen Landtags mit Leben auszufüllen und ge-
genüber Brüssel zu vertreten. 

Doch was machen SPD und Grüne? – Sie betreiben 
parteipolitische Spielchen ohne Rücksicht auf Ver-
luste – das muss ich hinzufügen – und auch ohne 
Sinn und Verstand. 

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von SPD 
und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in der gesamten Ban-
kenszene 

(Edgar Moron [SPD]: Was für ein Niveau, 
Herr Weisbrich!) 

gehen Angst und Misstrauen um. Brüssel macht 
Druck. Spannungen müssen abgebaut, Brücken 
müssen gebaut werden. 
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(Edgar Moron [SPD]: So ein primitives Ni-
veau, Herr Weisbrich!) 

In einer solchen Situation ist absolute Diskretion 
angesagt. Jedes Wort gehört auf die Goldwaage. 
Die eigenen Reihen müssen geschlossen sein. Und 
bei allem Selbstbewusstsein: Wir brauchen auch die 
Hilfe der Kanzlerin, die ihre Meinung fein formuliert 
längst kundgetan hat. Sie brauchen wir nun wirklich 
nicht zur Jagd zu tragen. 

(Edgar Moron [SPD]: Uns kommen die Trä-
nen in die Augen!) 

Was wir nicht brauchen, 

(Edgar Moron [SPD]: Ist Ihre Rede!) 

ist diese Aktuelle Stunde. Was wir nicht brauchen, 
sind Fensterreden. 

(Sören Link [SPD]: Von Ihrem Ministerpräsi-
denten!) 

Was wir nicht brauchen, sind weitere Belastungen 
für das Verhandlungsklima. Jedes Wort kann in 
Brüssel falsch ausgelegt werden. Mit jedem Wort 
können wir der WestLB im Beihilfeverfahren scha-
den. 

Frau Walsken, ich weiß zwar nicht genau, ob Sie 
Schach spielen, aber ich frage Sie: Haben Sie je-
mals einen erfolgreichen Schachspieler gesehen, 
der seine Züge dem Gegner während des Spiels 
erläutert? 

(Gisela Walsken [SPD]: Das wäre ein souve-
räner Schachspieler!) 

Sollen wir ernsthaft Verhandlungsstrategien mit 
Konsolidierungspartnern oder mit der Kommission 
auf dem offenen Markt diskutieren, nur um Ihre 
Neugierde zu befriedigen? 

(Sören Link [SPD]: Herr Weisbrich, wie ha-
ben Sie heute Morgen den Weg hierhin ge-
funden?) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, so 
dumm kann eigentlich niemand sein. Deshalb wer-
den wir unsere Verhandlungsstrategien nicht offen-
legen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Es gibt ja auch kei-
ne!) 

Deshalb werden wir über vertrauliche Kooperati-
onsgespräche nicht berichten. 

(Gisela Walsken [SPD]: Es gibt seit drei Jah-
ren keine! – Weitere Zurufe von der SPD) 

Deshalb werden wir den Streit mit Brüssel nicht wei-
ter anheizen. Warten sie erst einmal ab, was im 
Laufe des Jahres noch passiert. Ich kann Ihnen nur 
eines sagen: 

(Gisela Walsken [SPD]: Dass Sie nur eines 
sagen können, glaube ich auch!) 

Wenn Ihnen das Wohl der Bank, wenn Ihnen das 
Wohl der Mitarbeiter und wenn Ihnen das Wohl des 
Landes wirklich am Herzen lägen, dann müssten 
Sie diesen Kurs der Ruhe, 

(Sören Link [SPD]: Der ruhenden Hand!) 

der Besonnenheit, der Vernunft und des Ausgleichs 
unterstützen. 

(Lachen von der SPD) 

Stattdessen fallen Sie uns lieber in den Rücken. 

(Zurufe von SPD und GRÜNEN: Oh!) 

Sei es drum. Herzlichen Dank für so viel Patriotis-
mus. 

(Beifall von CDU und FDP – Sören Link 
[SPD]: Hier muss uns keiner über Patriotis-
mus belehren! – Weitere Zurufe von SPD und 
GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Weisbrich. – Für die Fraktion von Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht nun Frau Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Weisbrich, zu Ihrem 
Beitrag nur so viel: Wir nehmen das uns von den 
Wählerinnen und Wählern aufgetragene Mandat, 
nämlich die Opposition dieser Regierung zu sein 
und die Finger in die Wunden zu legen, ernst. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Was Sie aber nicht tun, ist, Ihr Mandat und Ihren 
Auftrag als Regierungspartei wahrzunehmen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: So ist es!) 

Wir, die Vertreterinnen und Vertreter des Volkes 
und damit auch der Eigentümer der WestLB, hören 
und lesen täglich in den Medien, dass die Bank in 
höchster Gefahr ist. Dazu kommen ganz aktuell die 
katastrophalen Nachrichten aus den USA, die die 
Lage weiter verschlimmern dürften. Diese Zuspit-
zung erhöht den Einigungsdruck auf die Landes-
banken, und darüber gehört hier in diesem Hause 
geredet. 

Es ist schon ein Unding, dass Sie das Parlament 
nicht von sich aus über diese neue Entwicklung in-
formieren wollten. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist auch kein Wunder, dass diese Regierung die-
se Debatte scheut wie der Teufel das Weihwasser. 
Die Stümperei bei der WestLB und das Desaster 
beim Sparkassengesetz passen nicht zur Möchte-
gern-Schönwetterpolitik des Landesfürsten Rütt-
gers. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Darum haben Sie sich mit Händen und Füßen ge-
gen diese Debatte gewehrt, und es ist bezeichnend, 
dass der Ministerpräsident hier nicht sitzt, es sich 
nicht anhört und auch nicht in diese Debatte ein-
greift. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Horst Be-
cker [GRÜNE]: Unglaublich!) 

Sie wollen nicht, dass Ihr wirtschaftspolitisches Ver-
sagen hier zur Sprache kommt. 

(Zurufe von der CDU: Och!) 

Weiß er eigentlich noch selbst – soweit zur Strate-
gie, von der Herr Weisbrich sprach –, welche Vor-
schläge er für die Zukunft der WestLB unterbreitet 
hat? – Fusion mit der LBBW abgelehnt. Stattdessen 
Fusion mit der Bayern-Bank, Fusion mit der Helaba, 
Fusion mit der HSH Nordbank, eine Neuaufteilung 
der Landesbank in eine Nord- und Südbank, Fusion 
mit der Berliner Landesbank, 

(Horst Becker [GRÜNE]: IKB!) 

Verkauf von Landesanteilen an die Düsseldorfer 
Sparkasse, Kauf der IKB durch die WestLB! – All 
das und noch viel mehr ist öffentlich geworden und 
gescheitert. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Hannelore 
Kraft [SPD]: Das ist Ihre Strategie, Herr 
Weisbrich!) 

Wir haben es noch einmal dokumentiert, meine 
Damen und Herren! 

Eine super Verhandlungsstrategie, Herr Weisbrich, 
und eine super konsistente Linie sind hier deutlich 
geworden. Da muss man sich eines fragen – und 
darauf komme ich noch zurück –: Ist es Strategie 
oder ist es Naivität? – Im Ergebnis ist beides gleich 
schlimm. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich sage es in aller Deutlichkeit, meine Damen und 
Herren: Wenn hier nicht eingelenkt wird, dann wird 
Jürgen Rüttgers zum Totengräber der WestLB und 
der Sparkassen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Thomas Jar-
zombek [CDU]: Unverschämtheit!) 

Seit 2007 fährt der Ministerpräsident die WestLB vor 
die Wand, und schon im Sommer 2007 ging es mit 
den Drohungen gegen die Sparkassen los. Es wer-
den von Woche zu Woche mehr. Aber jetzt wurde 
ein Sündenbock gefunden: die EU-Kommissarin 
Kroes. Und solange dieses Sparkassengesetz nicht 
gestoppt wird, so lange ist dieser Ministerpräsident 
der Adjutant von Frau Kroes. Ich sage dies in aller 
Deutlichkeit, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

weil er der Kommissarin die Waffen liefert, die sie 
für ihren tödlichen Stoß gegen die Sparkassen 
braucht. 

(Helmut Stahl [CDU]: So ein Blödsinn!) 

Die marktradikale Position der EU-Kommissarin ist 
doch bekannt. Wir wissen doch alle, dass sie die 
öffentlich-rechtliche Bankenstruktur zerstören will. 
Ihr Gesetz liefert allerdings erst das Handwerks-
zeug, mit dem Frau Kroes agieren kann, und zwar 
mit einem Angriff auf alle Sparkassen in Deutsch-
land. Auch wenn Sie diesen Zusammenhang noch 
nicht erkannt haben: Viele andere haben ihn er-
kannt und sind in großer Sorge. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Und das alles auf dem Rücken von Millionen von 
Sparkassenkunden in unserem Land, auf dem Rü-
cken der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, auf dem 
Rücken der mittelständischen Wirtschaft und mal 
wieder auf dem Rücken der Städte und Gemeinden. 

Denken wir doch an die Bedeutung und die Rolle 
der Sparkassen: Girokonto für alle, Finanzierung 
von kleinen und mittleren Unternehmen, Unterstüt-
zung von Sport und Kultur und Sozialem in den 
Städten und Gemeinden. Die Sparkassen sind es 
auch, die strukturschwache Regionen fördern. Die 
Sparkassen mit ihrem Regionalprinzip sind es, die 
am wirtschaftlichen Erfolg einer Region Interesse 
haben. Die Sparkassen sind eine soziale Säule in 
unserer Gesellschaft, an die mit Ihrem Agieren die 
Axt gelegt wird. 

Meine Damen und Herren, der Ministerpräsident hat 
vor einem Jahr aus purer Eitelkeit das sinnvolle und 
notwendige Zusammengehen der WestLB mit der 
LBBW verhindert, weil er mit dem Ministerpräsiden-
ten Oettinger nicht kann. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die „FAZ“ sprach von herzlichster Feindschaft und 
verletztem Ego. 

Ich sage nicht, dass dann alles gut wäre, dass alles 
geklappt hätte, aber es wäre immerhin eine bessere 
Perspektive zum damaligen Zeitpunkt gewesen. 
Das kann man auch nicht oft genug wiederholen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Aber nun treibt der Ministerpräsident und sein Fi-
nanzminister zusammen mit der FDP, die sich die 
Hände reibt, ein Sparkassengesetz voran, das die 
Existenz der Sparkassen aufs Spiel setzt, weil es die 
Zukunft der Sparkassen mit der Zukunft der WestLB 
verknüpft. Derselbe Ministerpräsident greift ohne mit 
der Wimper zu zucken die böse EU an – das kommt 
ja gut im Vorfeld des Europawahlkampfs –, vor der 
man unsere Sparkassen schützen muss. Das ist ver-
suchte Volksverdummung, meine Damen und Her-
ren! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ja, wir müssen die Sparkassen schützen, aber zual-
lererst vor diesem Ministerpräsidenten und dieser 
Regierung! 
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(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die schwarz-gelbe Regierung ist es doch, die den 
vermeintlichen Wettbewerbshütern in der EU-
Kommission die Vorlagen zur Zerschlagung des öf-
fentlich-rechtlichen Bankenwesens auf dem Silber-
tablett serviert. 

(Zuruf von der CDU: Das haben Sie ge-
macht!) 

Damit erweist sich der Ministerpräsident aber weder 
als wirtschaftskompetenter Bankenexperte noch als 
sozial handelnder Arbeiterführer. Die Politik erweist 
sich einmal mehr als wirtschaftsfeindlich, sozial-
feindlich und kommunalfeindlich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Für den, der die Sparkassen wirklich schützen will, 
gibt es in den nächsten Wochen und Monaten einen 
Lackmustest: Der erste Schritt muss der unverzügli-
che Stopp des Sparkassengesetzes sein, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

und der Ministerpräsident muss im Schulterschluss 
mit Bundeskanzlerin Merkel und Finanzminister 
Steinbrück die EU-Kommissarin zum Einlenken 
bringen. Ich habe aber noch von keiner Initiative 
gehört. Sonst wird doch immer alles vermeintlich 
Positive berichtet. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Wenn der Ministerpräsident so weitermacht wie bis-
her, wird er zum Totengräber der WestLB und der 
Sparkassen. Dann wird der schleichende Tod der 
Sparkassen das politische Erbe der Episode Rütt-
gers in Nordrhein-Westfalen sein. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Jürgen Rüttgers hätte wieder einmal – mit Hilfe der 
FDP – den Arbeitnehmerflügel und die Kommunalos 
der CDU gnadenlos über den Tisch gezogen. 

Immer das gleiche Muster: Im Land setzt er eine 
marktradikale Ideologie durch, gleichzeitig besch-
wichtigt er die Christsozialen in den eigenen Reihen 
mit völlig folgenlosen, aber wortreichen Beschwö-
rungen der sozialen Marktwirtschaft. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Immer das gleiche Muster: bei der Mitbestimmung, 
bei der Gemeindeordnung und jetzt also bei der 
WestLB und den Sparkassen. 

Herr Ministerpräsident, Herr Linssen stellvertretend: 
Dreister geht es nicht. Der Versuch, der EU den 
Schwarzen Peter für den schleichenden Tod der 
Sparkassen zuzuschieben, wird scheitern. Und 
kommen Sie mir nicht mit den Automatismen im 
Gesetz, Stichwort: Sparkassenzentralbankfunktion. 

Herr Finanzminister Linssen, bei der Gelegenheit 
vielen Dank für Ihren Brief, aber das, was Sie da 
geschrieben haben und sagen, ist nicht der Fall. Die 

Verwaltungsjuristen haben es doch in der Anhörung 
bestätigt: Wenn ein privater Investor mehr als 50 % 
der WestLB übernimmt, dann braucht man ein neu-
es Gesetz, um den Verbund zwischen WestLB und 
Sparkassen aufzulösen. Das hat nichts, aber auch 
gar nichts mit Automatismus zu tun. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die Landesregierung verrennt sich in einer Sack-
gasse und sucht verzweifelt einen Ausweg. Den gibt 
es nicht mehr. Es gibt nur eine einzige Möglichkeit: 
innezuhalten, die Beratungen zu stoppen, die Zu-
kunft der WestLB erst zu regeln und dann diese Be-
ratungen wieder aufzunehmen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Wer den Ministerpräsidenten kennt, der kann kaum 
glauben, dass er so dilettantisch in diese Krise ge-
schlittert sein soll; der muss Strategie und Vorsatz 
hinter allem vermuten. 

(Zuruf von der FDP: Oh!) 

Ich möchte es heute wissen. Warum wurden die 
Sparkassen so eng mit der WestLB verknüpft, so-
dass nun beide in Gefahr sind? Wollten Sie den 
Sparkassen von vornherein den Garaus machen, 
oder sind Sie ungewollt in diese Situation gerutscht 
durch das Zaudern im letzten Jahr, als es um die 
Fusion mit der LBBW ging? Nicht nur mich interes-
sieren die Antworten auf diese Fragen. 

Ihr oberstes Ziel war angeblich die Rettung des Fi-
nanzplatzes NRW und der Erhalt der Arbeitsplätze. 
Die Zwischenbilanz heute: Der Finanzplatz ist ge-
fährdeter denn je, Arbeitsplatzverluste in Tausenden 
sind garantiert, und nun sollen die Sparkassen auch 
noch mit in den Abgrund gerissen werden. 

(Zuruf von der CDU: Oh!) 

Meine Damen und Herren, der Ministerpräsident 
sollte einmal in seine sprachliche Vorratskammer 
gehen. Vielleicht findet er in der hintersten dunkels-
ten Ecke ein Wort namens Demut. Das würde ihm 
im Zusammenhang mit der WestLB und den Spar-
kassen gut zu Gesicht stehen. – Danke schön. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Löhrmann. – Für die Fraktion der FDP spricht 
nun Frau Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wie die Vorreden gezeigt haben, 
muss man ja nicht zwingend zum Thema der Aktu-
ellen Stunde reden. Ich will es trotzdem tun. 

Zum einen will ich vorab eine Frage aufgreifen, 
auch wenn ich nicht Mitglied der Landesregierung 
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bin. Frau Löhrmann, die Verknüpfung der Sparkas-
sen mit der WestLB hat etwas mit der Eigentümer-
struktur der WestLB zu tun. 

(Beifall von FDP und CDU – Zurufe von FDP 
und CDU: Wow! Hört, hört!) 

Wenn ich gerade hörte, es sei sinnvoll und notwen-
dig, mit der Landesbank Baden-Württemberg zu-
sammenzugehen, dann muss ich dazu feststellen, 
dass Sie selbst, als das Thema auf der Agenda 
stand, zum damaligen Zeitpunkt eine Einschrän-
kung gebracht haben. Und was mich angeht, habe 
ich damals nicht nachvollziehen können, dass dafür 
eine Zweck- und Notwendigkeit existiert hätte, und 
ich sehe diese Notwendigkeit auch aus der heutigen 
Sicht immer noch nicht – anders als Sie, die Sie die-
sen Schritt als den einzig richtigen preisen. 

Ich vermisse von Ihrer Seite – ich habe das bei kei-
nem Ihrer bisherigen Redebeiträge gehört, aber es 
stehen ja noch einige Runden an – Aussagen zur 
Perspektive für die WestLB. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Wo ist denn Ihre?) 

Einen konstruktiven Vorschlag habe ich von Ihrer 
Seite nicht gehört.  

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, will ich auf das, 
was in der Begründung zur Beantragung der Aktuel-
len Stunde steht und die Äußerungen der Kommis-
sarin Neelie Kroes angeht, mit einigen wenigen 
Bemerkungen eingehen:  

Es ist mit Sicherheit ungewöhnlich und in der bishe-
rigen Geschichte der EU-Kommission ein einzigarti-
ger Vorgang, wenn sich die Wettbewerbskommissa-
rin der EU-Kommission in einem Zeitungsinterview 
zu einem laufenden Verfahren so äußert, wie das in 
der vergangenen Woche geschehen ist. Da dieser 
Vorgang in der Tat den sonstigen Gepflogenheiten 
sehr widerspricht, ist eine vernünftige Kritik an dem 
Verhalten gerechtfertigt. Von einer „Eskalation des 
Streites“ zu sprechen, wie es mit dem Titel der Ak-
tuellen Stunde angedeutet wird, halte ich dennoch 
für etwas übertrieben. In jedem Fall wäre eine Eska-
lation in keinem Falle sachdienlich. 

Niemand hier im Hause wünscht sich, dass sich die 
Sichtweise von Frau Kroes unverändert durchsetzt 
und die Genehmigung des Risikoschirms verweigert 
wird. Die Folgen, die das für den Finanzplatz 
Deutschland, die WestLB, aber auch die Sparkas-
sen als Mehrheitseigentümer an der WestLB hätte, 
wären dramatisch. Das ist unabhängig von der Fra-
ge, wie hoch man individuell den Stellenwert der 
WestLB für die Finanzbeziehungen in der deut-
schen Wirtschaft bewertet. 

Aber – auch das muss man in der Deutlichkeit fest-
stellen – die Kommissarin hat in einem Punkt nicht 
ganz Unrecht: Es muss sichergestellt werden, dass 
die WestLB in Zukunft auf eigenen Füßen stehen 
und wieder aus eigener Kraft profitabel arbeiten 

kann. Die Kommissarin hat völlig Recht, wenn sie 
feststellt, dass die WestLB die Steuerzahler schon 
sehr viel Geld gekostet hat. Mitursächlich dafür sind 
sicherlich politische Versäumnisse in der Zeit vor 
2005.  

Meine Damen und Herren, es ist nach unserer fes-
ten Überzeugung nicht zu rechtfertigen, dass die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler die Verluste 
einer Großbank tragen müssen, von der sie im Er-
gebnis nichts haben. Deswegen kann ich nachvoll-
ziehen, dass die Kommissarin diesmal tatsächlich 
eine Veränderung hin zu einem wirklich tragfähigen 
Geschäftsmodell für die WestLB haben will. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Es hilft nichts, sich mit Geschrei in die Schützen-
gräben zu begeben und über sämtliche Kanäle auf 
die EU-Kommissarin zu feuern, wenn wir nicht 
gleichzeitig die Bereitschaft aufbringen, die Bank mit 
einem tauglichen Geschäftsmodell zu unterstützen. 

Meine Damen und Herren, nach allem, was ich bis-
her über Frau Kroes gehört habe, glaube ich nicht, 
dass sie sich von irgendeinem politischen Druck 
oder einem Telefonanruf – sei er auch von der ge-
schätzten Bundeskanzlerin Frau Dr. Merkel – be-
eindrucken lässt. Wir halten es für wesentlich klüger 
und sinnvoller, die begonnenen Gespräche in sach-
licher Atmosphäre fortzusetzen und nach Lösungen 
zu suchen, die auf der einen Seite für die EU-
Kommission akzeptabel sind, weil wir sie brauchen, 
um den Risikoschirm wirksam ausbringen zu kön-
nen, und die auf der anderen Seite sowohl für das 
Land als auch die Sparkassen, für die wir, um das in 
aller Deutlichkeit zu sagen, eintreten, tragbar sind.  

Meine Damen und Herren, die Brüsseler Forderun-
gen nach Aufgabe der Beherrschungsverhältnisse 
durch die bisherigen Eigentümer sind schlüssig. Die 
Sparkassen wollen eine Lösung, bei der die WestLB 
im öffentlich-rechtlichen Lager bleibt. Das akzeptie-
ren wir so und wir werden deshalb diskutieren, wie 
bei den Eigentümern der WestLB eine Lösung in-
nerhalb der Strukturen zu finden ist. 

Meine Damen und Herren, das hat nichts damit zu 
tun, dass sich das Land aus seiner Verantwortung 
für die WestLB zurückzieht. Das Gegenteil ist der 
Fall: Das Land Nordrhein-Westfalen hat bisher als 
einziges Land aktiv auf eine Konsolidierung der 
Landesbanken hingearbeitet.  

Eine Fusion mit der Helaba, um nur ein Beispiel zu 
nennen, ist aber am Widerstand aus dem Sparkas-
senlager gescheitert. Selbst wenn wir wollten, kön-
nen wir den Sparkassen die Suche nach einem ge-
eigneten Partner nicht abnehmen. Denn die Spar-
kassen entscheiden in besonderer Weise aus ihrer 
Stellung, auch als Mehrheitseigentümer der 
WestLB, heraus darüber mit, welche Perspektiven 
für die WestLB weiter bestehen und sich erarbeiten 
lassen. 
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(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle möchte 
ich darum bitten, zu einer Versachlichung der Dis-
kussion zu kommen. Das, was hier gerade in der 
Verknüpfung mit den Beratungen um das Sparkas-
sengesetz passiert und von Ihnen auch sehr aktiv 
betrieben wird, ist eine irrationale Panikmache, die 
in keiner Weise geeignet ist, den Sparkassen, den 
Kunden und Beschäftigten der Sparkassen, der 
WestLB und ihren Beschäftigten sowie erst recht 
nicht den Bürgerinnen und Bürgern in irgendeiner 
Form weiter zu helfen. Gegenüber der EU-
Kommission tut sie dies schon überhaupt nicht. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für die Landesregierung hat 
Finanzminister Dr. Linssen das Wort. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hier 
ist von Dilettantismus und totalem Imageschaden, 
von Totengräbern, vom Raubzug die Rede. Haben 
Sie es nicht vielleicht eine Nummer kleiner und et-
was seriöser? 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich meine, der Ministerpräsident tut gut daran, dass 
er wichtigeren Staatsgeschäften nachgeht, statt sich 
diese Polemik, die wir permanent hören, anzutun. 

(Widerspruch bei der SPD – Gisela Walsken 
[SPD]: Ui!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben vor einer Wo-
che gemeint, wir müssten eine Unterrichtung durch 
die Regierung vornehmen. Ich weiß nicht, wofür ü-
berhaupt. Es gibt Bemerkungen von Frau Kroes, die 
wir nicht teilen. Es gibt richtige und falsche Anmer-
kungen. Es gibt unterschiedliche Reaktionen, zum 
Beispiel auch von Herrn Steinbrück. Wenn Sie sich 
die einmal durchlesen, wird Ihnen auffallen, dass sie 
sehr differenziert sind. 

(Gisela Walsken [SPD]: Eindeutig!) 

Dazu wollen Sie eine Information der Regierung 
haben? – Ich weiß gar nicht, wo wir uns hier eigent-
lich befinden. 

(Sören Link [SPD]: Im Landtag!) 

Sie wollen Ihre Polemik loslassen. Das ist alles, was 
hier stattfindet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben uns vor drei Wochen über das Thema 
Sparkassen unterhalten. Ihre Methode ist offensicht-
lich die der Wiederholung. Deshalb wiederhole ich 
auch: Wir haben Ihren Antrag vor drei Wochen ab-

gelehnt und werden ihn heute auch ablehnen. Denn 
es gibt zu diesem Thema seit dem nichts Neues. 

Meine Damen und Herren, zu Beginn dieser Debat-
te möchte ich auf ein paar Beiträge von Frau 
Walsken und Frau Löhrmann eingehen. 

Frau Walsken, der Kollege Weisbrich hat darauf 
hingewiesen – man kann es nicht oft genug wieder-
holen –, dass Sie in den Jahren 2002, 2003 und 
2004 – also zu Ihrer Regierungszeit – effektive Ver-
luste in Höhe von 4,8 Milliarden € bei der Bank hat-
ten. 

(Sören Link [SPD]: Was haben Sie denn da-
mals gemacht? Waren Sie nicht beteiligt?)  

Wir hatten im vorigen Jahr den bedauerlichen Ver-
lust von 1,2 Milliarden €, und wir haben zurzeit aus 
den Papieren einen Verlust von 60 Millionen €, der 
von uns mit 21 Millionen € getragen werden muss. 
Insgesamt tragen die Eigentümer derzeit 
60 Millionen € dazu bei. 

Wir haben uns oft genug darüber unterhalten, Frau 
Walsken, wann die Spread-Geschäfte, die Verluste 
von 600 Millionen € zu Beginn des Jahres 2007, die 
Sie angeführt haben, entstanden und unter wem sie 
gefördert worden sind. 

(Gisela Walsken [SPD]: Deshalb habe ich sie 
ja genannt! Sie haben uns das so freundlich 
gesagt!) 

Ihre Geschichtsaufarbeitung war mehr eine Ge-
schichtsklitterung. Damit will ich mich nicht beschäf-
tigen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ihr beliebtestes Thema ist, darauf hinzuweisen, 
dass wir im vorigen Jahr besser daran getan hätten, 
mit der LBBW zusammenzugehen, denn dann sei 
das Schlimmste doch zu vermeiden gewesen. Ich 
habe Ihnen damals, am 19. September 2007, vor-
getragen – ich darf zitieren –: 

Selbstverständlich ist die Partnerschaft mit einer 
leistungsstarken Landesbank eine interessante 
Option. Dabei gelten aber zwei Grundvorausset-
zungen: Erstens. Das Geschäftsmodell muss 
stimmen. 

Zweitens. Der Finanzplatz Nordrhein-Westfalen 
muss gestärkt werden. 

So weit meine öffentlichen Äußerungen. 

Wenn Sie sich die Entwicklung der Papiere in den 
Privat- und Landesbanken, die jetzt zu entspre-
chenden Wertberichtigungen führen, genau ansä-
hen, dann wüssten Sie vielleicht – ich sage das mit 
Vorsicht und auch nicht mit Häme –, dass spätes-
tens seit Montag auch die Landesbank Baden-
Württemberg nicht mehr das ist, was sie vor zwei 
Jahren einmal war. Vielleicht regen Sie sich dann 
etwas weniger darüber auf, dass wir aus wohlerwo-
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genen Gründen im vorigen Jahr Nein zu dieser Fu-
sion gesagt haben. 

Vielleicht ist Ihnen auch nicht entgangen – vor lauter 
Tiraden, die Sie hier loslassen –, dass bei den 
Sparkassenverbänden inzwischen ein Umdenken 
eingetreten ist, 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Seit der Anhö-
rung?) 

dass man heute nicht mehr so sehr daran denkt, in 
Deutschland Bilanzsummen zusammenzuschieben. 
Sie wissen auch, was inzwischen über das berühm-
te Funding, also die Finanzierung solcher Fusionen, 
gesagt wird, dass man selbstverständlich über die 
horizontalen Konsolidierungen nachdenken kann, 
aber sie in der Priorität weit zurückgetreten sind, 
dass man auch über vertikale Konsolidierungen 
nachdenkt, so wie es einige Verbände mit ihren 
Sparkassen getan haben, wir die aber abgelehnt 
haben. Das wissen Sie ganz genau. Ich bekenne 
gerne, dass ich ein Freund des Metropolsparkas-
senmodells gewesen bin, aber ich habe gelernt, 
dass es politisch nicht durchsetzbar war. Deshalb 
steht es nicht im Gesetz, und es kommt auch nicht 
mehr hinein. Das Gesetz ist so vorgelegt worden, 
wie Sie es kennen. 

Heute sieht man Konsolidierung eher unter funktio-
nalen Gesichtspunkten und man überlegt, ob man 
nicht vielleicht Schwerpunkte bilden kann, zum Bei-
spiel – die berühmten Überlegungen – das Kapital-
marktgeschäft von Deka und WestLB zusammen-
schieben und die Immobilienseite vielleicht irgend-
wo anders in eine normale Verbundbank schaffen. 
Das ist das, was auch bei unseren Miteigentümern 
im Moment im Vordergrund steht. 

Dass diese Gespräche mit Nachdruck und hoher 
Intensität geführt werden, liegt insbesondere an 
dem Zeitdruck, den die Kommission aufgebaut hat, 
der recht außergewöhnlich ist – auch das darf ich 
Ihnen sagen – und zu Konsequenzen bei den Ei-
gentümern geführt hat. Deshalb brauchen Sie sich 
keine Sorgen zu machen, dass wir nicht eine sehr 
aktive Rolle bei der Konsolidierung der Landesban-
ken, so wie Sie es in dem Titel Ihres Antrags ge-
schrieben haben, spielen. 

Meine Damen und Herren, die Forderungen der 
Kommission muss man sicherlich als kommunizie-
rende Röhren sehen. Das heißt, wenn wir bei der 
Bilanzsummenreduzierung nicht den Wünschen der 
Kommission entsprechen – also 27 % Reduzierung 
der Bilanzsumme und 36 % Reduzierung der Risi-
koaktiva, die man eigentlich als das entscheidende 
Datum sehen müsste –, dann haben die Eigentümer 
in ihrer Erklärung gegenüber der EU – auch mit 
dem Bekenntnis, dass wir uns aus der Kontroll-
mehrheit zurückziehen wollen, wenn wir einen Part-
ner finden – angedeutet, dass wir die Bilanzsum-
menfrage sicherlich noch einmal neu anpacken. 
Man kann nicht vorher bestimmte Aktivitäten aufge-

ben, wenn man nicht weiß, wer der Partner ist, der 
vielleicht mehr das Immobiliengeschäft oder mehr 
das Kapitalmarktgeschäft liebt. Ich brauche das 
nicht näher zu erörtern. Sie wissen, worüber ich 
spreche. 

An dem dritten Punkt, den Frau Kroes zum Anlass 
genommen hat, sehr kräftig zu formulieren, hat mich 
schon einiges aufgeregt, vor allen Dingen wenn 
man von Anfang der 90er-Jahre an 12 Milliarden € 
als Subventionen aufaddiert, die so nicht geflossen 
sind. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Wir hatten zu der Zeit genehmigte Beihilfen wie zum 
Beispiel die Wfa-Integration in die damalige Giro-
zentrale WestLB. Mit den Kapitalerhöhungen, die 
auch zu Ihrer Zeit besprochen wurden, haben wir 
sicherlich das getan, was man tun muss, nämlich 
den sogenannten Market-Investor-Test nachgewie-
sen. Das heißt, wir hatten damals eine Kondition, 
die ein ganz „normaler“, am Markt agierender Inves-
tor auch gehabt hätte. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Das ist etwas, 
was schmerzt. Aber ich sage Ihnen auch: Wir müs-
sen in konstruktiven Gesprächen bleiben. Diese 
werden auf der Arbeitsebene sehr intensiv geführt, 
denn das Schicksal, das wir beispielsweise hinsicht-
lich Anstaltslast und Gewährträgerhaftung hatten, 
wird Sie lehren, dass es wenig Zweck hat, nur in 
Polemik gegen Brüssel zu verfallen, sondern wir 
müssen konstruktiv an einer Lösung des Problems 
arbeiten. Das tun wir, seien Sie dessen gewiss. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Linssen. – Für die SPD-Fraktion erhält 
der Abgeordnete Körfges das Wort.  

Hans-Willi Körfges*) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich hätte mir angesichts 
der Ereignisse in den letzten 14 Tagen erheblich 
mehr Aufklärung seitens der Landesregierung und 
seitens der Koalitionsfraktionen über ihre Absichten 
im Hinblick auf die Westdeutsche Landesbank ge-
wünscht. Was Sie vorgetragen haben, bringt uns, 
meine Damen und Herren, in der Sache nicht wei-
ter, denn es werden abstruse Behauptungen aufge-
stellt.  

(Zurufe von der CDU) 

Herr Dr. Linssen, wenn es eine Diskussion über den 
Zeitpunkt der Anschaffung von Risikopapieren bei 
der Bank gibt, dann legen Sie doch die Karten auf 
den Tisch! 
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(Gisela Walsken [SPD]: Genau!) 

Sagen Sie uns, zu welchem Zeitpunkt welche Pa-
piere von wem erworben worden sind und ergehen 
Sie sich nicht in inhaltsleeren Andeutungen!  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zur Rede vom Kollegen Weisbrich: Lieber Kollege 
Weisbrich, es ehrt Sie, dass Sie Klassiker zitiert ha-
ben. Lassen Sie mich daran anknüpfen: Si tacuis-
ses, philosophus mansisses; wenn Sie geschwie-
gen hätten, Herr Kollege, hätte man Sie weiter für 
einen Philosophen halten können.  

(Heiterkeit und Beifall von SPD und 
GRÜNEN – Gisela Walsken [SPD]: Genial!) 

Darüber hinaus bekomme ich ein Gefühl der Be-
klemmung, wenn Konservative in Parlamenten an 
den Patriotismus sozialdemokratischer Oppositions-
fraktionen erinnern, meine Damen und Herren.  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Ich darf an dieser Stelle verstärkt und vertieft auf die 
Rolle der Sparkassen und des Sparkassengesetzes 
im Gesamtzusammenhang eingehen. Meine Da-
men und Herren, spätestens seit dem Interview von 
Frau Kroes, was mehrfach angesprochen worden 
ist, ist doch klar, dass unseren Sparkassen durch 
die zeitliche Verknüpfung zwischen der Beihilfeprob-
lematik und der Novelle des Sparkassengesetzes 
ganz erhebliche Gefahren drohen. Das blenden Sie 
ohne Not aus! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Frau Kollegin, ich komme auf Ihre Ausführungen 
hinsichtlich der Sparkassen zu sprechen. Die Spar-
kassen haben ihren Job als Miteigentümer ge-
macht.  

(Zustimmung von Gisela Walsken [SPD]) 

Die Sparkassen haben sich Partner gesucht, jedoch 
waren die Partner den selbsternannten Rettern in 
Ihrer Regierungskoalition und auf den Regierungs-
bänken offensichtlich nicht recht.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

An dieser Stelle darf ich ein bemerkenswertes me-
diales Erzeugnis der CDU vom 7. Februar dieses 
Jahres nochmals der Öffentlichkeit vorstellen.  

(Lachen von Gisela Walsken [SPD]) 

Es trägt die Überschrift „Landesregierung sichert 
Zukunft der WestLB“.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Herr Wüst!) 

Die Bildunterschrift lautet: Finanzminister Helmut 
Linssen ist der Vater der erreichten Einigung. Jür-
gen Rüttgers dankt ihm ausdrücklich.  

(Beifall von Hendrik Wüst [CDU] und Christi-
an Weisbrich [CDU]) 

Meine Damen und Herren, vielen Dank für nichts! 

(Heiterkeit und Beifall von SPD und GRÜ-
NEN) 

Was haben Sie erreicht und was, meine Damen und 
Herren, wird im Zusammenhang mit den zitierten 
Äußerungen von Frau Kroes aus der Regierungs-
koalition offenbar? Ich zitiere Herrn Kollegen Papke:  

Wir müssen jetzt aber auch tabulos über die Ü-
bernahme von Sparkassen durch Landesbanken 
im öffentlich-rechtlichen Sektor diskutieren. 

(Zustimmung von Dr. Gerhard Papke [FDP] – 
Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Hört, hört!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben genau diese 
tabulose Diskussion anrichten wollen. Ich sage Ih-
nen ganz deutlich: Wer billigend die Schädigung 
unserer Sparkassenlandschaft in Kauf nimmt, han-
delt vorsätzlich in dieser Frage!  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es geht auch anders. Beispielsweise hat sich der 
Bundesfinanzminister ohne schuldhaftes Zögern 
und Zaudern und ohne Anrufung höherer Mächte 
oder der Bundesparteivorsitzenden der CDU in der 
Sache umgehend geäußert.  

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU]) 

Er hat ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
öffentlich-rechtlichen Sparkassen zur Rechts- und 
Eigentumsordnung der Bundesrepublik Deutschland 
gehören, und Ihnen ins Stammbuch geschrieben, 
dass Sie sich um ein eigenständiges Geschäftsmo-
dell für die WestLB hätten bemühen müssen, an-
statt die Sparkassen mit ins Verfahren zu ziehen.  

Meine Damen und Herren, wenn der Kollege 
Weisbrich dieses Geschäftsmodell zur geheimen 
Kommandosache erklärt und Sie in diesem Zu-
sammenhang vom Schachspielen reden, dann ha-
be ich den Eindruck: Spielen ist richtig, aber kein 
Zocken und keine Hütchenspielerei, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Erst heute Morgen hat mich ein Schreiben der 
Kreissparkasse Düsseldorf erreicht; Sie werden es 
auch bekommen haben, wenn Sie Ihren Schreib-
tisch aufgeräumt haben. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Täglich!) 

In diesem Schreiben fordert die Kreissparkasse 
Düsseldorf uns mit Datum vom gestrigen Tage aus 
Anlass der Anhörung im Landtag und des Inter-
views der Kommissarin dazu auf, die Beratungen 
zum Sparkassengesetz sofort zu stoppen, um 
Schaden von den Sparkassen zu wenden.  

(Beifall von der SPD) 

Ich gehe davon aus, dass im Verwaltungsrat auch 
Kolleginnen und Kollegen von Ihnen sitzen.  
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(Beifall von der SPD) 

Stattdessen halten Sie an Ihren Plänen zur gesetzli-
chen Verankerung der Regelung des S-Finanz-
verbundes fest.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, uns 
glauben Sie in der Sache nicht. Aber tun Sie sich 
selbst einen Gefallen und beschimpfen Sie nicht 
den Chef des Rheinischen Sparkassen- und Giro-
verbandes über die Medien, sondern laden Sie ihn 
einmal in Ihre Fraktion ein und klären mit ihm, wes-
halb die Sparkassen und die Sparkassenverbände 
ganz erhebliche Bedenken haben. Ich bin sicher, 
Herr Breuer besucht Sie gerne einmal.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herr Linssen, diesen Vorwurf müssen Sie sich von 
mir gefallen lassen. Ich komme zum wirklichen 
Schelmenstück bei der Art und Weise der Darstel-
lung der Rolle der Sparkassen bei der gesetzlichen 
Verankerung des Verbundes.  

Ich habe den Finanzminister bewusst im Ausschuss 
gefragt. Der Herr Finanzminister hat bewusst den 
Eindruck erweckt, dass die gesetzliche Festlegung 
des Verbundes im Einvernehmen mit den Verbän-
den im Rahmen der Zukunftssicherung der WestLB 
vereinbart worden sei. Wir hatten im Rahmen der 
Anhörung Gelegenheit – liebe Kolleginnen und Kol-
legen, das muss man sich auf der Zunge zergehen 
lassen –, beide Verbandspräsidenten zu befragen. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Wissen Sie, was sie gesagt haben? – Genau das 
Gegenteil ist passiert. Wir haben darauf bestanden, 
dass das nicht ins Gesetz kommt.  

(Beifall von der SPD) 

Herr Dr. Linssen, Sie haben ganz offensichtlich gro-
ße Schwierigkeiten damit, entweder Sachverhalte 
nacheinander auf die Reihe zu bekommen oder uns 
zu sagen, was tatsächlich passiert ist. – Das ist al-
les andere als eine Meisterleistung! 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Körfges!  

Hans-Willi Körfges*) (SPD): Ich komme zum Ende. – 
Ich finde, dass das Bild vom Zauberlehrling von Goe-
the passt: „Herr, die Not ist groß! Die ich rief, die Geis-
ter, werd’ ich nun nicht los.“  

Meine Damen und Herren, stoppen Sie den Spuk! 
Stoppen Sie das Sparkassengesetz! Tun Sie end-
lich etwas für die Konsolidierung der Westdeut-
schen Landesbank.  

(Anhaltender Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Körfges. – Für die CDU-Fraktion erhält der 
Abgeordnete Lienenkämper das Wort. 

Lutz Lienenkämper (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Banken brau-
chen Vertrauen. In einem schwierigen Umfeld brau-
chen Banken besonders viel Vertrauen.  

Sie brauchen das Vertrauen der Eigentümer genau-
so wie das Vertrauen der Kunden und des Marktes. 

Wir reden heute über die Zukunft der WestLB, 
nachdem vor zwei Tagen Lehman Brothers in die 
Knie gegangen ist und Merrill Lynch in einer Notak-
tion nur noch in letzter Sekunde gerettet werden 
konnte. Kunden und Anleger sind in besonderer 
Weise verunsichert. Dafür muss man Verständnis 
haben. 

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Daher muss man sich heute die Frage stellen: Was 
benötigt eine Bank wie die WestLB in einer solchen 
Situation? – Ganz bestimmt nicht eine solche Dis-
kussion wie heute. 

(Beifall von der CDU – Widerspruch von der 
SPD) 

Frau Kollegin Löhrmann, ist es wirklich sinnvoll, wie 
Sie heute mit verbaler Aufrüstung wie „Adjutant von 
Frau Kroes“ den Eindruck zu erwecken, über das 
schwierige Umfeld hinaus bestehe eine weit größe-
re Bedrohung der WestLB durch Europa, als es tat-
sächlich der Fall ist? 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wenn man die 
Vorlagen liefert …) 

Wir haben eine schwierige Situation; das ist wahr. 
Aber wir tun der Bank, den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und den Kunden einen Tort an, wenn 
wir diese Gefahr jetzt übertreiben. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Die richtige Gefahr 
sitzt in der Landesregierung!) 

Ihre Rede, Frau Kollegin Löhrmann, war ungefähr 
so sinnvoll wie Ihr Vorschlag in der Plenardebatte 
vom 20. Februar – ich zitiere –: 

Sie wissen doch schon länger, dass ein zentraler 
Teil eines vernünftigen Geschäftsmodells der 
Ausbau des Investmentbankings ist. 

Frau Kollegin Löhrmann, wer solche Ratschläge 
gibt, taugt nicht zum seriösen Berater einer Bank in 
schwierigen Zeiten. 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch von 
Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Herr Kollege Körfges, bei Ihren Ausführungen be-
schleicht mich das Gefühl, Sie halten Subprime im-
mer noch für eine Beschreibung Ihres letzten Wahl-
ergebnisses. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Marc Jan 
Eumann [SPD]) 

Wer Sparkassengesetz und WestLB so verknüpft 
wie Sie heute, hat wenig Gespür für die Probleme, 
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sondern zeigt den erkennbaren und durchsichtigen 
Ansatz, Parteipolitik auf dem Rücken der Bank ma-
chen zu wollen. Das lassen wir jedenfalls nicht zu. 

(Beifall von der CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Was haben Sie denn vor? Erzählen 
Sie doch mal!) 

Es ist erforderlich, in aller Ruhe eine vollständige 
Bestandsaufnahme durchzuführen. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Zuerst rate ich Ihnen, auf europäischer Ebene damit 
anzufangen, das Sparkassengesetz und das Beihil-
feverfahren auseinanderzuhalten. Wer den Sach-
verhalt richtig analysiert, kommt am Ende mögli-
cherweise sogar zu richtigen Schlüssen, auch wenn 
ich bei Ihnen trotzdem Zweifel habe. Aber durch ei-
nen falschen Sachverhalt kommen Sie zu falschen 
Schlüssen. Das haben Sie auch heute wieder ge-
zeigt. 

Gemeinsam haben wir die schwierige Aufgabe, 
Frau Kommissarin Kroes davon zu überzeugen, 
dass der Risikoschirm und die gemeinsamen Be-
schlüsse aller Eigentümer in der Nacht auf den 8. 
Februar richtig waren und keine unzulässige Beihilfe 
darstellen. Das macht man aber sinnvollerweise 
nicht über die Presse und schon gar nicht in diesem 
Plenarsaal, sondern so, wie es die Landesregierung 
tut, nämlich in vertrauensvollen Gesprächen und in-
dem man unsere Argumente vorträgt. 

Ich gehe davon aus, dass alle Eigentümer höchst-
verantwortungsvoll gehandelt haben, als die Eigen-
tümervereinbarung, die wir alle kennen, getroffen 
wurde. Deswegen glaube ich, dass es uns in zähen 
Gesprächen gelingen wird, Frau Kommissarin 
Kroes davon zu überzeugen. Das ist eine gemein-
same Verantwortung, die wir in diesem Haus ha-
ben. Schreien und Zerreden bringt in dieser Situati-
on überhaupt nichts. 

(Beifall von der CDU) 

Darüber hinaus gilt es unverändert, die Vereinba-
rung aller Eigentümer zu den Zielen eines Ge-
schäftsmodells in Ruhe weiterzuverfolgen. Ich zitie-
re aus der Eigentümervereinbarung: 

Dazu gehören insbesondere folgende erforderliche 
Maßnahmen: Die Stärkung des Verbundgeschäfts 
mit den Sparkassen und mit den Privatkunden, der 
deutliche Ausbau des Mittelstandsgeschäfts und die 
Optimierung des Großkundengeschäfts, die Weiter-
entwicklung des Immobiliengeschäfts und eine Fo-
kussierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist die 
Aufgabe, an der wir seriös und Schritt für Schritt 
weiterarbeiten. 

(Lachen von der SPD – Horst Becker 
[GRÜNE]: Jeder Gebrauchtwagenhändler ist 
seriöser!) 

Frau Kollegin Walsken, interessant war Ihre histori-
sche Betrachtung, die völlig verunglückt ist. Ich ha-
be von Ihnen ebenfalls eine historische Aussage 
vom 25. September 2003 gefunden, in der Sie das 
damalige Geschäftsmodell der WestLB positiv be-
wertet und als überzeugend dargestellt haben – ich 
zitiere –: 

Bei der Neuausrichtung der Bank handelt es sich 
um einen tiefgreifenden Umbau der Geschäfts-
politik, der nicht auf Produktorientierung basiert, 
sondern eine deutliche Ausrichtung auf den 
Kunden zum Ziel hat. Auf die Bedürfnisse mittel-
großer Finanzinstitute, des Mittelstandes und der 
Versicherungen will die Bank gezielt eingehen. 
Eine stärkere Fokussierung liegt auch auf den 
Sparkassen, die mit internationalen Produkten 
bedient werden sollen. 

(Beifall von der SPD) 

Historische Betrachtungen helfen manchmal auch 
für die Zukunft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kom-
me zum Schluss und konstatiere: Was Sie heute 
gemacht haben, war billige Parteipolitik. Das hat der 
Bank nicht geholfen, sondern geschadet. Hören Sie 
auf damit und kommen Sie auf den Weg zurück, mit 
Europa vernünftig zu sprechen. So geht es, und 
nicht anders. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lienenkämper. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen erhält der Abgeordnete Becker das 
Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! In der Tat gilt: Wer sich den Aufgaben 
stellen will, die mit der WestLB und im Zusammen-
hang mit den Sparkassen anstehen, braucht Ver-
trauen bei allen Akteuren und bei denen, mit denen 
zusammen er die Sparkassen und die WestLB in 
ruhiges Gewässer steuern will. Er darf nicht ohne 
Not und permanent Porzellan zerschlagen, wie Sie 
das machen. 

Das ist keine These der Opposition, was ich Ihnen 
an einigen Punkten deutlich machen will. Wenn der 
Fraktionsvorsitzende der CDU, Herr Stahl, den e-
hemaligen Staatsminister, Herrn Breuer, heute der 
Vorsitzende des RSGV, der sich, wie ich finde, red-
lich bemüht, eine vernünftige Position zwischen die-
sem Haus und den Interessen der Sparkassen und 
der WestLB herbeizuführen, so beschimpft, verspielt 
und schafft kein Vertrauen. Das sage ich, obwohl 
Herr Breuer Ihrer Partei angehört. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie verbreiten über die Medien öffentlich: 
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Dass der rheinische Sparkassenpräsident Mi-
chael Breuer (CDU) in seiner früheren Funktion 
als NRW-Europaminister das Gesetz mit formu-
liert hatte und ihm dann 2007 auch zugestimmt 
hatte, kommentierte Stahl damit, dass Breuer 
nun einen „anderen Hut“ aufhabe und seine Mit-
glieder hinter sich bringen wolle.  

Die Sparkassen hätten zuvor „unter anderem ein 
Ausklammern des Finanzverbundes mit der WestLB 
aus dem Sparkassengesetz“ gefordert. Ich kann Ih-
nen nur sagen: Sie irren sich. Ich weiß definitiv – 
Sie müssten es mindestens genauso gut wissen wie 
ich –, dass Herr Breuer das, was er heute sagt, 
schon gesagt hat, als er noch Mitglied Ihrer Fraktion 
war. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wer mit den Menschen so umgeht wie Sie mit Ihren 
eigenen Parteifreunden, der kann doch nicht ernst-
haft von Vertrauen im Prozess reden.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, was braucht die Bank? – 
Eine gemeinsame Verantwortung! Eine gemeinsa-
me Verantwortung – Kollegin Löhrmann hat eben 
darauf hingewiesen – besteht jedenfalls nicht darin, 
innerhalb eines Dreivierteljahres acht verschiedene, 
auf gut Deutsch, Säue durchs Dorf zu treiben, wie 
die WestLB jetzt angeblich saniert werden solle, a-
ber gleichzeitig eines zu tun, was auch kein Ver-
trauen rechtfertigen kann, nämlich offensichtlich die 
Hausaufgaben in der Koalition bis heute nicht ge-
macht zu haben.  

Während Herr Linssen eben hier sagte: „Mit Metro-
polsparkassen, also einer vertikalen Struktur, habe 
ich nichts mehr zu tun; das habe ich eingesehen, 
das wollen die Sparkassen nicht, das machen wir 
nicht“, erklärt Herr Papke für die FDP-Fraktion: 
„Sparkassen an WestLB ist kein Tabu“. Als ihm das 
eben vorgehalten wurde, hat er genickt, da hat er 
gesagt: „Ja, so ist es.“  

(Gisela Walsken [SPD]: Chaos!) 

Herr Linssen, sprechen Sie für sich oder sprechen 
Sie für Ihren heimlichen Chef? Das ist hier die Fra-
ge. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Da kann ich nur sagen: À la bonne heure. Die FDP 
setzt sich Stück für Stück mit einer falschen und für 
das Land schädlichen Position klammheimlich ge-
gen drei Fraktionen durch und spielt das falsche 
Spiel zusammen mit der EU.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Bildlich gesprochen: Hinter jeder Neelie steckt ein 
Gerhard. Man kann die Dinge natürlich auch so or-
ganisieren und den Prozess so gegen die Wand 
fahren, dass man am Schluss die Hände in Un-
schuld wäscht und sagt: Das war die EU. 

Meine Damen und Herren, ich unterstelle Herrn 
Papke, Herrn Weisbrich und diesem marktradikalen 
Teil der CDU, inzwischen auch ein Stück weit Herrn 
Linssen – ich muss das leider so sagen –, dass Sie 
diesen Prozess wissentlich und keineswegs aus 
Versehen herbeiführen; denn ein Dreivierteljahr so 
viele Dummheiten hintereinander zu begehen, traue 
ich noch nicht einmal Ihnen zu.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie machen das wissentlich. Die Strategie der FDP – 
ich wollte fast sagen: der Familie Papke – geht in 
diesem Teil offensichtlich auf. Sie geht offensichtlich 
auf, wobei man den privaten Banken in die Hand 
spielt. Wenn Sie das Vertrauen, von dem Sie reden, 
zurückerwerben wollen, so kann ich Ihnen nur raten: 
Gehen Sie auf die kommunalen Spitzenverbände – 
das sind in der Mehrzahl Ihre Parteifreunde in der 
CDU – zu, gehen Sie auf die beiden Sparkassen- 
und Giroverbände zu, gehen Sie auf die Landräte 
und auf die Oberbürgermeister sowie auf alle diejeni-
gen zu, die Ihnen seit anderthalb Jahren einen Rat-
schlag nach dem anderen geben, den Sie nicht be-
folgen. Dabei sind Sie offensichtlich nicht in der Lage, 
eine vernünftige Politik zu machen, was sich an den 
letzten zwölf bis 15 Monaten belegen lässt. Alles, 
was Sie gesagt haben, hat nicht geklappt und nicht 
gestimmt – bis hin zu Ihrer Äußerung aus dem Feb-
ruar, dass das mit der EU kein Problem sei. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie so weiterma-
chen: Die nächste Frist endet am 8. Oktober; dann 
werden Sie zum nächsten Mal Bescheide von der 
EU bekommen. Herr Papke wird dann da sitzen und 
sich klammheimlich freuen, und Sie werden dann 
dort sitzen und so tun, als sei es die Opposition ge-
wesen. Die hat aber an der Stelle überhaupt keine 
Aktien. Wissen Sie nicht, Herr Linssen, dass Sie in 
den Jahren, in denen unter anderem die jetzigen 
Risiken angehäuft worden sind, im Verwaltungsrat 
der WestLB gesessen haben? – Es war eben keine 
rot-grüne Zeit.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Gisela 
Walsken [SPD]: So ist es!) 

Deswegen lassen Sie diese unendliche Arroganz, 
die durch nichts, aber auch gar nichts von den Fak-
ten her in den letzten anderthalb Jahren gerechtfer-
tigt ist! Lassen Sie uns zu einer Zusammenarbeit 
zwischen drei Fraktionen in diesem Hause zurück-
kehren, und lassen Sie nicht weiter zu, dass eine 
Fraktion ihr perfides Spiel gegen die Sparkassen 
klammheimlich hier im Hause durchsetzt! – Schö-
nen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Becker. – Für die FDP-Fraktion hat 
jetzt Herr Dr. Papke das Wort. 
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Dr. Gerhard Papke (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bin immer noch von diesen bemerkenswer-
ten Redebeiträgen der Opposition beeindruckt,  

(Gisela Walsken [SPD]: Das glaube ich 
schwer!) 

deren Radikalismus leider wieder einmal in umge-
kehrter Proportionalität zum Sachgehalt der Beiträ-
ge gestanden hat, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP – Gisela Walsken [SPD]: 
Wer hat Ihnen das denn aufgeschrieben?) 

– Frau Kollegin Walsken, bitte, jetzt habe ich das 
Wort. – Ich habe einige Sentenzen von Ihnen mit-
geschrieben: Raubzug bei den kommunalen Spar-
kassen.  

(Gisela Walsken [SPD]: Ja!) 

Der Ministerpräsident würde bewusst den Sparkas-
sen schaden.  

(Gisela Walsken [SPD]: Ja! Weiter!) 

Bei Frau Kollegin Löhrmann war es noch doller: To-
tengräber. Der Ministerpräsident sei der Totengrä-
ber der WestLB und der Sparkassen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wird zum To-
tengräber!) 

Ein tödlicher Stoß gegen die Sparkassen! – Sagen 
Sie mal, Frau Kollegin Löhrmann, hat Ihr Reden-
schreiber zu viele Bruce-Willis-Filme in den letzten 
Tagen geguckt? Was ist denn bei Ihnen los?  

(Heiterkeit von der CDU) 

Etwas mehr Seriosität in der Auseinandersetzung 
mit einer wirtschaftspolitischen Fragestellung, die 
die Sparkassen und die Westdeutsche Landesbank 
ganz unmittelbar berührt, müssen wir und dürfen die 
Wählerinnen und Wähler von Ihnen schon erwarten.  

(Ralf Jäger [SPD]: Das müssen Sie gerade 
sagen!) 

Etwas weniger Sprachextremismus und etwas mehr 
Sachverstand, Frau Kollegin Löhrmann könnten da 
hilfreich sein. Das aber nur vorab.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, die Finanzmarktkrise hat 
in den letzten Tagen, besonders in der Nacht von 
Sonntag auf Montag, einen neuen dramatischen 
Höhepunkt erreicht. Bisher gibt es, Gott sei Dank, 
keine vergleichbaren unmittelbaren Auswirkungen 
auf den Finanzplatz und auf die Bankenlandschaft 
bei uns in Deutschland und auch nicht in Nordrhein-
Westfalen. Aber Millionen von Bankkunden, die 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land sind ver-
unsichert. Die zentrale Frage, die von den Men-
schen dieser Tage gestellt wird, lautet: Wie sicher 
ist mein Geld?  

Deshalb, meine Damen und Herren, war es richtig, 
dass der Bundesfinanzminister gestern bei der Ein-
bringung des Bundeshaushaltes vor Panikmache 
gewarnt hat. Deshalb ist es richtig, dass die Bun-
deskanzlerin heute in ihrem Redebeitrag vor dem 
Deutschen Bundestag ebenfalls zu Ruhe und Ge-
lassenheit gemahnt hat, damit die Menschen nicht 
verunsichert werden. Und deshalb wäre es eigent-
lich auch Ausdruck unserer gemeinsamen Verant-
wortung in der Debatte, heute im Landtag Nord-
rhein-Westfalen, im Parlament des größten und 
wichtigsten Bundeslandes, auch den verunsicherten 
Kundinnen und Kunden aller Institute ein Signal zu 
geben: Es gibt keinen Anlass für Panik. Wer sein 
Geld nicht in Risikopapiere angelegt hat, der muss 
jetzt auch keine Sorge um sein Erspartes haben. – 
Meine Damen und Herren, das wäre die Verantwor-
tung des Parlaments in dieser Debatte gewesen. 

(Beifall von FDP und CDU)  

Und das Gegenteil passiert. Das finde ich schon 
bemerkenswert, Frau Kollegin Kraft, denn Sie sind 
als Fraktionsvorsitzende für die Grundlinie, die hier 
auch von Ihrer zuständigen Sprecherin intoniert 
wird, mit verantwortlich.  

(Sören Link [SPD]: Wer hat die Rezession 
denn herbeigeredet?) 

Noch nie war die Hetz- und Verunsicherungskam-
pagne in Richtung der Sparkassen und ihrer Kun-
den, meine Damen und Herren, so verantwortungs-
los und gefährlich wie dieser Tage – die Hetz- und 
Verunsicherungskampagne, die vor allem die Sozi-
aldemokraten in diesem Parlament veranstalten. 

(Beifall von der FDP – Gisela Walsken [SPD]: 
Plus 8.000 Demonstranten! 8.000!) 

Ich will das wirklich deutlich machen, Frau Kollegin 
Walsken, am Beispiel dieser unsäglichen Schrift, mit 
der Sie offenbar in diesen Tagen die Haushalte ü-
berfluten wollen.  

(Zurufe von der SPD) 

Da heißt es: Die Privatisierung der Sparkassen be-
deutet den Verlust von landesweit 110 soliden und 
zukunftsfähigen Sparkassen in NRW mit rund 2.500 
Geschäftsstellen für 11 Millionen Kunden.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von Gisela 
Walsken [SPD]) 

Wer will denn die Sparkassen privatisieren, Frau 
Kollegin Walsken?  

(Zurufe von der SPD: Sie! Sie!) 

Niemand will die Sparkassen privatisieren. Entwe-
der sind Sie des Lesens nicht mächtig – dann soll-
ten Sie es lernen –, oder Sie sollten aufhören, den 
Menschen in diesem Land vorsätzlich Lügenge-
schichten aufzutischen! Frau Kollegin Walsken, das 
ist die Realität. 
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(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Ruhig!) 

Sie verunsichern die Sparkassen, ihre Mitarbeiter 
und ihre Kunden, und das ist ein Skandal. Es ist ein 
schlechter Witz, dass Sie diese Hetzschrift auch 
noch als angebliche Informationsschrift kennzeich-
nen.  

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Jetzt, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, bitte 
ich einmal zuzuhören. Das steht hinten drauf. Auf 
dieser Hetzschrift der SPD steht: Diese Veröffentli-
chung der SPD-Landtagsfraktion dient ausschließ-
lich der Information.  

(Lachen von der FDP) 

Es geht noch weiter: Sie darf nicht zum Zwecke der 
Wahlwerbung verwendet werden.  

(Lachen von CDU und FDP) 

Wenn das das Niveau ist, auf dem die traditionsrei-
che SPD-Landtagsfraktion die Bürgerinnen und 
Bürger informiert, dann sollten Sie alle nach Hause 
gehen; das will ich Ihnen einmal sagen. Wenn das 
Ihr sachliches und politisches Niveau ist, das Sie 
der Öffentlichkeit präsentieren –  

(Beifall von FDP und CDU) 

da kann es einen wirklich nur schütteln. Sie werden 
Ihrer Verantwortung hier nicht gerecht.  

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Vielleicht melde ich 
mich gleich noch einmal, Frau Kollegin Walsken, 
weil ich den Eindruck habe, der sachliche Aufklä-
rungsbedarf ist bei Weitem noch nicht erschöpft.  

Ich möchte aber, wenn der Präsident so freundlich 
ist, mir einige wenige Sekunden zu schenken, auf 
eines doch noch hinweisen: 

Erstens. Niemand im Landtag Nordrhein-Westfalen 
will die Privatisierung der Sparkassen.  

(Beifall von FDP und CDU – Zurufe von SPD 
und GRÜNEN) 

Zweitens. Die Privatisierung der Sparkassen ist in 
der Novelle des Sparkassengesetzes ausdrücklich 
ausgeschlossen. Was erzählen Sie denn hier der 
Öffentlichkeit? 

(Beifall von FDP und CDU) 

Fangen Sie Ihren Popanz wieder ein!  

Dritte und letzte Bemerkung, meine Damen und 
Herren. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege! 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Wir werden eine kon-
struktive Debatte mit der Europäischen Kommission 
auch führen müssen. Zu Ihrer verantwortungslosen 
Haltung gehört nämlich auch, dass Sie so tun, als 
könne man das, was die Kommission und die zu-
ständige Wettbewerbskommissarin auch deutlich 
gemacht haben, … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Papke! 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Ich bin im letzten Satz, 
Herr Präsident. 

… ignorieren. Das wird nicht gelingen. Sie haben 
schon einmal versucht, die Haltung der Kommission 
zu ignorieren, als es um den Wegfall von Anstalts-
last und Gewährträgerhaftung ging. Es hat da nicht 
funktioniert, und es wird auch jetzt nicht funktionie-
ren. – Ich danke Ihnen für Ihre Geduld, Herr Präsi-
dent, und für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Die Geduld wurde 
ordentlich strapaziert, ja. – Meine Damen und Her-
ren, die Debatte geht weiter. Für die SPD-Fraktion 
hat der Abgeordnete Börschel das Wort.  

Martin Börschel (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich kann auch in der jetzt 
anlaufenden dritten Runde dieser Debatte und die-
ser Aktuellen Stunde nicht umhin, mich noch einmal 
an den Anfang der heutigen Ausführungen zu erin-
nern und einzuräumen, dass ich mich bei dem ers-
ten Redebeitrag des Kollegen Weisbrich nicht er-
wehren konnte, mich ein wenig zu schämen. Ich 
muss das ganz ehrlich sagen. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Kollege Weisbrich, es ist die peinlichste und 
absurdeste Version einer Dolchstoßlegende, die ich 
in meinem Leben je gehört habe, die Sie hier heute 
aufgetischt haben.  

(Beifall von der SPD) 

Denn Sie hatten in Ihrer Debatte nichts im Sinn au-
ßer Schuldzuweisungen für den bunten Strauß an 
Aktivitäten der letzten 20 Jahre. Mal abgesehen da-
von, dass Herr Linssen, wie Sie und wir alle wissen, 
seit den 90er-Jahren in Aufsichtsgremien der 
WestLB sitzt, haben Sie, aber auch der Finanzmi-
nister schon wieder die Chance vertan, die oft ge-
nug im Hause und im Haushalts- und Finanzaus-
schuss vorgetragenen Umstände, dass ein Großteil 
der verlustreichen Papiere, die die WestLB jetzt be-
lasten, nach dem Regierungswechsel ins Portfolio 
aufgenommen wurde, zu widerlegen.  
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(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Da Sie zum wiederholten Mal diese Chance haben 
verstreichen lassen, sollten Sie auch ein für allemal 
zugeben: Sie können das nicht widerlegen. Deswe-
gen sollten Sie auch nicht länger das Gegenteil be-
haupten, weil es schlicht nicht wahr ist.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich meine, das sollten wir in diesem Hause dann 
auch zur Kenntnis nehmen. 

Wenn dann, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
Sie, Herr Kollege Weisbrich, die Ängste der 6.000 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Sie im Rahmen 
Ihrer Unterschriften- und Postkartenkampagne deut-
lich gemacht haben, nämlich die Ängste dieser Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter um ihren Arbeitsplatz, 
als „schnatternde Aufgeregtheit“ bezeichnen, dann 
ist das, Herr Kollege Weisbrich, zynisch und ein 
Missbrauch Ihres Mandats als Vertreter des Volkes 
in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Jeder im Hause, der Seriosität in der Debatte an-
mahnt – das war so gut wie jeder, der heute für die 
Koalitionsfraktionen oder die Regierung bislang das 
Wort ergriffen hat –, sollte sich erstens selbst daran 
halten – darauf komme ich gleich noch –, sich aber 
zweitens Folgendes vor Augen halten: Es bleibt da-
bei, es bleibt wahr, es ist überhaupt nicht widerleg-
bar und im Ernst auch von Ihnen nicht bestritten 
worden: Die Sparkassen als Mehrheitseigentümer 
der WestLB haben vor geraumer Zeit einen von 
mehreren Lösungsvorschlägen gemacht, nämlich 
die LBBW.  

Der Ministerpräsident hat aus rein parteipolitisch 
motivierten Gründen diesen Lösungsansatz blo-
ckiert. Das wird auch nicht dadurch verschönert, 
dass Herr Linssen heute wieder ohne jeden Beleg, 
ohne jeden Hauch von Inhaltlichkeit behauptet, das 
sei aus wohl erwogenen Gründen entstanden und 
geschehen. Die wohl erwogenen Gründe sind die, 
dass Herr Linssen Herrn Oettinger nicht leiden kann 
und sich revanchieren wollte, dass er auf dem Par-
teitag der CDU nicht die vernünftigen Ergebnisse 
bekommen hat – pardon, Herr Rüttgers, Entschuldi-
gung,  

(Beifall von der SPD) 

da habe ich mich versprochen. Ich meine natürlich 
Herrn Rüttgers, auch wenn man ansonsten die bei-
den in dieser Debatte sehr leicht in ein Boot setzen 
kann. 

(Zuruf von Sören Link [SPD]) 

Dann hat der Ministerpräsident – Kollege Körfges 
hat es gerade noch einmal eindrucksvoll durch Ihr 
eigenes Schriftstück belegt – die Angelegenheit 
WestLB zur Chefsache erklärt. Aber außer unaus-
gegorenen Vorschlägen ist kein einziges brauchba-
res Ergebnis dabei herausgekommen, sondern ein-

zig und allein der Umstand, dass Sie jetzt die Spar-
kassen als Mehrheitseigentümer dringend auffor-
dern, endlich Vorschläge zu machen, wie man aus 
der Misere herauskommt.  

Absurder geht es kaum. Deswegen fällt mir dazu 
der viel bemühte und einzig mögliche Vergleich mit 
demjenigen ein, der ein Feuer anfacht, sich dann 
zum Feuerwehrhauptmann aufschwingt, aus orga-
nisatorischen Gründen erst einmal die Löschgeräte 
aller Beteiligten einsammelt und dann verlangt, dass 
die Geschädigten das Feuer selbst löschen. Das ist 
Herr Rüttgers, das ist der Ministerpräsident dieses 
Landes. 

(Beifall von der SPD) 

Am meisten wundert mich an der heutigen Debatte 
letztlich, dass sowohl Sie, Herr Kollege Papke, als 
auch Sie, Herr Minister Linssen, sich die Schuldzu-
weisungen der letzten Jahre, die in diesem Haus oft 
vorgetragen, besprochen und durch Untersu-
chungsausschüsse widerlegt worden sind, wieder-
um zu eigen gemacht haben, während es doch um 
die Zukunft der WestLB gehen soll und die Regie-
renden sagen sollen, wohin die Reise bei der 
WestLB geht. Sie haben sich diese vor dem Hinter-
grund einer außerordentlich bewegenden, beweg-
ten und eindrucksvollen Anhörung zum Sparkas-
sengesetz zu eigen gemacht.  

Herr Papke, Sie waren wenigstens zeitweise dabei. 
Der Herr Minister dagegen hat von Anfang bis Ende 
durch Abwesenheit geglänzt. 

Trotzdem kommen wir nicht umhin, hier festzustel-
len: Sie sind ganz offenkundig unbelehrbar. Sie sind 
einfach unbelehrbar. Alle Expertinnen und Experten, 
die anwesend waren – sei es aus dem Sparkassen-
lager, aus der Rechtswissenschaft oder aus dem 
Lager der privaten Banken –, haben, bei aller Un-
terschiedlichkeit im Detail, Ihnen zumindest eines 
ins Stammbuch geschrieben: Lassen Sie diese un-
sinnige Verknüpfung von Sparkassengesetz und 
WestLB-Rettungsaktion sein! Lassen Sie das sein; 
denn es ist brandgefährlich. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dies haben Sie nicht nur nicht verstanden – das 
glaube ich zumindest von einem Großteil der CDU-
Fraktion –, sondern Sie, Herr Kollege Papke, und 
auch Sie, Herr Linssen, haben Ihre Masken heute 
ein Stück weit fallen lassen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Das wollen sie nicht 
verstehen!) 

Sie wollen nämlich, dass durch diese unselige Ver-
knüpfung der Debatte das Sparkassenwesen in 
Nordrhein-Westfalen in ernsthafte Bedrängnis gerät. 
Das ist Ihr eigentliches Ziel. Das ist nämlich das 
Entscheidende und Gefährliche an der Angelegen-
heit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Herr Börschel, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Martin Börschel (SPD): Das ist Ihr eigentliches 
Ziel. Deswegen meine ich, Sie sollten das entweder 
hier offen bekennen – dann ist nämlich die 
Schlachtlage klar –, oder Sie sollten diese unselige 
Verknüpfung sein lassen und den Konsolidierungs-
prozess der Landesbank endlich aktiv begleiten.  

Aber auf jeden Fall sollten Sie die Novelle des 
Sparkassengesetzes fallen lassen. Das ist die ein-
deutige Botschaft der Experten. Hören Sie ein ein-
ziges Mal in dieser Legislaturperiode auf die Exper-
ten! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Börschel. – Für die FDP-Fraktion er-
hält Herr Dr. Orth das Wort. 

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde es 
bedauerlich, dass wir an einem Tag wie heute nicht 
auch einmal darüber sprechen, wie wir die Spar-
kassen zukunftsfähig machen könnten, anstatt dass 
wir von Ihnen, von der Opposition, in länglichen Bei-
trägen die ganze Zeit nur zu hören bekommen, 
dass Sie das nicht wollen, was wir vorgelegt haben. 

Die Oppositionsarbeit, wie ich sie bis 2005 kennen-
gelernt habe, war eine andere. Wir haben Gesetz-
entwürfe formuliert, wir haben Anträge mit Inhalt 
formuliert, und wir haben Sie vor uns hergetrieben. 

(Lachen von der SPD) 

Im Interesse der Bürgerinnen und Bürger hätte ich 
mir gewünscht, dass das auch jetzt so wäre, dass 
auch Sie Ihre Arbeit endlich einmal ordentlich ma-
chen würden, meine Damen und Herren! 

(Beifall von der FDP – Gisela Walsken [SPD]: 
Da waren Sie aber dabei! Der Gag war gut! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Es ist schon auffallend, dass Sie sich in all Ihren 
heutigen Beiträgen kein einziges Mal dazu einge-
lassen haben: Was ist denn mit dem Trägerkapital? 
Was ist mit der Gewinnausschüttung? Was ist mit 
dem Girokonto für jedermann? 

(Zurufe von der SPD) 

All das sind Dinge, die wir für wichtig erachten, die 
Transparenz und Vorteile auch für die Verbraucher 
bringen. Von Ihnen hören wir zu all diesen Komple-
xen gar nichts. Sie ducken sich einer Schlagzeile 
wegen in der Sache weg. Aber die Schlagzeile wird 
verpuffen, meine Damen und Herren! 

(Beifall von der FDP – Gisela Walsken [SPD]: 
Heftiger Applaus der eigenen Fraktion!) 

Wenn ich an die Anhörung denke, der ich ebenfalls 
beigewohnt habe, muss ich sagen: Es war doch be-
zeichnend. Sie haben vor der Anhörung angekün-
digt, das Sparkassengesetz müsse weg. Sie haben 
es nach der Anhörung gesagt; also haben Sie of-
fenkundig gar nicht zugehört. Vorher habe ich es 
Ihnen noch verziehen, aber nachher habe ich es Ih-
nen nicht mehr verzeihen können. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Sie haben vorher auch angekündigt, es würden hier 
10.000 Menschen demonstrieren. Was war? Es wa-
ren weniger als 10.000. 

(Svenja Schulze [SPD]: Zwei weniger! – Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Das, von dem Sie meinen, dass es die Massen be-
wegen wird, ist in Wirklichkeit Ihr Versuch, endlich 
einmal ein Thema zu bekommen. Ihnen fällt kein 
eigenes ein, und deshalb reiten Sie auf dem Ge-
setzentwurf der Regierungsfraktion. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP] – Hans-Willi 
Körfges [SPD]: Begeisterter Beifall! Beifall 
von Herrn Witzel! La Ola!) 

– Herr Körfges, dass ich Sie nicht begeistere, ist mir 
völlig klar. Ich habe es bei Ihnen inzwischen aufge-
geben. Aber ich glaube, dass das Land – ich muss 
sagen, Sie erweisen dem Land damit einen Bären-
dienst – endlich ein neues Sparkassengesetz 
braucht. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Wozu denn? Warum 
denn?) 

Das Land kann doch nicht allen Ernstes, bei all den 
Veränderungen im Markt, die wir heute hier teilwei-
se besprochen haben, und bei den Krisen, die es 
auf der Welt gibt, sagen: Was so bleibt, wie es ist, 
ist das Sparkassengesetz in NRW. – Das ist lebens-
fremd von Ihnen von der Opposition. Kommen Sie 
doch endlich in der Wirklichkeit an, meine Damen 
und Herren! 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Horst Be-
cker [GRÜNE]) 

– Herr Becker, es ist ja schön, dass Sie schreien. 
Aber wenn ich Ihre schönen Nettigkeiten uns ge-
genüber höre, habe ich das Gefühl, Sie leiden im-
mer noch an der Depression aus Ihrer eigenen Re-
gierungszeit. Offenkundig haben Sie als Grüne gar 
nichts bewegt, sodass Sie es uns schon immer 
dann neiden, wenn wir gemeinsam etwas auf den 
Weg bringen. Sie Grüne waren in Ihrer Regierungs-
zeit offenkundig wirkungslos, sonst hätten Sie ja 
hier zu dem Thema etwas Vernünftiges vorgelegt. 

(Sören Link [SPD]: Nur weil Sie die Augen 
zumachen, ist es noch nicht Nacht!) 

Ihr Redebeitrag zeigt doch – wenn Sie hier Ihre 
Angst vor marktradikalen Kräften ins Mikrofon po-
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saunen –, dass Sie in Wirklichkeit viel näher bei 
Herrn Sagel sind, als Sie es offen zugeben. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Horst Be-
cker [GRÜNE]) 

In diesem Gesetzentwurf gibt es nämlich absolut 
gar nichts Marktradikales. Das Radikalste, was wir 
im Gesetzentwurf haben, ist die Freiheit der Kom-
munen, zu entscheiden, ob sie ein Trägerkapital 
ausweisen wollen oder nicht – 

(Gisela Walsken [SPD]: Wozu denn? Was 
soll die Freiheit denn?) 

ohne dass es fungibel ist, es geht einfach um 
Transparenz –, und die Freiheit, zu entscheiden, 
was man mit den Erträgen macht. 

(Sören Link [SPD]: Aber die Wahlfreiheit wird 
beschnitten!) 

Sie wollen wenig Freiheit, das ist mir klar. 

(Zurufe von der SPD) 

Aber wir haben uns dazu durchgerungen, den 
Kommunen diese wenigen Freiheiten zu geben, 
weil wir glauben, dass das ein vernünftiger, zu-
kunftsfähiger Weg ist. 

(Gisela Walsken [SPD]: Die wollen die gar 
nicht! – Hannelore Kraft [SPD]: Die wollen 
das gar nicht! Das haben wir bei der Anhö-
rung gehört! – Horst Becker [GRÜNE]: Das 
nennen Sie Freiheit!) 

Wir haben schon einmal darüber gesprochen. Ich 
bleibe dabei: Die wahren Konservativen in diesem 
Land sind offenkundig die Oppositionsparteien. 

(Beifall von der FDP) 

Sie wollen und wollen sich noch nicht einmal einen 
Millimeter bewegen. 

(Zurufe von der SPD) 

Auch auf die Geschichtsklitterung im Zusammen-
hang mit der WestLB will ich noch einmal kurz zu 
sprechen kommen. Wer hat denn den Vorstands-
vorsitzenden eingestellt, den wir hinterher verab-
schieden mussten? Waren das die Regierungsfrak-
tionen, oder waren Sie das? Wer hat denn den 
Sparkassen die Mehrheit an der WestLB verschafft? 
Waren wir das, oder waren Sie das? 

(Beifall von FDP und CDU) 

Warum waren die Sparkassen trotz ihrer Mehrheit 
nicht in der Lage, bei der WestLB eine vernünftige 
Politik zu machen? Haben Sie darüber einmal 
nachgedacht? Wer hat den Sparkassen denn gehol-
fen, als sie das Geld für Sparkassenbeteiligungen in 
Berlin verpulvert und für den Risikoschirm kein Geld 
mehr hatten? Wer war das denn? Das war die jetzi-
ge Landesregierung. 

(Lachen von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wenn Sie die 
Historie einmal aufarbeiten würden, hätten Sie von 
der Opposition jedenfalls ganz viel zu tun. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Orth. – Für die SPD-Fraktion erhält Herr Abge-
ordneter Groschek das Wort. 

(Zurufe von CDU und FDP: Oh!) 

Michael Groschek (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Klarheit und Wahrheit hätte 
diese Debatte bringen können. Aber die Regie-
rungskoalition hat sich anders entschieden. Wir ha-
ben hier zur Kenntnis nehmen müssen, dass eben 
nicht klargestellt wurde, auch nicht durch den Fi-
nanzminister, dass dieses Sparkassengesetz nicht 
von Lohnschreibern der Beratungsfirma Freshfields 
begleitet wurde. Sagen Sie doch: Diese Beratung 
hat nicht stattgefunden. – Das wäre ein Stück mehr 
Klarheit und Wahrheit. Wir würden uns darüber 
freuen, Herr Finanzminister. 

(Beifall von der SPD) 

Warum ist dieses Beratungsunternehmen so wich-
tig? Weil es schon ein anderes Bankgeschäft bera-
ten hat und weil die Sparkassenszene zu Recht 
vermutet, dass das Sparkassengesetz in Nordrhein-
Westfalen so formuliert wurde, dass es in Brüssel 
gecancelt werden musste. Sie sind zu feige, Eigen-
verantwortung für die Privatisierung der Sparkassen 
und die Vertikalisierung zu übernehmen. Das wollen 
Sie nicht. Deshalb muss Brüssel Ihnen da aus der 
Patsche helfen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Warum bekennen Sie sich nicht klar zu dieser Ver-
antwortung? Der Kollege Papke kann hier als wan-
delnde Nebelkerze auftreten und so tun, als sei das 
Sparkassengesetz womöglich noch ein Rettungs-
anker für die internationale Finanzkrise. So hat er es 
ja dargestellt. Sie als Finanzminister können das 
nicht. Eigentlich kann das auch der Ministerpräsi-
dent nicht. Es ist schon nahe an einem Skandal, 
wenn die Chefsache mit einem leeren Chefsessel 
im Parlament angegangen wird, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Gerade der Finanzminister müsste sich darüber 
empören; denn er ist doch in den Schwitzkasten 
genommen worden nach dem Motto: Lieber Helmut, 
lass mich mal machen! – Er war doch in der Kneif-
zange von Rüttgers und Breuer. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Beide sind heute nicht da – der eine aus verständli-
chen Gründen, der andere war eigentlich erst ab 
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15 Uhr entschuldigt, hat sich aber gestern bei der 
Traumnacht mit Merkel offensichtlich erkältet. 

(Heiterkeit und Beifall von SPD und 
GRÜNEN) 

Zu dem Risiko und zu dem Vertrauen: Hier ist deut-
lich geworden, dass Sie eben nicht die Vertrauens-
leute der Sparkassenszene sind. Ihre eigenen Leu-
te, Herr Weisbrich, Vorstand und Verwaltungsrat der 
Kreissparkasse Düsseldorf, haben Ihnen gestern 
noch – Kollege Körfges hat darüber gesprochen – 
ins Stammbuch geschrieben: Es ist historisch ein-
malig in Nordrhein-Westfalen, dass eine Landesre-
gierung ein Sparkassengesetz gegen die Sparkas-
senverbände und gegen die kommunalen Spitzen-
verbände formuliert. Es ist einmalig, so die 
Kreissparkasse Düsseldorf – Ihre Leute! –, dass ei-
ne Zwangsvereinigung statt einer funktionierenden 
Partnerschaft gesetzlich verordnet werden soll. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es ist einmalig, dass in Nordrhein-Westfalen als 
einzigem Bundesland diese jetzt funktionierende 
Partnerschaft zu gesetzlichem Zwang werden soll. 
Das gibt es in ganz Deutschland nicht. 

(Horst Becker [GRÜNE]: So ist es!) 

Von den Sparkassen ist auch kritisiert worden, dass 
mit diesem Gesetz eine zusätzliche politische Lang-
fingerei manifestiert werden soll. Denn es soll ein 
neues Aufsichtsgremium geschaffen werden, das 
darüber wacht, was Sparkassen und WestLB mit-
einander an Partnerschaft vereinbaren und treiben. 
Die Kreissparkasse Düsseldorf – Kollege Weisbrich, 
Ihre Leute! – kommt deshalb zu dem schriftlichen 
Urteil: Dieses Sparkassengesetz ist ein Enteig-
nungsgesetz. – Die CDU hat das formuliert, nicht 
wir. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dieses Sparkassengesetz ist ein Enteignungsge-
setz; denn es enteignet die kommunalen Träger um 
ihr Sparkassenvermögen. Das ist Ihre Sprache. Und 
an dem Punkt haben Sie recht; das kann ich nur un-
terstreichen. 

Das Schreiben endet mit der dringlichen Bitte: Strei-
chen Sie die Novelle zum Sparkassengesetz! – Die-
ser Ihrer christdemokratischen Bitte können wir So-
zialdemokraten uns nur aus vollem Herzen an-
schließen. Da sollten wir gemeinsam handeln. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Groschek. – Für die CDU-Fraktion 
hat noch der Abgeordnete Klein um das Wort gebe-
ten. 

Volkmar Klein (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Was hat uns die Dis-
kussion denn jetzt eigentlich gebracht? 

(Zuruf: Nichts!) 

Dass die WestLB in einer wirklich schwierigen Si-
tuation ist, 

(Martin Börschel [SPD]: Jetzt reden Sie aber 
die Bank schlecht!) 

ist klar. Das wussten wir allerdings schon vorher. 
Diese Erkenntnis bezieht sich auch nicht allein auf 
die WestLB, sondern – auch darauf ist schon hin-
gewiesen worden – betrifft im Moment weltweit 
praktisch alle Banken ganz massiv. Wer hätte denn 
vor wenigen Wochen noch gedacht, dass ein so 
ehrwürdiges Institut wie UBS in Schwierigkeiten ge-
rät, dass Lehman Brothers komplett abgewickelt 
wird? Das ist heute aber nichts Neues mehr. Die 
Banken sind in einer schwierigen Situation. 

Deswegen ist es an sich auch gut, Gelassenheit 
und Ruhe auszustrahlen – 

(Bodo Wißen [SPD]: Das gelingt Ihnen sehr 
schwer!) 

eine Erkenntnis, von der ich dachte, sie wäre vor 
drei Wochen gerade bei der Opposition besonders 
lebhaft vorhanden gewesen, als es nämlich darum 
ging, ob die Anhörung zum Sparkassengesetz 
durchgeführt wird oder nicht. Damals hatte der Vor-
standsvorsitzende der WestLB zu Recht darauf hin-
gewiesen: Bitte nutzt die Anhörung zum Sparkas-
sengesetz nicht dazu, über die WestLB und Einzel-
heiten von Geschäftsmodellen etc. in aller Öffent-
lichkeit zu diskutieren! – Ein bedenkenswerter Vor-
schlag, den die Opposition sogar genutzt hat, formal 
darum zu bitten, die Anhörung aufzuschieben!  

Es ist damals gelungen, die WestLB praktisch kom-
plett aus der Anhörung zum Sparkassengesetz he-
rauszuhalten. Wenn ich aber heute sehe, dass Sie 
einen Tagesordnungspunkt beantragt haben, um nur 
über die WestLB zu reden, dann frage ich mich na-
türlich: War das damals überhaupt ernst gemeint – 
aus Sorge, das nicht in aller Öffentlichkeit zu zeleb-
rieren? – Nein, offensichtlich ganz und gar nicht. Es 
geht Ihnen offensichtlich überhaupt nicht um die Sa-
che, denn das haben wir auch inhaltlich erlebt, dass 
sozusagen mit den Meinungen, die gerade angebo-
ten werden, Karussell gefahren wird. 

Noch vor drei Wochen wollten Sie nicht über die 
WestLB reden – denn es könnte ja gefährlich sein – 
und die Sparkassengesetz-Anhörung verschieben. 
Heute wollen Sie alles in den Mittelpunkt zerren. 
Frau Löhrmann hat noch vor wenigen Monaten ihre 
Erkenntnis, dass Investmentbanking so toll ist, prä-
sentiert. Das Zitat haben wir eben gehört. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 
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Heute will die Kollegin Löhrmann – inzwischen gibt 
es auch eine andere Erkenntnis – von solchen Vor-
schlägen natürlich nichts mehr wissen.  

Bei der Frau Kollegin Walsken und bei der Frau Kol-
legin Kraft ist das ähnlich: 2004 wurde das Ge-
schäftsmodell der WestLB gelobt, heute ist das alles 
Makulatur und wird nicht mehr akzeptiert.  

Meine Damen und Herren, lasst uns doch in Ruhe 
daran arbeiten, dass die richtigen Erkenntnisse und 
Schlussfolgerungen aus den Problemen der 
WestLB, die die Eigentümer am 8. Februar gemein-
sam gezogen haben, nach und nach umgesetzt 
werden.  

Da hilft es auch nicht, das eine oder andere hier 
wieder neu aufzutischen und dem Finanzminister 
vorzuwerfen, eine bessere Lösung zu torpedieren. 
Das sind alles Wiederholungen, die aber offensicht-
lich nicht zu einer Steigerung der Erkenntnisse bei-
tragen.  

Wenn es zu der Fusion mit der LBBW zu den Kau-
telen, die damals diskutiert wurden, gekommen wä-
re, dann hätten wir jetzt in Nordrhein-Westfalen die 
Risiken, aber keinerlei inhaltliche Einflussmöglich-
keit mehr. Der Finanzplatz wäre gefährdet. Das 
konnte damals nicht im Interesse Nordrhein-
Westfalens sein.  

Wenn Sie das alles schon nicht glauben – es wurde 
ja eben in Zweifel gezogen –, will ich Ihnen noch ein 
Zitat vorlesen. Der baden-württembergische Spar-
kassenpräsident Peter Schneider hat im August 
noch zu Protokoll gegeben – ich zitiere hier aus der 
„Welt“ vom 16.08.08 –: „Bei einem Zusammenge-
hen mit der WestLB wäre die LBBW heillos überfor-
dert gewesen.“ Nehmen Sie doch bitte die Realität 
und die Sachlage zur Kenntnis. 

(Beifall von der CDU) 

Ich will abschließend noch ganz kurz darauf hinwei-
sen: Natürlich gibt es die unterschiedlichsten Vor-
stellungen, wie Sparkassen aussehen sollen. In Eu-
ropa kann man begutachten, welche Möglichkeiten 
es gibt. Die Sparkassenverbände haben doch sel-
ber vieles diskutiert. Aber diese Koalition hat sich 
darauf verständigt, einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
der die öffentlich-rechtliche Institution Sparkasse 
viel klarer als in der Vergangenheit fasst, das ge-
setzlich festschreibt und sogar noch um Elemente 
ergänzt, die bisher nicht im Gesetz standen, zum 
Beispiel die Kontrahierungspflicht für ein Girokonto.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege! 

Volkmar Klein (CDU): Ohne Sparkassengesetz 
wäre es nämlich möglich, dass es keine Bilanzie-
rungspflicht bei den Kommunen gibt, was mit der 
Zeit Begehrlichkeiten wecken könnte. Das ist alles 
ausgeschlossen. Jetzt muss es uns noch gelingen, 
die Befürchtungen auszuräumen, die in dieses Ge-

setz hinein interpretiert werden, dass es nämlich ei-
nen inhaltlich vom Finanzminister geführten Finanz-
konzern geben könnte, was aber nicht geplant ist . 
Hier ist beschreibend umgesetzt, was die Eigentü-
mer am 8. Februar vereinbart haben. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Klein! 

Volkmar Klein (CDU): Wir werden sicherlich – und 
damit werde ich auch dem Wunsch des Präsidenten 
entsprechen zu enden – die passenden Formulie-
rungen für dieses Gesetz finden, die genau diesen 
Willen, der in dem Gesetz bereits enthalten ist, be-
schreiben und den Interpretationsspielraum be-
schränkt. Das wäre im Interesse der WestLB und 
unserer Sparkassen gut. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege. Sie strapazieren die Geduld aber ganz er-
heblich. – Der Finanzminister hat noch einmal um 
das Wort gebeten, und er erhält es. Bitte schön.  

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben hier of-
fensichtlich eine vermischte Debatte beschert be-
kommen: Nimm dir ein bisschen von der WestLB – 
so haben Sie es sich gedacht – und sprich dann 
auch wieder über das Sparkassengesetz, weil du 
das vor drei Wochen auch schon behandelt hast. 
Und um das Thema warm zu halten, haben Sie die-
sen Aufhänger genommen: Wir müssen damit le-
ben.  

Angesichts dessen, dass hier gesagt wurde, dass 
wir die Ratschläge, die uns alle begegnen, ernst 
nehmen sollten, erinnere ich an Johannes Rau, der 
einmal formuliert hat: Ratschläge können auch 
Schläge sein. – So haben wir heute – jedenfalls von 
Ihnen – sehr viele erhalten.  

Meine Damen und Herren, unser Gesetz ist offen-
sichtlich vielen aus der Sparkassenwelt zu weitge-
hend, und der Kommission, mit der wir in ernsthaf-
ten Verhandlungen sind, viel zu schlaff. So ist die 
Welt, damit muss man leben. Es könnte sein, dass 
wir genau das Richtige getan haben, weil wir wis-
sen, wie beide Bereiche ticken.  

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

Frau Löhrmann, Sie haben hier erklärt, wir würden 
Politik auf dem Rücken der Kommunen machen. Ist 
Ihnen eigentlich entgangen, dass wir für die Kom-
munen das beste Werk seit Jahrzehnten getan ha-
ben, indem wir den über zwei Milliarden hinausge-
henden asymmetrischen Schirm als Land alleine 
geschultert haben?  

(Beifall von CDU und FDP) 
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Ich würde auch an Ihrer Stelle den Kommunen 
empfehlen, dafür besonders dankbar zu sein, weil 
wir sie – und vor allen Dingen auch die Verbände – 
vor einer sehr schwierigen Situation bewahrt haben. 
Diese hätten sonst weiter mit ihrem Vermögen si-
cherlich viel intensiver haften müssen.  

(Sören Link [SPD]: Schweben Sie hinter dem 
Pult?) 

Ich mache zwar noch einmal den Versuch, aber ich 
glaube, es wird bei Ihnen nichts nutzen: Wenn Sie 
meine Verwaltungsratstätigkeiten genauer unter die 
Lupe nehmen, dann sehen Sie, dass ich von 1995 
bis 2001 bei der WestLB-Girozentrale im Verwal-
tungsrat, aber von 2002 bis 2005 nicht in den Gre-
mien, sondern bei der NRW.BANK war. Vielleicht 
kapieren Sie das irgendwann und wiederholen nicht 
immer alle Lügen, die Sie hier  

(Gisela Walsken [SPD]: 90er-Jahre ist doch 
richtig!) 

permanent vortragen, nur um jemanden anderen 
schlechtzumachen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann will ich Ihnen auch gerne sagen, dass der 
Großteil der Papiere, die in dem 23 Milliarden € um-
fassenden, ausgegliederten Portfolio enthalten sind, 
natürlich in Ihrer Regierungszeit angeschafft wurde.  

Sie behaupten hier etwas anderes – das war Ihre 
Einlassung, Frau Kraft –, was auf einem Artikel im 
„General-Anzeiger“ basiert. Vielleicht mag der Jour-
nalist Ihnen die Unterlage, die ihm – angeblich ge-
heim von der WestLB – vorliegt, gezeigt haben.  

Legen Sie sie uns doch bitte vor! Worauf begründen 
Sie, dass zwei Drittel der Papiere in unserer Regie-
rungszeit angeschafft worden sind? 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dann sind wir gerne bereit, auch darüber zu spre-
chen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
betreiben eine Verunsicherung, die wir genauso 
beim § 107 Gemeindeordnung erlebt haben, als es 
um die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen 
ging. Da war die Gemengelage genau die gleiche. 
Sie haben ohne Ende Theater gemacht. 20.000 
Leute haben hier dagegen demonstriert. Es gab 
kein neues Argument. Wir haben das Gesetz ver-
abschiedet. Seitdem ist Ruhe. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Genauso wird es beim Sparkassengesetz sein. Sie 
versuchen, uns eine künstliche Debatte aufzuzwin-
gen. 

Lassen Sie mich eines sagen: Als Herr Papke hier 
sprach und sagte, es gibt keine Privatisierung der 
Sparkassen, haben Sie laut aufgeheult. Ich verstehe 
nicht, warum Sie nicht nachsehen, was im Gesetz 

steht. Warum kapieren Sie nicht, was inzwischen 
sowohl Herr Steinbrück als auch Herr Haasis erklä-
ren und was Sie überall von Sachverständigen hö-
ren, dass nämlich Art. 295 EU-Vertrag – ich trage es 
Ihnen seit zwei Jahren vor – die Eigentumsordnung 
der Bundesrepublik Deutschland und damit das öf-
fentlich-rechtliche Sparkassensystem gegen alle 
Angriffe schützt, die von der EU kommen können?  

(Beifall von CDU und FDP) 

Kapieren Sie es doch endlich einmal! Insinuieren 
Sie doch nicht permanent, dass über Trägerkapital, 
das niemand einrichten muss, eine Privatisierung 
drohe und damit das Unheil über die Sparkassen 
und die Kommunen käme! Das ist an den Haaren 
herbeigezogen. Sie wissen es inzwischen auch. 
Versuchen Sie doch einmal wirklich, näher auf die 
Probleme einzugehen, anstatt die Leute mit Ihrer 
Polemik nur permanent zu verunsichern!  

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Groschek, Sie werden es mir nicht verübeln, 
dass wir nach wir vor noch selber entscheiden, was 
hier Chefsache ist und was nicht.  

Da der Wert der Debatte von vornherein abzuschät-
zen war, muss ich sagen: Der Ministerpräsident, der 
nicht hier war, hat nichts verpasst.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Groschek, Sie fragen: Warum erklärt der Fi-
nanzminister denn hier nicht, dass Freshfields nicht 
der Schreiber dieses Sparkassengesetzes war? – 
Ich habe es schon mehrmals erklärt. Trotzdem stel-
len Sie hier Fragen, die keiner gestellt hat. Aber ich 
sage Ihnen gerne: Selbstverständlich ist diese 
Kanzlei in keiner Weise an der Formulierung des 
Sparkassengesetzes beteiligt. 

Wenn mir Sparkassenvertreter so etwas entgegen-
gehalten haben – darauf haben Sie sich ja offen-
sichtlich auch bezogen, weil Sie es irgendwo gele-
sen haben –, kann ich nur sagen: Der Westfälisch-
Lippische Sparkassenverband hat sich von den 
großen Experten von Freshfields in Sachen Gronau 
natürlich beraten lassen. Vielleicht überzeugt Sie ja 
die Kompetenz der Kanzlei. Sie hat uns beraten bei 
den Verhandlungen über den Schirm, aber nicht 
beim Sparkassengesetz. Ich sage das, damit Sie es 
noch einmal ganz klar gehört haben. Vielleicht las-
sen Sie es in Zukunft, so etwas draußen zu erzäh-
len. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Ja. – Ein neu-
es Aufsichtsgremium, meine Damen und Herren, 
gibt es nicht, auch wenn es wunderschöne Tabellen 
und Organigramme gibt, die von bestimmter Seite 
veröffentlicht werden und die Gott sei Dank keiner 
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versteht. Ich muss sagen: Das hat mir sehr gut ge-
fallen. Es gibt kein neues Aufsichtsgremium, son-
dern eine Satzung wird wie bisher im Rahmen der 
normalen Satzungsverfahren genehmigt. 

Meine Damen und Herren, welche Schlussfolgerun-
gen ziehen wir aus der Debatte? – Nichts Neues im 
Westen, aber viel Klamauk durch die Opposition. 

(Beifall von CDU und FDP – Martin Börschel 
[SPD]: Sie haben keinen Beitrag zur Zu-
kunftsfähigkeit geleistet!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Die Aktuelle Stunde wird fortgesetzt. Es 
gibt neue Wortmeldungen. Die sind leider auch alle 
zulässig. Denn die Fraktionen haben vereinbart, ei-
ne Aktuelle Stunde dauert bei uns 142 Minuten. Das 
gibt es sonst nirgendwo auf der Welt.  

(Heiterkeit) 

Für die SPD-Fraktion hat Frau Walsken das Wort. 
Bitte schön. 

Gisela Walsken (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
So lange brauche ich nicht. Aber der neue Stil, dass 
die Landesregierung immer erst wartet, bis die Op-
position geredet hat und sich unseren Debattenbei-
trägen nicht zwischendurch stellt,  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

führt dazu, Herr Präsident, dass wir uns jetzt noch 
einmal melden. Das tue ich hier auch, Herr Finanz-
minister, meine Damen und Herren. 

Ich will aus der Debatte ein paar Konsequenzen 
ziehen. 

Die erste Konsequenz, Herr Finanzminister, heißt: 
Wir lassen es uns von Ihnen nicht verbieten, wann 
immer wir es für richtig halten, die Öffentlichkeit in 
diesem Parlament zu informieren und das über An-
träge zu tun. Das werden wir weiterhin so tun.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das wird in den nächsten Wochen noch Ihr Thema 
werden. 

Der zweite Punkt: Wir lassen uns auch nicht verbie-
ten klarzustellen, dass Sie bis heute, 14:12 Uhr, für 
die WestLB immer noch keine Lösung haben  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Das wird auch um 
14:13 Uhr so bleiben! – Lachen von Helmut 
Stahl [CDU]) 

– Herr Kollege, amüsiert Sie es, dass es keine Lö-
sung gibt? Mir wäre das peinlich, wenn ich hier re-
gieren würde. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Mir wäre das deshalb peinlich, Herr Kollege Stahl – 
deshalb ist Ihr Lachen eine Frechheit –, weil die 
Bürgerinnen und Bürger in diesem Lande wissen, 
dass Sie 3 Milliarden € Risiken aus dem Landes-
haushalt verwendet haben, weil Sie keine Lösung 
haben. 3 Milliarden €! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dann wollen wir doch noch einmal ein Wort über die 
angebliche Unkenntnis der Opposition, was das 
Sparkassengesetz betrifft, verlieren. Letzte Woche 
Donnerstag waren 8.000 Menschen hier draußen 
und haben klargemacht … 

(Zurufe von der CDU) 

– Das passt Ihnen nicht? – Das ist mir klar, dass Ih-
nen das nicht passt. 8.000 Menschen haben klar-
gemacht, dass sie dieses Sparkassengesetz nicht 
wollen. Hier im Saal, zeitgleich, haben über 50 Ex-
perten – auch aus den Reihen von CDU und FDP 
benannt – klargestellt, dass das Sparkassengesetz 
Unsinn ist und zur Gefährdung der Sparkassen-
landschaft führt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Auch das werden wir hier sagen. 

Meine Damen und Herren, bei der Frage von 
Schuldzuweisungen stellen wir ja fest, dass diese 
Regierung immer dann am lautesten an diesem 
Mikrofon herumtönt, wenn es darum geht, von ih-
rem eigenen Versagen abzulenken und die Schuld 
der Vorgängerregierung zuzuschieben.  

Deshalb, Herr Finanzminister, sage ich Ihnen deut-
lich: Nicht unsere Aufgabe ist es nachzuweisen, 
dass zwei Drittel der schwierigen Papiere der West-
deutschen Landesbank in Ihrer Regierungszeit un-
ter Herrn Fischer angeschafft worden sind. Es ist 
Ihre Aufgabe nachzuweisen, dass es nicht so ist, 
Herr Finanzminister, und nicht umgekehrt. Das wer-
den wir nicht mitmachen. 

(Beifall von der SPD)  

Herr Finanzminister, erlauben Sie mir deshalb, zum 
Schluss noch einmal deutlich darauf hinzuweisen, 
dass Herr Kollege Börschel völlig richtig formuliert 
hat, als er gesagt hat, dass Sie in den 90er-Jahren 
Verantwortung innerhalb des Aufsichtsrates der 
WestLB getragen haben und dass billige Schuldzu-
weisungen an dieser Stelle nicht weiterhelfen. Sie 
wären besser beraten, darüber nachzudenken, ob 
es jetzt nicht höchste Zeit ist, den Entwurf des 
Sparkassengesetzes zurückzuziehen. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Walsken. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen hat noch einmal Herr Becker das Wort. 



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11769 Plenarprotokoll 14/99 

 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wer den Beitrag des Kolle-
gen Klein und den Beitrag des Finanzministers Re-
vue passieren lässt, muss sich zunächst einmal die 
Frage stellen, was sie uns denn mit ihren jeweiligen 
Beiträgen sagen wollten. Ich habe mir diese Frage 
gestellt. Von Herrn Kollegen Klein habe ich zu-
nächst einmal mitgenommen, dass er der Meinung 
ist, bei der Anhörung habe sich gezeigt, dass das 
Sparkassengesetz und die WestLB nichts miteinan-
der zu tun hätten. 

Herr Klein, da sage ich Ihnen: Ihre Einschätzung 
und die Wirklichkeit haben nichts miteinander zu 
tun. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es hat sich doch deswegen so massiver Widerstand 
quer über alle Beteiligten insbesondere entlang § 39 
Sparkassengesetz gebildet, weil das selbstver-
ständlich etwas miteinander zu tun hat; denn mit 
§ 39 soll ein Zwangsverbund eingeführt werden. 
Das ist übrigens hochinteressant, Herr Orth. Sie ha-
ben gerade von Freiheit gesprochen. Zwang und 
Freiheit vertragen sich in meiner Wahrnehmung 
nicht. Wir wollen Freiheit, und Sie zwingen. 

Durch § 39 soll ein Verbund erzwungen werden, 
obwohl die Sparkassen und alle Kundigen sagen – 
hören Sie bitte zu; das ist der nächste wichtige 
Punkt –: Dieser Zwang führt dazu, dass es durch 
die Hintertür zu der nächsten Gefährdung für die 
Sparkassenszene kommt – insbesondere dann, 
wenn das eintritt, was Frau Kroes und Herr Papke 
wollen, nämlich die Teilprivatisierung der WestLB. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Selbstverständlich hat das etwas miteinander zu 
tun. Selbstverständlich ist das die Privatisierung 
durch die Hintertür. Wir wissen ja, wie die EU agiert. 

Dort schließt sich der Kreis, Herr Linssen. Während 
der letzten Debatten habe ich Ihnen vorgeworfen, 
dass Sie Fehler über Fehler gemacht haben. Jetzt 
beginne ich, darüber nachzudenken, warum Sie 
diese Fehler machen. Ich sage Ihnen: Sie machen 
diese Fehler sehr bewusst; denn Sie sind von dem 
Teil der FDP getrieben, der diese Privatisierung will. 
Genau das, was Herr Kollege Groschek eben ge-
sagt hat, machen Sie nicht. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist ja paranoid!) 

Sie sagen nicht, was Sie wirklich vorhaben, sondern 
leiten einen Prozess ein, in dem die EU am Ende 
die Schmutzarbeit für Sie macht. Das Traumpaar 
heißt Nellie und Gerhard, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

und der Finanzminister scheint den Trauzeugen zu 
geben. 

Herr Linssen, Ihre Ausführungen, in welchen Gre-
mien des Rheinischen Sparkassen- und Girover-

bandes Sie vertreten waren, gehen nach meiner 
Auffassung an dem vorbei, was Ihnen hier im Zu-
sammenhang damit, dass Sie immer beteiligt wa-
ren, vorgehalten worden ist. Erklären Sie doch ein-
mal dem Hohen Haus, wann Sie dem Verwaltungs-
rat der WestLB angehört haben. Waren Sie dort 
nicht seit 1995 mit dabei? Haben Sie in all der Zeit 
damit nichts zu tun gehabt? Haben Sie mit der 
WestLB in all den Jahren nichts zu tun gehabt? Hat 
die CDU damit nichts zu tun gehabt? 

Hat die CDU damals denn nicht auch den gesamten 
Umstrukturierungen im Hause zugestimmt? Ich war 
seinerzeit nicht dabei. Ich weiß aber, dass die CDU 
zugestimmt hat. Sie selbst haben damals mit zuge-
stimmt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie haben gesagt, dass Sie sich aussuchen, was 
Chefsache ist. Das ist Ihr gutes Recht. Lassen Sie 
dann aber bitte auch zu, dass die Opposition kriti-
siert, dass ein Ministerpräsident nach dem Arbeiter-
führer und dem Ruhrbaron den Bankenpräsident 
gibt, 

(Gisela Walsken [SPD]: Hobbytaucher!) 

das Schiff gegen die Wand fährt und am Ende sagt, 
das sollten die Sparkassen regeln. Anschließend 
hat er sich offensichtlich hier aus dem Hause verab-
schiedet, weil er jede Ordensverleihung oder sonst 
etwas wichtiger findet als die Chefsache WestLB, 
die das Land eine Menge Geld kosten kann, in der 
die Sparkassen gegen die Wand gefahren werden 
können und bei der – ich betone es noch einmal – 
Ihre schwarzen Freundinnen und Freunde landauf, 
landab das Gleiche sagen wie die Opposition. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die sind doch nicht alle von der Opposition fehlge-
leitet. Die hören doch nicht nur auf SPD und Grüne. 
Wenn ich Sie höre, habe ich – mit Verlaub! – fol-
genden Eindruck: Das sind alles Deppen. Die Elite 
der CDU sitzt hier im Haus und ist Minister. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Diese Elite sagt uns und den gesamten kommunal-
politischen Experten der CDU vor Ort, was richtig 
ist. – Da entgegne ich Ihnen: Ihre Wahrnehmung ist 
die Wahrnehmung von Leuten mit einer Bunker-
mentalität und nicht mehr die Wahrnehmung von 
Menschen, die unser Land insbesondere in dieser 
Frage vernünftig steuern können. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Damit schließe ich die Aktuelle Stun-
de. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag 
der SPD-Fraktion Drucksache 14/7444. Da die an-
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tragstellende SPD-Fraktion direkte Abstimmung be-
antragt hat, stimmen wir jetzt über den Inhalt dieses 
Antrags ab. Wer dafür ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – 
CDU-Fraktion und FDP-Fraktion. Damit ist dieser An-
trag mit der Mehrheit der Regierungsfraktionen abge-
lehnt. 

Meine Damen und Herren, wir treten ein in den Ta-
gesordnungspunkt 

2 Erfolgreichen Verbraucherschutz durch Stär-
kung der Finanzkompetenz junger Menschen 
fortsetzen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/7459 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende CDU-Fraktion Frau Kollegin Fasse das 
Wort. – Wir warten einmal ein wenig, bis der eine 
oder andere den Plenarsaal verlassen hat. Ich wäre 
Ihnen dankbar, wenn Sie schweigend herausgehen 
könnten. – Bitte schön, Frau Fasse. 

Marie-Luise Fasse (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Kinder und 
Jugendliche haben heute so viel Geld wie nie zuvor. 
Der Umgang mit Geld ist schon für Erstklässler eine 
tägliche Selbstverständlichkeit. Doch wie sieht es 
mit der Einsicht in Zusammenhänge zum Thema 
Geld aus? 

In unserer heutigen Gesellschaft richtet sich das 
Konsumverhalten weniger nach Versorgungsnot-
wendigkeiten, sondern in vielen Fällen nach der 
symbolischen Bedeutung der Produkte. Massen-
medien sowie Konsumgüter- und Dienstleistungs-
anbieter haben diese Entwicklung längst erkannt 
und setzen sogenannte Trendscouts ein, um das 
Konsumverhalten und auch die Lebensstile zu beo-
bachten. So wird definiert, was in oder was out ist. 
Der im Jugendalter besonders ausgeprägte 
Wunsch, mithalten zu können, wird schnell zur Ge-
fahr, und in diesem Spannungsfeld bewegen sich 
unsere Kinder und auch Jugendlichen. 

Jeder Jugendliche hat im Jahr durchschnittlich 
900 € zur Verfügung – eine finanzielle Ressource, 
die einem einen selbstständigen konsumorientierten 
Lebensstil ermöglicht. Dieser ist leider allzu häufig 
mit einem unreflektierten Umgang mit Geld und 
auch der Vorstellung verbunden, dass dieser Le-
bensstil in der Zukunft problemlos beibehalten wer-
den kann. 

Demgegenüber steht das Problem der Verschul-
dung, das in unserer Gesellschaft einen ständig 
problematischer werdenden Stellenwert einnimmt. 

Auch junge Menschen erscheinen zunehmend häu-
figer in Schuldnerberatungsstellen. Dabei muss je-
doch klar zwischen Jugendlichen unter 18 und voll-
jährigen jungen Erwachsenen ab 18 unterschieden 
werden.  

Minderjährige können sich rechtlich gesehen nicht 
verschulden. Dennoch haben rund 6 % der 13- bis 
17-Jährigen Schulden, wenn man als verschuldet 
die Tatsache bezeichnet, dass sie sich Geld bei 
Freunden, Eltern und Verwandten leihen, das sie 
nicht gleich wieder zurückzahlen können. Immerhin 
70 % der Jugendlichen in dieser Altersgruppe ha-
ben ein Handy, für das sie selbst aufkommen müs-
sen. Die durchschnittliche Verschuldungssumme 
liegt bei 370 €. 

Betrachtet man die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen, 
so steigt die Verschuldung deutlich an. 11 % dieser 
Altersgruppe haben bereits ein Darlehen aufge-
nommen und sind im Schnitt mit 1.430 € verschul-
det. 

Eine wichtige Ursache für eine Ver- und spätere 
Überschuldung von jungen Menschen ist das Feh-
len einer fundierten finanziellen Allgemeinbildung. 
Die komplexen Zusammenhänge einer Haushalts-
organisation und ihrer Kosten bleiben Kindern und 
Jugendlichen im Rahmen ihrer Sozialisierung und 
im Umgang mit Geld oft verborgen. Eigene finan-
zielle Möglichkeiten werden häufig überschätzt, und 
eine realistische Ausgabenplanung erfolgt selten. 
Es mangelt an Wissen über allgemeine Finanz-
dienstleistungen. 

Nicht verborgen bleiben den Heranwachsenden je-
doch meist die Einstellung der Eltern zum Geld und 
die breite gesellschaftliche Akzeptanz des Konsums 
auf Kredit. Dies macht die Notwendigkeit deutlich, 
die Finanzkompetenz von Kindern und Jugendli-
chen zu stärken, um eine mögliche Überschuldung 
zu vermeiden. 

Allerdings soll nicht vollständig auf Konsum verzich-
tet, sondern ein zukunftsorientiertes Handlungskon-
zept im Umgang mit Geld und Konsumwünschen 
erlernt werden. In Nordrhein-Westfalen wurde der 
große Bedarf für eine Vernetzung von Aktivitäten 
zur Förderung des Finanzwissens und der Finanz-
kompetenz bei Kindern und jungen Menschen er-
kannt. 

Das MUNLV hat daher Anfang 2006 ein landeswei-
tes Netzwerk zur Förderung der Finanzkompetenz 
ins Leben gerufen. In diesem Netzwerk „Finanz-
kompetenz NRW“ werden Wissen und Ideen von 
kompetenten Partnern auf Landesebene gebündelt, 
und dazu gehören Verbraucher- und Schuldnerver-
bände, Banken sowie weitere Unternehmen aus der 
anbietenden Wirtschaft sowie Vertreterinnen und 
Vertreter aus Wissenschaft, Politik und Bildungsein-
richtungen. Gemeinsam mit den Beteiligten werden 
neue Wege zur Vermittlung von Handlungskompe-
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tenzen zum kompetenten Umgang mit Geld be-
schritten. 

Bereits in der Grundschule können erste wichtige 
Grundlagen für den Umgang mit Geld und Konsum 
gelegt werden. Aus diesem Grund hat eine Arbeits-
gruppe des Netzwerkes „Finanzkompetenz NRW“ 
das Projekt „MoKi – Money & Kids“ entwickelt, und 
nach einer Erprobungsphase mit wissenschaftlicher 
Begleitung an Ganztagsgrundschulen startete es 
bereits im vergangenen Jahr. Pädagogische 
Betreuungskräfte, Lehrer und Eltern werden mit die-
sem Projekt bei der Aufgabe unterstützt, Kindern 
beim Umgang mit Geld zu stärken. Zu diesem 
Zweck kann von jeder der 3.500 Grundschulen in 
Nordrhein-Westfalen ein MoKi-Materialpaket mit 
umfassenden Materialen und einem didaktischen 
Leitfaden bestellt werden. 

Wie in der Antragsbegründung dargestellt, wurden 
bereits 50.000 Teenager im Rahmen des Projekts 
„Alles im Griff – Unterricht zum Umgang mit Geld“ 
von professionellen Schuldnerberatern über Handy-
Verträge, Internetgeschäfte und die richtige Budget-
planung aufgeklärt. Hierfür wurden vom Land 
290.000 € zur Verfügung gestellt. Wir müssen dafür 
sorgen, dass eine derartige Aufklärung in Zukunft 
alle Schülerinnen und Schüler erreicht. 

Meine Damen und Herren, es muss alles getan 
werden, damit diese von mir nur kurz angerissenen 
zielorientierten und zielführenden Projekte auch in 
Zukunft fortgeführt werden. Die bislang festzustel-
lende große Akzeptanz erfordert dies geradezu.  

Damit alle Kinder und Jugendlichen erreicht werden, 
muss die Aufklärung vor Ort in den Kommunen er-
folgen. Dies kann in Elterngruppen, Kindergärten 
und Grundschulen geschehen. Auch gewerbliche 
Ausbildungsstätten sind in diesen Prozess einzube-
ziehen. Deshalb sollten Verwaltung und Politik vor 
Ort in Städten und Gemeinden auf Lehrbetriebe und 
Berufsschulen zugehen, um hier entsprechende 
Partner zu gewinnen. Auszubildende müssen in der 
Lage sein, mit dem ersten selbstverdienten Geld 
planvoll und auch verantwortlich umzugehen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Kollegin! 

Marie-Luise Fasse (CDU): Ich komme zum 
Schluss, Herr Präsident. – Damit in unserem Land 
der eingeschlagene Weg zu einem erfolgreichen 
Ziel führt, lohnt sich jede Anstrengung, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Aus diesem Grunde bitte ich 
Sie, dem vorliegenden Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Fasse. – Für die zweite antragstellende 
Fraktion – das ist die FDP-Fraktion – erteile ich 
Herrn Kollegen Ellerbrock das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ist es nicht wunderbar, dass 
unsere Jugendlichen in einem ihnen bisher nicht 
gekannten Wohlstand leben? – Mehr als 10 Milliar-
den € haben unsere Jugendlichen und Kinder zur 
Verfügung. Das ist doch eine tolle Sache. 

Das setzt allerdings zwei Faktoren voraus: Zum ei-
nen muss man mit Geld verantwortlich umgehen. 
Das ist ein Erziehungsauftrag, den die Eltern wahr-
nehmen müssen. 

Zum anderen muss in der Schule ergänzendes Wis-
sen – und auf „ergänzend“ liegt meine Betonung – 
vermittelt werden. 

Wir machen es uns als Koalitionsfraktionen nicht so 
einfach und sagen, dass wir all das auf die Schulen 
abwälzen. Wir sagen vielmehr, dass nur der infor-
mierte Jugendliche ein mündiger Jugendlicher ist 
und dass er dazu zu Hause im Rahmen des Erzie-
hungsauftrags der Eltern angeleitet werden muss. 

Dafür gibt es zwar Tausende von Möglichkeiten, 
aber Tatsache ist, dass viele Jugendliche in die so-
genannte Schuldenfalle tappen. Die Tatsache, dass 
jeder achte Jugendliche mit bis zu 1.800 € ver-
schuldet ist, kann einem schon grausen. Dann ist 
etwas falsch gelaufen. 

Also müssen unsere Jugendlichen den Umgang mit 
Geld lernen, und sie müssen verantwortungsbe-
wusst beurteilen können, was sie kaufen und was 
sie nicht kaufen. Es wird ihnen heute nämlich viel 
leichter gemacht als beispielsweise meiner Genera-
tion. Heute klicke ich ein bisschen im Internet her-
um, ich kaufe hier und da ein, und dann kommt ir-
gendwann die Rechnung, ohne dass ich darüber 
den Überblick behalten konnte. Das ist eine Sache, 
die es bei uns nicht gab. Da sind die Jugendlichen 
heute ganz anderen Fährnissen ausgesetzt. 

Frau Kollegin Fasse hat deutlich gemacht, was un-
ser Umweltminister an Aktionen in diesem Zusam-
menhang im Sinne eines vorsorgenden und sehr 
zielorientierten Verbraucherschutzes schon alles auf 
den Weg gebracht hat. Deswegen brauche ich das 
hier nicht weiter auszuführen. 

Aber eines möchte ich noch sagen – darauf hat 
Frau Fasse am Schluss ihrer Rede auch hingewie-
sen –: Das ist sicherlich in erster Linie Erziehungs-
auftrag, ergänzend zum Auftrag der Schule. Es gibt 
nun – Frau Ministerin, den Begriff habe ich mir auf-
geschrieben – die Übermittagsbetreuung im Ganz-
tag – gerade für die weiterführenden Schulen. Ist es 
nicht Aufgabe auch unserer Kommunen, das In-
strument Übermittagsbetreuung im Ganztag zu nut-
zen, damit Schüler zum Beispiel von Privatbanken, 
Genossenschaftsbanken, Sparkassen und Verbrau-
cherzentralen sehr zielorientiert informiert werden 
und eine Bildung für verantwortliches Umgehen mit 
Geld erfahren? Also rufe ich hier eindeutig auch un-
sere Kommunen auf, die von dieser Landesregie-
rung als doch so wichtig erachtete Übermittags-
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betreuung im Ganztagsbetrieb zu nutzen, um unse-
re Kinder vernünftig anleiten zu können. 

Ich betone noch einmal: An erster Stelle steht der 
Erziehungsauftrag der Eltern; ergänzend kann die 
Vermittlung der Kompetenzen durch die Schule er-
folgen. Wir sollten die Möglichkeiten, die unser neu-
es Schulgesetz mit der Übermittagsbetreuung bie-
tet, nutzen und unsere Kommunen auffordern, hier 
tätig zu werden. – Schönen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Ellerbrock. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Frau Abgeordnete Schulze. 

Svenja Schulze (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Finanzkompetenz ist wichtig. Fi-
nanzkompetenz ist vor allen Dingen nicht nur für 
Jugendliche wichtig – das hat die Aktuelle Stunde 
heute Morgen deutlich gezeigt. Die Basis muss in 
der Jugend gelegt werden. Es wäre aber auch 
schön, wenn später davon etwas in den Regie-
rungsfraktionen ankäme. 

(Beifall von der SPD) 

Es ist gut, dass Sie das Thema Finanzkompetenz 
als ein Thema erkannt haben, denn Jugendliche 
brauchen Finanzkompetenz. Insofern sind wir uns 
da mit den Regierungsfraktionen einig. Aber Ihre 
Antwort auf das Problem, dass Jugendliche zu we-
nig Finanzkompetenz besitzen, ist grundsätzlich 
falsch. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Was?) 

Sie fordern in Ihrem Antrag die Kommunen auf, 
Sponsoren zu finden, um dann an den Schulen Fi-
nanzkompetenz vermitteln zu können. Die Kommu-
nen sollen Sponsoren finden. Wohin führt das denn 
dann? In Essen, wo große Energieversorger sitzen, 
ist es möglich, an den Schulen Finanzkompetenz zu 
vermitteln, und im ländlichen Raum, wo es sich klei-
ne Handwerksbetriebe eben nicht leisten können, 
so etwas zu finanzieren, bekommen die Schülerin-
nen und Schüler dann keine Finanzkompetenz? 

Meine Damen und Herren, es kann doch nicht wirk-
lich Ihre Vorstellung von Bildung und Schule sein, 
notwendige Qualifikationen über Sponsoren zu 
vermitteln. Wo kommen wir dann hin? Ist dann das 
Nächste, dass vielleicht eine große Sportfirma den 
Sportunterricht finanziert oder eine große Bank den 
Matheunterricht übernimmt? Das kann nicht wirklich 
Ihre Lösung für die Schulen sein. Verbraucherbil-
dung muss Bestandteil des Unterrichts sein. 
Verbraucherbildung muss an den Schulen unab-
hängig vermittelt und darf nicht von einzelnen 
Sponsoren sozusagen gefördert vermittelt werden. 

Deswegen meine Aufforderung an die CDU: Lassen 
Sie sich nicht von der FDP am Nasenring durch die 

Manege ziehen. Die FDP möchte am liebsten alles 
privatisieren; dass sie jetzt auch Bildung privatisie-
ren will, ist allerdings ein neuer Höhepunkt. Lassen 
Sie kein Sponsoring von notwendigen Bildungsin-
halten an den Schulen zu. Bildungspolitik ist Lan-
despolitik! 

Sie müssen sich da Ihrer Verantwortung stellen. 
Wenn Sie es für richtig halten, Verbraucherbildung 
an den Schulen zu vermitteln – und es ist richtig –, 
dann finanzieren Sie das auch. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Bei den Schulden, 
die Sie hinterlassen haben?) 

Meine Damen und Herren, nach der Debatte in der 
Aktuellen Stunde möchte ich Ihnen sagen: Ein biss-
chen Finanzkompetenz in der Landesregierung, das 
würde ich Ihnen auch gönnen. – Ganz herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Holger El-
lerbrock [FDP]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Frau Kollegin Schulze. – Für die Fraktionen Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Abgeordneter Remmel. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Präsident! Mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Ich will mich 
auf drei Fragestellungen beschränken. Aus meiner 
Sicht können alle, glaube ich, das Anliegen, was in 
dem Antrag aufgegriffen wird, unterstützen, aber 
betreffend dieser drei Fragestellungen drücken Sie 
sich einfach um eine Tiefe und geben auch nicht die 
richtigen Antworten. In dem Redebeitrag von Herrn 
Ellerbrock ist das schon zum Ausdruck gekommen. 

Wir müssen uns grundsätzlich unterhalten, wie ge-
sellschaftliche Entwicklungen in Nordrhein-West-
falen, in der Bundesrepublik, aber im Prinzip in ganz 
Europa verlaufen. Es ist in der Tat so – das können 
wir bedauern, können aber politisch die Rahmenbe-
dingungen nicht viel anders setzen –: Viele Erzie-
hungsaufgaben verlagern sich von den Familien 
weg hin auf die Gesellschaft. Das ist Konsens in 
anderen europäischen Staaten. Da kann man nun 
Krokodilstränen weinen, aber man muss die gesell-
schaftliche Realität akzeptieren. 

Das heißt dann aber für die Gesellschaft, dass die 
Rahmenbedingungen bereitgestellt werden müssen, 
um den Erziehungsauftrag auch erfüllen zu können. 

Ich will nicht die Eltern aus der Verantwortung ent-
lassen, aber wir müssen zur Kenntnis nehmen: Das 
Problem bezieht sich nicht nur auf die Vermittlung 
von Finanzkompetenzen, sondern geht sehr viel 
weiter und betrifft den ganzen Bereich der Verbrau-
cherbildung und Verbraucherkompetenz, sprich: der 
Alltagskompetenzen.  

Wenn man das akzeptiert – es führt kein Weg daran 
vorbei, es zu akzeptieren –, dann muss man sich 
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auch etwas breiter aufstellen und kann sich nicht 
nur auf Projekte beschränken. Projekte sind gut und 
wichtig – man soll sie auch machen –, aber man 
muss es grundsätzlicher angehen. 

Das heißt in der Konsequenz – das ist die zweite Fra-
gestellung –, die Verbraucherbildung als ordentliches 
Fach in den Schulkanon aufzunehmen. Wir kommen 
immer wieder an diesen Punkt – ob es die Finanz-
kompetenzen betrifft, ob es die gesunde Ernährung 
betrifft, ob es das richtige Einkaufen betrifft –: Alle die-
se Fragen müssen in einem Fach Verbraucherbildung 
gebündelt werden. 

Deshalb greift der Antrag zu kurz und müsste mehr 
in die Breite gehen, aber Sie drücken sich offen-
sichtlich um diese Frage.  

Die letzte Frage, die Sie nicht ordentlich klären – 
Frau Kollegin Schulze hat schon darauf hingewie-
sen –, ist die der Finanzierung. Jetzt soll plötzlich 
der Umweltbereich Bildung finanzieren. Schauen 
Sie einmal in den Haushalt: Ich glaube, es müsste 
eher umgekehrt sein. Die Schulministerin müsste 
Kapazitäten für eine ordentliche Verbraucherbildung 
bereitstellen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Zum Sponsoring! Ich hatte bisher angenommen, es 
gäbe in dieser Frage Konsens, dass wir eine 
Fremdfinanzierung von Verbraucherberatung und -
bildung nicht wollen, weil das automatisch die Ge-
fahr birgt, dass die Geldgeber auch über die Inhalte 
bestimmen. Es muss klare Grenzen geben. Wenn 
man nämlich hier das Tor öffnet, wird es weitere 
Projekte geben, die plötzlich über einen solchen 
Weg finanziert werden.  

Auch im Sinne der Überlegungen, die es bei der 
Verbraucherzentrale gibt, bin ich dafür, in einem all-
gemeinen Diskurs über Stiftungsmodelle nachzu-
denken, bei denen es keinen direkten Bezug zwi-
schen Sponsor und dem Projekt selber gibt. Inso-
fern bin ich bereit, breiter darüber zu diskutieren, ob 
das der richtige Weg ist. Einen direkten Bezug her-
zustellen, finde ich aber falsch. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Remmel, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Johannes Remmel (GRÜNE): Ich gestatte die Zwi-
schenfrage, möchte aber zunächst den Gedanken 
zum Thema Finanzen abrunden, und zwar mit der 
Feststellung, dass die Verbraucherzentralen so, wie 
sie heute arbeiten, mit ihren beschränkten Finanz-
mitteln schon jetzt enorme Probleme haben, dem 
Ansturm in Sachen Schuldenberatung gerecht zu 
werden. Wer Gespräche mit den örtlichen Verbrau-
cherzentralen führt, weiß, dass es dort sehr, sehr 
lange Wartezeiten gibt, bevor man überhaupt einen 
Termin bekommt. Das mit einer zusätzlichen Auf-

gabe zu belasten, ohne dafür die Finanzmittel be-
reitzustellen, halte ich für den falschen Weg. 

Auch vor diesem Hintergrund der Appell: Stellen Sie 
sich deshalb insgesamt der Frage nach einer or-
dentlichen und abgesicherten Finanzierung. – Jetzt 
bin ich gerne bereit, auf Ihre Frage zu antworten. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr El-
lerbrock, Sie haben jetzt die Gelegenheit zu einer 
Frage. 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege Remmel, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass mei-
ne Ausführungen durchaus darauf abzielten zu sa-
gen, dass die Inhalte von Sponsoring etc. staatli-
chen Festsetzungen unterliegen und dass ich – 
zweitens – deutlich gemacht habe, dass die Kom-
munen gefordert sind, sich finanziell an der Übermit-
tagsbetreuung zu beteiligen? Es kann nicht sein, für 
ein Kind pro Tag – ich überzeichne etwas – einen 
Euro bereitzustellen. An der Stelle müssen sich die 
Kommunen schon beteiligen. 

Drittens … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege El-
lerbrock, Sie sind ein erfahrener Parlamentarier. – 
Eine Frage dürfen Sie stellen, aber drei nicht! 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Ich muss ehr-
lich sagen, dass ich Sie bis jetzt nicht ver-
standen habe!) 

Holger Ellerbrock (FDP): Erstens! Sind Sie bereit 
zu akzeptieren, dass ich versucht hatte, deutlich zu 
machen, dass es staatliche Aufgabe ist, die Inhalte 
von Sponsoring festzulegen. Das obliegt nicht dem 
Sponsor. 

Zweitens! Die Kommunen müssen sich engagieren.  

Drittens! Jetzt kommt der dritte Teil meiner Gesamt-
frage.  

Vizepräsident Edgar Moron: Das sieht die Ge-
schäftsordnung nicht vor. 

(Heiterkeit) 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege, Sie fordern 
in der Grundschule Prävention gegen Drogensucht, 
gegen Alkoholmissbrauch, gegen Umweltver-
schmutzung. Das sind alles richtige Themen. Aber: 
Lesen, Rechnen, Schreiben und Grundbegriffe in 
Englisch wären doch sicherlich auch ein Teil der 
Grundschulausbildung. Stimmen Sie mir in dem 
Punkt zu? 
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Vizepräsident Edgar Moron: Wir üben doch noch 
einmal! 

Johannes Remmel (GRÜNE): Herr Kollege El-
lerbrock, wir begegnen uns bei Zwischenfragen des 
Öfteren. Ich bin Anhänger der Idee, dass wir an der 
Stelle die Geschäftsordnung ändern und zur Mög-
lichkeit einer Zwischenintervention kommen. Das 
war jetzt eine solche Zwischenintervention, aber 
keine Frage mehr. Mir erschließt sich nicht ganz, 
was der Kern der Frage hätte sein sollen. 

Ich habe versucht, es Ihnen zu erläutern: Wir mei-
nen, dass es gesellschaftliche Aufgaben gibt, und 
zwar auch solche, die im Bereich der Erziehung lie-
gen. In diesem Zusammenhang gibt es eine Frage-
stellung, die aus unserer Sicht bisher im Kanon un-
zureichend geklärt ist. Dabei geht es um die Verb-
raucherinnenbildung und -erziehung in ihrer ganzen 
Breite. Wir meinen, dem müssten wir uns in der Bil-
dungsdiskussion stellen. Es müsste zu grundsätzli-
chen Ergebnissen kommen. An dem Punkt unter-
scheiden wir uns möglicherweise. 

Ich vermag auch nicht zu erkennen, dass nicht Ma-
thematik und Lesen etwa in diesen Bereich integ-
riert und dort abgehandelt werden könnten. So et-
was schließt sich nicht gegenseitig aus. 

Ich bin am Ende meines Redebeitrags. Den drei 
Punkten, denen Sie sich nicht gestellt haben, wer-
den wir uns im Ausschuss widmen. Ansonsten: Das 
Anliegen ist zwar nicht falsch, aber dann bitte in der 
ganzen Breite und nötigen Tiefe. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Remmel. – Jetzt hat Minister Uhlenberg das 
Wort. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Lan-
desregierung fördert die Finanzkompetenz junger 
Menschen in Nordrhein-Westfalen sehr intensiv. 
Nur eine umfassende finanzielle Allgemeinbildung 
lässt Kinder und Jugendliche zu verantwortungsbe-
wussten Verbraucherinnen und Verbrauchern he-
ranwachsen. 

Ich möchte an einigen Beispielen deutlich machen, 
welche Aktivitäten diese Landesregierung auf den 
Weg gebracht hat: 

Dazu zählt zum einen das Netzwerk Finanzkompe-
tenz Nordrhein-Westfalen, das mein Ministerium im 
Jahre 2006 ins Leben gerufen hat. Seit zwei Jahren 
entwickeln rund hundert Akteure aus Wirtschaft und 
Verwaltung Schuldnerberatung und wissenschaftli-
che Projekte, die junge Menschen in ihrer Finanz-
kompetenz stärken.  

Die Projekte setzen an unterschiedlichen Stellen an. 
Mit dem MoKi-Ordner „Money & Kids“ hat das 
MUNLV ein erfolgreiches Projekt für die Ganztags-
grundschule entwickelt. Der Ordner mit Unter-
richtsmaterialien, Spielen und Geldstempeln eignet 
sich ideal für die Nachmittagsbetreuung – ein The-
ma das hier gerade angesprochen worden ist und 
das wir schon umsetzen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Damit können schon heute Grund-
schulkinder spielerisch den ersten Umgang mit Geld 
erlernen. 

Seit Beginn dieses Jahres, meine Damen und Her-
ren, haben schon mehr als 800 Grundschulen in 
Nordrhein-Westfalen diesen Ordner bezogen. Das 
ist in der Tat eine tolle Geschichte. 

Auch Berufsanfänger wollen wir erreichen. Mit dem 
Unterrichtsmaterial „Fit fürs eigene Geld“ setzen 
sich die Jugendlichen mit ihrem ersten Gehalt und 
ihrer ersten Lebensplanung auseinander. Wir wol-
len, dass sie mit ihrem Einkommen auskommen, 
und bereiten sie mit diesem Material darauf vor. 

Das Projekt „Alles im Griff!“ ist ein erfolgreiches Mo-
dell aus den letzten beiden Schuljahren: Schuldner- 
und Verbraucherberater sind in den Unterricht der 
neunten und zehnten Klassen gegangen und haben 
eine Doppelstunde lang mit den Jugendlichen über 
den verantwortungsvollen Umgang mit Geld ge-
sprochen, auf Schuldenfallen aufmerksam gemacht 
und Haushaltspläne erstellt. Aus den letzten beiden 
Jahren wissen wir, dass das Projekt bei den Ju-
gendlichen sehr gut ankommt.  

Die Schuldnerberaterinnen und -berater haben lan-
desweit, verehrte Abgeordnete, in rund 2.300 
Schulklassen gearbeitet. Wir haben damit über 
50.000 Jugendliche in Nordrhein-Westfalen erreicht. 
Das sind 50.000 Schülerinnen und Schüler, die sich 
Gedanken über ihre Einnahmen und Ausgaben 
gemacht haben, die über die Finanzierung ihres 
Mopeds und die erste Wohnung und darüber, wel-
cher Handy-Vertrag am besten ist, diskutiert haben. 
Wir konnten also 50.000 Schülerinnen und Schülern 
einen Teil finanzieller Bildung mit auf den Weg ge-
ben. 

Ich selbst habe schon in einigen Schulen mit den 
Schülerinnen und Schülern über dieses Thema dis-
kutiert. Es ist hochinteressant, solche Diskussionen 
zu führen. Viele haben tatsächlich Probleme, mit ih-
rem zur Verfügung stehenden Geld klarzukommen. 
Es müssen – ich habe das eben angesprochen – 
Mittel für die Kosten des Kommunikationsbereiches 
aufgebracht werden, Markenklamotten spielen eine 
Rolle. Jugendliche setzen sich untereinander unter 
Druck, wenn es um diese Ausgaben geht.  

Deswegen ist es notwendig, dass man mit ganz 
simplen Modellen arbeitet, dass man sich vielleicht 
ein Heft zulegt, in dem bestimmte Einnahmen und 
Ausgaben aufgezeichnet werden und sich so einen 



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11775 Plenarprotokoll 14/99 

 

Überblick über die eigentlichen finanziellen Möglich-
keiten, die man hat, verschafft. 

Wir haben uns in den letzten zwei Jahren auch da-
für eingesetzt, dass das Projekt auf lokaler Ebene 
verankert wird. Wir wollen, dass kommunale Partner 
das Projekt „Alles im Griff!“ selbstständig fortführen 
und sich in Zukunft für Finanzkompetenz in Schulen 
einsetzen. 

(Beifall von der FDP) 

Für eine gute Verbraucherbildung muss auch vor 
Ort eine Vernetzung stattfinden. Wir haben mit die-
sem Projekt schon oft eine örtliche Zusammenarbeit 
angestoßen. Viele Schuldnerberatungen, Schulen 
und Kommunen haben ein Netzwerk aufgebaut. 
Hier möchten wir gerne noch mehr erreichen. Des-
halb begrüße ich den Antrag der Koalitionsfraktio-
nen, das Projekt für ein weiteres Jahr fortzuführen. 
Wir können uns so auch weiterhin dafür einsetzen, 
dass dieses Projekt nachhaltig verankert wird. 

Neben Kindern und Jugendlichen denken wir auch 
an die Eltern. Wir müssen sie verstärkt mit finanziel-
ler Bildungsarbeit erreichen und für das Thema 
sensibilisieren. Meine Damen und Herren, natürlich 
ist Bildung Aufgabe des Staates, aber wir dürfen die 
Eltern auch hier nicht aus der Verantwortung las-
sen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Hier müssen wir ansetzen. In den Familien muss 
über Geld gesprochen, es darf nicht alles auf den 
Staat und irgendwelche Beratungsorganisationen 
übertragen werden. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Richtig!) 

Es ist notwendig, dies immer wieder zu betonen. 

Ich weiß, dass viele junge Familien in finanzielle 
Engpässe geraten, wenn der Nachwuchs kommt. In 
solchen Situationen sollen Eltern wissen, wie sie mit 
ihrer finanziellen Lage umgehen können. Dies 
kommt unmittelbar auch immer den Kindern zugute 
und ist für sie ein gutes Vorbild. 

Deswegen suchen wir auch weiterhin nach Koope-
rationspartnern und Sponsoren, um Beratungsan-
gebote zu verfestigen. Mit den Familienzentren ha-
ben wir bereits einen innovativen Weg gefunden, 
Eltern möglichst niederschwellig anzusprechen. Hier 
werden wir in den kommenden zwei Jahren wichtige 
Beratungsangebote für Eltern verankern. Ich bin fest 
davon überzeugt, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, dass dieser Weg richtig ist; er hat auch eben in 
der Debatte eine Rolle gespielt. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg*), Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Man sollte auch Sponsoren von außerhalb in die 
Aktion einbeziehen. 

Frau Abgeordnete Schulze, Ihre Aufteilung „ländli-
cher Raum – Ballungsgebiete“ nach dem Motto: in 
den Ballungsgebieten gibt es die großen Energie-
konzerne, die so etwas finanzieren können, im länd-
lichen Raum haben wir nur die kleinen Handwerks-
betriebe, also bleibt er auf der Strecke, habe ich 
staunend zur Kenntnis genommen. Besuchen Sie 
mal den ländlichen Raum, dann stellen Sie fest, 
dass es dort auch einen funktionierenden Mit-
telstand gibt, der sich sehr gerne an solchen Aktio-
nen beteiligt. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt. –
Svenja Schulze [SPD]: Und die sollen jetzt 
Bildung finanzieren?)  

Meine Damen und Herren, ich weiß aus Gesprä-
chen mit der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen, 
dass die Frage der Finanzkompetenz auch ihr An-
liegen ist. Damit junge Leute, die einen Ausbil-
dungsplatz bekommen, nicht in ein Leben hinein-
stolpern, das von Anfang an mit finanziellen Schwie-
rigkeiten verbunden ist, ist es gut, wenn sich auch 
die Wirtschaft daran beteiligt. Der Staat kann nicht 
alles leisten. Dies ist in der Tat eine lohnende Auf-
gabe für die Wirtschaft. 

(Svenja Schulze [SPD]: Aber Bildung ist Lan-
desaufgabe!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Eckhard Uhlenberg*), Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Ich weiß – wir wollen keine ideologischen Schlach-
ten schlagen –, dass Sie der Auffassung sind: Letzt-
lich muss alles der Staat leisten. Wir sind der Auf-
fassung: Eine Bürgergesellschaft, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, 

(Beifall von CDU und FDP) 

kann sehr viel leisten, auch als Unterstützung. Des-
wegen bedanke ich mich für den Antrag der Koaliti-
onsfraktionen und freue mich auf eine weitere inten-
sive Beratung im Ausschuss. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das 
ist nicht der Fall. Dann kommen wir zum Schluss 
der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 14/7459 an den Ausschuss für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz – federführend – sowie mitbe-
ratend an den Ausschuss für Schule und Weiter-
bildung und den Ausschuss für Generationen, 
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Familie und Integration. Die abschließende Bera-
tung wird im federführenden Ausschuss in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Wer dafür ist, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – Ent-
haltungen? – Das haben wir einstimmig so be-
schlossen. 

Ich rufe auf: 

3 Stillstand in der Innenpolitik beenden – Poli-
zei und Verfassungsschutz brauchen endlich 
verfassungskonforme Gesetze! 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/7447 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antragstel-
lende SPD-Fraktion Herrn Abgeordneten Dr. Ru-
dolph das Wort. Bitte schön. 

Dr. Karsten Rudolph (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Meine Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen haben heute einen Antrag eingebracht, weil 
wir zunehmend den Eindruck haben, dass die Ge-
setzgebung bezüglich der inneren Sicherheit in die-
ser Landesregierung inzwischen eingeschlafen ist. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Ausgeschlafen, a-
ber nicht eingeschlafen!) 

In den letzten Wochen und Monaten hat die Lan-
desregierung immer wieder versprochen, zeitnah 
Gesetzentwürfe in dieses Hohe Haus einzubringen, 
die wegen der Bundesverfassungsgerichtsentschei-
dung zum Verfassungsschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen erforderlich geworden sind. Außer der 
Aussage, man werde dem Parlament zeitnah ent-
sprechende neue Gesetzentwürfe zuleiten, hört 
man nichts mehr davon. 

Wir haben weiterhin zur Kenntnis genommen, dass 
sich die Landesregierung in dem Normenkontroll-
verfahren jetzt noch einmal beim Verfassungsge-
richtshof in Münster geäußert hat und immerhin ein-
sieht: In den Gesetzen muss mehr geändert wer-
den, als ursprünglich erkennbar oder zugegeben.  

Allerdings müssen wir auch hier feststellen, dass 
der Änderungsbedarf, den die Landesregierung of-
fensichtlich sieht und von dem sie nicht sagen kann, 
wann er durch Gesetzgebung endgültig eingelöst 
wird, in wesentlichen Punkten immer noch an der 
Sache vorbeigeht.  

Ein wesentlicher Punkt ist – das war ein Ergebnis 
des Urteils aus Karlsruhe –, dass es klarer Rege-
lungen bedarf, wenn heimlich personenbezogene 
Daten erhoben werden, und dass der Gesetzgeber 
und der Staat entsprechende Hürden errichten 
müssen, um den Kernbereich der privaten Lebens-

gestaltung der Bürgerinnen und Bürger zu berück-
sichtigen.  

Wir stellen nach wie vor fest, dass innere Sicherheit 
für diese Landesregierung die Unfähigkeit bedeutet, 
Freiheit und Sicherheit in Einklang und in Balance 
zu bringen.  

Außerdem ist die Landesregierung offenbar auch in 
puncto Onlinedurchsuchung handlungsunfähig. Bis 
heute ist nach dem Karlsruher Urteil nicht klar, wie 
die Landesregierung eigentlich verfahren möchte. 
Soll die Onlinedurchsuchung in unserem Polizeige-
setz oder im Verfassungsschutzgesetz stehen? Soll 
sie in beiden Gesetzen stehen? Sie wird vielmehr, 
wie ich den Äußerungen des Innenministers ent-
nehme, vermutlich in keinem Gesetz stehen.  

Wenn das die Politik der Landesregierung ist, kann 
man nur feststellen: Nordrhein-Westfalen, das größ-
te Land in der Bundesrepublik, zieht sich in diesem 
Punkt aus der inneren Sicherheit zurück, schwächt 
unsere Sicherheitsbehörden und überlässt die Ar-
beit den Bundesbehörden.  

Dass die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
gleichzeitig die Bundesbehörden und die Bundespoli-
tik angreift – Stichwort: BKA-Gesetz –, ist in der Tat 
befremdlich. Ich will in aller Deutlichkeit sagen: Zieht 
sich Nordrhein-Westfalen aus der inneren Sicherheit 
zurück, hat das Folgen für die föderale Sicherheitsar-
chitektur der Bundesrepublik. Denn man schwächt 
damit automatisch die föderalen Elemente, die man 
zu stärken immer vorgibt. Gleichsam sorgt man se-
kundär dafür, dass die Bundesbehörden stärker wer-
den. Das kann nicht unsere Absicht sein. 

Deshalb bitte ich Sie, Herr Innenminister, zu den 
aufgeworfenen Fragen so Stellung zu nehmen, 
dass wir Antworten bekommen und nicht immer vor 
einer Wand des Schweigens und des Hinhaltens 
sowie vor der Äußerung stehen, wir erführen das 
zeitnah demnächst. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Rudolph. – Für die zweite antragstellen-
de Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erhält Frau Dü-
ker das Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Man muss sich 
vorstellen: Seit dem 8. Januar läuft eine Klage beim 
Verfassungsgerichtshof in Münster. Seit dem 
27. Februar 2008 wissen wir, dass das Verfas-
sungsschutzgesetz Nordrhein-Westfalen, das durch 
Innenminister Wolf eingebracht und durch Schwarz-
Gelb beschlossen wurde, verfassungswidrig ist und 
dass die Onlinedurchsuchung nicht so funktioniert, 
wie Sie es sich vorstellen.  
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Vor drei Monaten sagte die Landesregierung mit 
Schriftsatz vom 25. Juni 2008, was sie in dieser Sa-
che tun wolle – ich zitiere aus der Vorlage 14/1927 –:  

Die Landesregierung befindet sich deshalb in ei-
ner innerbehördlichen Abstimmung über die als 
gegebenenfalls erforderlich angesehenen Ände-
rungen des Verfassungsschutzgesetzes und Po-
lizeigesetzes. 

Weiter heißt es, man wolle zeitnah eine Gesetzes-
vorlage in den Landtag einbringen. 

Das ist drei Monate her, und Sie, Herr Minister, ha-
ben noch nichts vorgelegt. Ich weiß nicht, was bei 
Ihnen unter dem Begriff „zeitnah“ zu verstehen ist, 
aber drei Monate verstehe ich darunter nicht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Man muss sich Folgendes vorstellen: Heute, am 
16.09.2008, acht Monate nach der Erhebung der 
Normenkontrollklage durch die SPD und uns und 
sieben Monate nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes zur Onlinedurchsuchung haben wir 
immer noch nichts außer der Vorlage, in der sie 
nicht sagen, was Sie ändern wollen, wie Sie es än-
dern wollen und wann Sie es ändern wollen; darin 
steht nur, dass Sie etwas ändern wollen. Herr In-
nenminister, wann beenden Sie endlich diese 
Schockstarre in der Innenpolitik?  

Mittlerweile verunsichert das die Behörden. Was soll 
die Polizei machen, nachdem sich das Bundesver-
fassungsgericht beispielsweise zum Kernbereichs-
schutz geäußert hat? Mit welchen Instrumenten 
kann sie noch arbeiten? Was ist mit der Observation 
und mit dem Einsatz von V-Leuten? Von der Onli-
nedurchsuchung, die Sie gestoppt haben, und vom 
Verfassungsschutz will ich gar nicht sprechen. Aber 
es geht ja viel weiter; Sie sagen selbst in Ihrer Vor-
lage, dass verschiedene Gesetze tangiert sind. Das 
alles sind polizeiliche Instrumente, die die Behörden 
zur Verbrechensbekämpfung brauchen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie wissen gar nicht, was gemacht wird. – Was sol-
len vor allen Dingen die Bürgerinnen und Bürger 
davon halten, dass offensichtlich in dieser Regie-
rung niemand weiß, wie man es bei der Einschrän-
kung von Freiheitsrechten macht?  

Heimliche Überwachungen sind Einschränkungen 
von Freiheitsrechten. Bis wohin können sie durch-
geführt werden und ab wann sind sie verboten? Wie 
kann die Polizei sie einsetzen? Sie lassen die Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Rechtsstaat völlig 
im Unklaren, was mit ihren Freiheitsrechten pas-
siert.  

Herr Minister, diese Schockstarre der Innenpolitik 
schadet der inneren Sicherheit und den Bürgerrech-
ten. Ich bin gespannt, ob Sie uns heute endlich ver-
künden, wann Sie diese Starre beenden und end-

lich wieder Innenpolitik in diesem Land machen wol-
len.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Düker. – Für die CDU-Fraktion spricht jetzt 
Herr Abgeordneter Kruse. 

Theo Kruse (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege Rudolph 
und Frau Kollegin Düker, die Fraktionen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen kritisieren im vorliegen-
den Antrag, dass die Landesregierung nach dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
27.02.2008 immer noch keine Gesetzentwürfe zur 
Novellierung des Verfassungsschutzgesetzes und 
des Polizeigesetzes vorgelegt habe.  

Ja, es trifft zu: Bestimmte Normen des Verfas-
sungsschutzgesetzes bedürfen der Überarbeitung. 
Der Novellierungsbedarf erstreckt sich auch auf Än-
derungen im Polizeigesetz. Ebenfalls richtig ist: Die 
Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen 
haben noch keine entsprechenden Gesetzentwürfe 
eingebracht. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Das ist ein Skan-
dal!) 

Deswegen jedoch, Herr Rudolph und Frau Kollegin 
Düker, gleich von Schockstarre, von politischer 
Lähmung unseres Innenministers, von Unsicherheit 
in den Behörden oder von Unklarheit bei den Bürge-
rinnen und Bürger zu sprechen, halten wir nicht nur 
für überzogen, sondern wir finden, dass die antrag-
stellenden Fraktionen mit ihrer Wortwahl blanke Pa-
nikmache betreiben.  

Im Namen der CDU-Fraktion weise ich deswegen 
diese Vorwürfe entschieden zurück. Richtig ist: Un-
ser Rechtsstaat funktioniert nach wie vor auf einem 
außerordentlich hohen Niveau. Polizei und Verfas-
sungsschutz arbeiten und handeln recht- und ver-
fassungsmäßig und greifen nicht unzulässig in die 
Rechte der Bürgerinnen und Bürger ein.  

Der Verfassungsschutz hat bisher keinen Gebrauch 
von der Ermächtigung zur Wohnraumüberwachung 
gemacht, deren Vereinbarkeit mit verfassungsrecht-
lichen Grundsätzen schon seit dem Jahr 2004 in 
Zweifel steht. Heimliche Zugriffe auf informations-
technische Systeme wurden bisher ebenfalls nicht 
vorgenommen. Sie wird es auch erst dann wieder 
geben, wenn neue gesetzliche Grundlagen geschaf-
fen worden sind. 

(Dr. Karsten Rudolph [SPD]: Das wollen wir 
hoffen!) 

Herr Rudolph, Frau Kollegin Düker, die beantragten 
Feststellungen sind falsch und aus unserer Sicht 
daher abzulehnen.  
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Richtig ist allerdings – das geben wir zu –, dass die 
Komplexität aller Rechtsfragen und der erhebliche 
Abstimmungsbedarf, auch die politische Abstim-
mung und die entsprechende Beratung, eine au-
ßerordentlich gründliche und zeitintensive Bearbei-
tung erfordern. 

Ich bin allerdings sehr zuversichtlich, Herr Minister, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, dass der Mei-
nungsbildungsprozess bald abgeschlossen ist und 
die Gesetzentwürfe in diesem Jahr nicht nur vorlie-
gen, sondern auch in die parlamentarische Bera-
tung gelangen. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Am 31. Dezember, 
oder was?) 

Im Übrigen können auch Sie, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen von den Oppositionsfraktionen, eine 
Gesetzesinitiative ergreifen. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Sollen wir die Ar-
beit der Landesregierung machen?) 

Sie beschimpfen lediglich die Landesregierung. Star-
ke Begriffe sind zu wenig, um tatsächlich ernst ge-
nommen zu werden. Vernünftige parlamentarische 
Alternativen oder sinnvolle Initiativen sind von Ihnen 
auch in der Innen- und Rechtspolitik bis heute nicht 
zu erkennen. Gleichwohl freue ich mich natürlich auf 
die Beratungen im zuständigen Ausschuss. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kruse. – Für die FDP-Fraktion spricht Kol-
lege Engel. 

Horst Engel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die beiden e-
hemaligen Regierungsfraktionen SPD und Bündnis 
90/Die Grünen fordern in Ihrem gemeinsamen An-
trag, den Stillstand in der Innenpolitik zu beenden – 
Letzteres in Anführungszeichen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, da sind Sie völlig auf dem Holzweg: Mit 
Ihrer Abwahl und unserer Regierungsübernahme im 
Mai 2005 wurde der jahrelange Stillstand – in Teilen 
auch Rückschritt – in der Innenpolitik schleunigst 
beendet. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Mit dem Verfas-
sungsschutzgesetz?) 

Sie haben vor 2005 wichtige Reformvorhaben wie 
etwa die notwendige Binnenmodernisierung der Po-
lizei oder die Neustrukturierung und Reduzierung 
der Anzahl von Kreispolizeibehörden nicht ange-
packt. Sie haben sogar im Ergebnis 1.400 Polizei-
stellen gestrichen, um den Haushalt zu konsolidie-
ren. Wir konnten davon 841 Stellen retten. Das sind 
Ihr Stillstand und Ihr Rückschritt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Soweit Sie die Regelungen des Verfassungs-
schutzgesetzes ansprechen, verweise ich auf Fol-
gendes: Das höchste Gericht hat für einige wichtige 
gesetzliche Regelungen, die bislang weder in einem 
Bundes- noch in irgendeinem Landesgesetz gere-
gelt waren oder sind, erstmalig neue und detaillierte 
rechtliche Vorgaben aufgestellt; das haben Sie rich-
tig vorgetragen. Zudem hat es juristisches Neuland 
betreten und ein sogenanntes Computergrundrecht 
entwickelt. 

Auch damals haben Sie aufgeschrien, weil es Ihnen 
zu schnell ging, als Nordrhein-Westfalen als erstes 
Bundesland endlich Rechtssicherheit schaffen woll-
te – mit den realen Erkenntnismöglichkeiten, die der 
deutschen Juristenlandschaft damals zur Verfügung 
standen und natürlich nicht mit den von Ihnen im 
Ergebnis verlangten überirdischen hellseherischen 
Fähigkeiten, vorauszuahnen, dass das höchste 
deutsche Gericht am Ende aus dem Grundgesetz 
ein völlig neues Grundrecht mit all seinen Rechts-
folgen ableiten wird. 

Vor dem Hintergrund können Sie hier nicht einfach 
von Stillstand in der Innenpolitik reden. Das lassen 
wir Ihnen nicht durchgehen, meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD und von den 
Grünen. Sie haben in der Vergangenheit immer 
nach dem Motto gehandelt: Wer nichts macht, kann 
auch nichts falsch machen. Wer es zudem heimlich 
macht, muss sich dafür auch nicht öffentlich recht-
fertigen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir wollten diesen Bereich auf rechtsstaatliche Fü-
ße stellen. Das Verfassungsgericht hat ein neues 
Computergrundrecht abgeleitet. Jetzt sind wir im in-
ternen Beratungsverfahren zu der Frage, wie man 
das umsetzen kann. 

Der Innenminister – das haben Sie richtig zitiert – 
hat Ihnen gesagt: 

Die aufgrund der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts vorzunehmenden Anpassungen, 
hier insbesondere im Polizei- und Verfassungs-
schutzgesetz, werden nach sorgfältiger Auswertung 
und Abwägung des dem Gesetzgeber zustehenden 
Entscheidungsspielraums zeitnah erfolgen. 

Frau Kollegin Düker, können Sie sich noch an die 
Urteilsverkündung in Karlsruhe erinnern? Kollege 
Wiefelspütz, Mitglied des Deutschen Bundestages, 
hatte sofort nach der Urteilsverkündung und -
begründung getönt: Das schreiben wir wortwörtlich 
ins Gesetz. – Für uns gilt aber wie vorgetragen: 
Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit. 

Was zum Beispiel Ihre Kollegen in Berlin mit dem 
Entwurf zum BKA-Gesetz vorgelegt haben, lieber 
Herr Kollege Rudolph, der dort nun mit aller Macht 
durchgepeitscht werden soll, ist alles andere als ein 
rechtsstaatliches Meisterwerk. Die massive Kritik 
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der Experten in der Anhörung am 15. September 
war überdeutlich, und sie hält an. Hier werden Frei-
heits- und Bürgerrechte in einem politischen Eier-
tanz mit Füßen getreten. Wenn die SPD das erst 
jetzt quasi last minute mit eingezogenem Schwanz 
feststellt, zeigt das, welche Qualität zusammenge-
schusterte Gesetze unter Regierungsbeteiligung der 
SPD haben. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Engel, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Düker? 

Horst Engel (FDP): Gerne. 

Monika Düker (GRÜNE): Danke, Herr Engel. Sie 
haben das BKA-Gesetz bürgerrechtlich ins Abseits 
gestellt. Ich frage Sie: Was unterscheidet die Onli-
ne-Durchsuchung im BKA-Gesetz von derjenigen, 
die Sie hier mit Ihrer Zustimmung ins Verfassungs-
schutzgesetz geschrieben haben? 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Horst Engel (FDP): Frau Düker, Sie wissen ganz 
genau – das haben wir im Innenausschuss schon 
wiederholt diskutiert; unsere Stellungnahmen ken-
nen Sie auch –: Im BKA-Gesetz gibt es Regelun-
gen, die es eigentlich gar nicht geben dürfte. Das 
geht bis hin zur Selbstprüfung einer Behörde: Was 
auf der ersten Etage gemacht wird, prüft die dritte 
Etage usw. Das könnte ich in Bausch und Bogen 
verurteilen. Wir sind in unserer Kritik nicht ganz so 
weit auseinander. Wir werden nicht locker lassen, 
darauf hinzuweisen, dass es so nicht geht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, als Re-
gierungskoalition haben wir den Anspruch, Gesetz-
entwürfe dann in den Landtag einzubringen, wenn 
wir von den getroffenen Regelungen grundsätzlich 
in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht überzeugt 
sind. Das ist doch ganz normal. Deshalb arbeiten 
wir mit der gebotenen Sorgfalt und Ruhe an einer 
Gesetzesvorlage, die Rechtssicherheit schaffen soll. 
Seien Sie sicher, dass wir einen solchen Gesetz-
entwurf vorlegen werden, wenn wir es für den richti-
gen Zeitpunkt halten, und nicht dann, wenn Sie da-
nach am lautesten schreien. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP)  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Engel. – Als nächster Redner hat für 
die Landesregierung Herr Minister Dr. Wolf das 
Wort. Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der von 
den Fraktionen von SPD und Grüne gestellte Antrag 

entbehrt jeglicher Notwendigkeit. Selbstverständlich 
haben die Novellierungen der Sicherheitsgesetze 
bei der Landesregierung hohe Priorität und werden 
auch mit Nachdruck verfolgt. Die Novellierungen 
dieser beiden Sicherheitsgesetze bedürfen aber – 
darauf haben die Redner der Koalitionsfraktionen 
hingewiesen – einer sorgfältigen Vorarbeit, die sehr 
zeitintensiv ist und sich nicht zwischen der Beant-
wortung zweier Kleiner Anfragen erledigen lässt. 
Hier müssen – ich betone – zahlreiche Normen ü-
berarbeitet werden, die schon zuzeiten Ihrer Regie-
rungsbeteiligung von Rot-Grün nicht mehr den vom 
Bundesverfassungsgericht aufgestellten Rahmen-
bedingungen entsprachen wie – das wissen Sie 
selbst ganz genau – im Fall der Wohnraumüberwa-
chung. Hier müssen Maßstäbe für das juristische 
Neuland – Herr Engel hat darauf hingewiesen – der 
Internetaufklärung geschaffen werden. Hier müssen 
Abstimmungen über die Reichweite und die Gren-
zen des neuen Computergrundrechts erfolgen. Hier 
müssen technische Möglichkeiten und Weiterent-
wicklungen und Normen klar gestaltet werden. Und 
hier müssen besondere Schutzmechanismen für 
den Bürger wie etwa der Kernbereichsschutz und 
externe Kontrollmechanismen normenspezifisch 
entwickelt werden.  

Auch die anderen, Bundes- und Landesregierun-
gen, haben die generelle Überarbeitung ihrer Poli-
zei- und Verfassungsschutzgesetze unter Beach-
tung des neuen Computergrundrechtes und des 
umfassenden Kernbereichsschutzes noch nicht ab-
geschlossen. Der Beweis ist die neuerliche Kontro-
verse über die Bewertung der Anhörung im Bund, 
wo sich die SPD gerade vom abgestimmten Ge-
setzentwurf distanziert und absetzt.  

Die in den Anträgen zum Ausdruck kommende Be-
hauptung der Opposition, die sofortige Vorlage von 
Gesetzentwürfen sei zum Schutz von Bürgerrechten 
und Behörden erforderlich, verwundert schon. Wie 
ich mehrfach betont habe, hat der Verfassungs-
schutz in der Vergangenheit weder von der Befug-
nis zur Wohnraumüberwachung noch vom Zugriff 
auf informationstechnische Systeme Gebrauch ge-
macht, und – das wissen wir – die Polizei nutzt in 
verfassungskonformer Weise die ihnen zustehen-
den Rechte. Dies wird auch bis zum Inkrafttreten 
der neuen Gesetze so bleiben. Die anderen anzu-
passenden Normen können bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens unter strikter Beachtung 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
nach Maßgabe einer verfassungskonformen Inter-
pretation angewandt werden. Von daher, meine 
Damen und Herren: keine Sorge.  

Im Übrigen – auch darauf haben die Redner von 
CDU und FDP hingewiesen – stellt sich die Frage, 
warum Sie selbst keine konkreten Anträge oder so-
gar Gesetzentwürfe vorlegen, wenn Sie, wie Sie ja 
insinuieren, alles besser wissen. Ich glaube, wir 
kennen die Antwort: In Wirklichkeit können Sie das 
nämlich gar nicht, denn sonst hätten Sie bereits von 
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2004 bis 2005, als schon in Ihren damaligen Geset-
zen Verfassungswidrigkeiten enthalten waren, ent-
sprechende Reparaturarbeiten vorgenommen. Das 
haben Sie nicht getan. Damals hat Sie das alles gar 
nicht gestört. Jetzt ist die Aufregung groß. Wir ge-
hen nach dem Motto „Gründlichkeit vor Schnellig-
keit“ daran, werden abstimmen und dann entspre-
chend auch Sie mit den Fragen befassen. – Vielen 
Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Wolf. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der SPD der Kollege Dr. Rudolph das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Dr. Karsten Rudolph (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich bin erstaunt darüber, 
wie in 39 Monaten Regierungstätigkeit die eigenen, 
selbst gewählten Maßstäbe von Monat zu Monat 
verrutschen und wegbrechen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es waren doch Sie, die das Gesetz gar nicht schnell 
genug machen konnten, die im Bund Vorreiter sein 
wollten. Dann sind die Vorreiter aus Nordrhein-
Westfalen, nämlich Don Wolf und Sancho Brendel, 
beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe vom 
Pferd gefallen und seitdem nicht wieder aufgestan-
den. Das ist das Problem, dass Sie nicht wieder 
aufstehen. Sie stellen uns Fragen der inneren Si-
cherheit als ein Abstimmungsproblem innerbehörd-
licher Art und Weise dar. Aber Sie sind doch für die 
Innenpolitik in diesem Land verantwortlich. Dann 
sagen Sie uns doch einmal, was Sie politisch vor-
haben, außer Gründlichkeit in Sachen zu betonen, 
wobei nicht ganz klar ist, was gründlich geprüft und 
gemacht werden soll. Diese Antworten bleiben Sie 
bis heute diesem Parlament schuldig.  

Ich will Ihnen noch etwas in aller Kürze zum BKA-
Gesetzentwurf sagen. Sie haben sich doch sicher-
lich die Anhörung vorgestern angeschaut. Sie wä-
ren doch froh gewesen, wenn Sie eine solche Anhö-
rung im nordrhein-westfälischen Landtag über Ihr 
Verfassungsschutzgesetz gehabt hätten. Denn es 
war doch so, dass die Experten, zum Teil dieselben, 
die auch hier waren, dem Gesetzgeber durchaus 
bescheinigt haben, einen Gesetzentwurf vorzule-
gen, der fast alle Behörden erreicht, die von Karls-
ruhe gesetzt werden. So habe ich beispielsweise 
Herrn Gusy verstanden, aber auch viele andere.  

Deswegen mein Rat: Ich wäre bei einer Kommentie-
rung von Bundesgesetzen aus Nordrhein-Westfalen 
ganz vorsichtig; 

(Beifall von den GRÜNEN) 

denn je mehr Sie dazu sagen, Herr Innenminister, 
desto peinlicher wird Ihr Versagen in der Innenpoli-

tik, was durch Karlsruhe, aber auch von anderen 
Stellen bestätigt worden ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Rudolph. – Als nächste Rednerin 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Frau 
Kollegin Düker das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das Ziel des Innenministers ist 
Gründlichkeit. Herr Wolf, Gründlichkeit als oberstes 
Ziel des Handelns zu nennen, ist die brave Aussage 
eines Sachbearbeiters, aber sie reicht nicht für eine 
politische Ansage eines Innenministers in einer so 
brisanten Frage, wie es um die Verhältnismäßigkeit 
von Freiheit und Sicherheit in unserem Land bestellt 
ist.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich stelle fest: Sieben Monate nach Urteilsverkün-
dung durch das Bundesverfassungsgericht sagt uns 
der Innenminister immer noch: Ich weiß nicht, was 
ich ändern muss. Ich weiß nicht, wie ich das ändern 
muss. Und ich weiß schon mal gar nicht, wann ich 
das ändern muss. Nein, das weiß ich noch alles 
nicht, aber ich bin ganz gründlich. – Herr Minister, 
das reicht nicht. Sie bleiben diffus. Zahlreiche Nor-
men betrifft dies. Sie sagen ganz beruhigend, der 
Verfassungsschutz mache zurzeit von den Dingen, 
die gekippt wurden, keinen Gebrauch, wie Online-
Überwachung und Lauschangriff.  

Bezüglich der Polizei sagen Sie, in verfassungskon-
former Weise würden die Instrumente angewandt 
und das werde eine verfassungskonforme Interpre-
tation durch die zuständigen Behörden. Sie überlas-
sen es jetzt also den Polizeibehörden. Ich will den 
Polizeipräsidenten und Landräten in unserem Land 
wirklich nichts Schlechtes nachsagen, aber Sie 
können doch nicht äußern: Ich überlasse es den 
Behördenleitern, wie die Rechtsprechung vom Bun-
desverfassungsgericht zu einem so wichtigen Be-
reich wie Kernbereichsschutz ausgelegt wird.  

Sie können doch hier als Innenminister nicht ernst-
haft verkünden, dass das die Behördenleiter schon 
richten werden. Sie sagen selbst in Ihrer eigenen 
Vorlage, dass sich der Kernbereichsschutz nicht nur 
auf die Online-Überwachung, sondern zum Beispiel 
auch auf die Wohnraumüberwachung ausdehnt. 
Und die haben wir nicht nur im Verfassungsschutz-
gesetz, sondern auch im Polizeigesetz. Ich frage 
Sie: Wie wendet die Polizei in Nordrhein-Westfalen 
zurzeit den Lauschangriff an? Wann schalten die 
ab? Wie ist da Ihre Maßgabe? Es kann doch nicht 
sein, dass das jeder Polizeipräsident mal eben so 
aus der Hüfte heraus entscheidet. Das können Sie 
uns hier nicht erzählen.  
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Ich bleibe dabei: Das, was Sie uns heute zu dieser 
wichtigen innenpolitischen Frage hier verkünden, ist 
für die Bürgerrechte in unserem Land schlecht und 
vor allen Dingen für die innere Sicherheit, für die 
Polizei und für den Verfassungsschutz in unserem 
Land nicht ausreichend. Ich mache mir große Sor-
gen. Ich hoffe, dass Sie in einer zweiten Runde 
konkretisieren werden, wann das vorgelegt wird.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der FDP der Kollege Engel das Wort.  

Horst Engel (FDP): Ich habe nur einige wenige Se-
kunden, Frau Düker.  

Erstens. Reden Sie hier bitte nicht ein Sicherheitsri-
siko herbei!  

Zweitens. Gründlichkeit meint in der Innen- und 
Rechtspolitik immer Rechtsstaatlichkeit. – Danke 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank. – 
Herr Minister Dr. Wolf hat das Wort. Bitte schön, 
Herr Minister. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bezüglich 
der von Ihnen erwähnten 39 Monate kann man nur 
sagen: Freuen Sie sich, dass wir die Regierung ü-
bernommen haben! Ich glaube, einer der größten 
Sicherheitsgewinne war, dass die Grünen seither 
nicht mehr an der Regierung sind, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.  

Wir haben keine Sorge, dass die Polizeibehörden 
dieses Landes sorgfältig ihre Arbeit machen und 
genau das tun, was wir erwarten, nämlich dass eine 
verfassungskonforme Anwendung von Eingriffs-
rechten geschieht.  

Ich weise darauf hin, weil das mehrfach in Ihren Bei-
trägen fälscherweise gesagt wurde: Kein Land hat 
die entsprechende Novellierung abgeschlossen, üb-
rigens, Frau Düker, auch nicht Bremen und Ham-
burg, wo sie bedauerlicherweise mittlerweile in der 
Regierung sind. Da gibt es ebenfalls keine Präzisie-
rungen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das entscheiden 
immer noch die Wählerinnen und Wähler! 
Das ist sehr undemokratisch, wie Sie sich 
hier aufstellen, Herr Innenminister!) 

– Bleiben Sie ganz ruhig. – Wir befinden uns in ei-
nem entsprechenden Prüfungsprozess. Das, was 
die SPD-Mitglieder des Deutschen Bundestages zu 
der Anhörung gesagt haben, Herr Kollege Rudolph, 
sollte Sie einigermaßen ruhig werden lassen, denn 

wir haben doch erlebt, dass Sie nicht ungeschoren 
aus der Anhörung herausgekommen sind und dass 
Herr Edathy und Herr Wiefelspütz Änderungen an 
einem Gesetzentwurf einfordern, den Sie selber mit 
ausgearbeitet haben.  

Wir haben guten Grund, die bereits begonnene 
sorgfältige Prüfung und Beratung weiter fortzufüh-
ren. Ich bin sehr sicher, dass wir am Ende zu guten 
Ergebnissen kommen werden. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen mir zu die-
sem Tagesordnung nicht vor, sodass wir am 
Schluss der Beratung sind. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung des Ältestenrates, den Antrag mit 
der Drucksache 14/7447 an den Innenausschuss – 
federführend – sowie an den Rechtsausschuss zu 
überweisen. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung soll im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Gibt es hierzu Gegen-
stimmen? – Gibt es Stimmenthaltungen? – Dann 
stelle ich hiermit fest: Diese Überweisungsempfeh-
lung ist mit Zustimmung aller Fraktionen angenom-
men. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ich rufe auf: 

4 Fragestunde 

Drucksache 14/7465 

Die Fragen wurden Ihnen in der genannten Druck-
sache mit den Mündlichen Anfragen 226 und 234 
aus der letzten Fragestunde sowie den Mündlichen 
Anfragen 235 bis 240 vorgelegt. 

Ich rufe zunächst die  

Mündliche Anfrage 226 

des Abgeordneten Töns auf. 

Nachgehakt: Goldene Fallschirme für Mitar-
beiter der Landesregierung 

Am 20. August 2008 hat die Landesregierung 
nach mehrmaligen Nachfragen (Drucksache 
14/6975 und Drucksache 14/7180) einräumen 
müssen, dass sie im Zuge des Regierungswech-
sels 2005 bereits mehrere unbefristete Stellen für 
neu eingestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
geschaffen hat. Zudem musste das Finanzminis-
terium eingestehen, dass man bisher sogar vier 
Verträge übersehen hatte, was die Anzahl der 
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begünstigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
nochmals erhöht.  

In der jüngsten Antwort der Landesregierung 
(Drucksache 14/7180) wird allerdings behauptet, 
dass sie von Anfang an die Absicht gehabt hätte, 
hier unbefristete Stellen zu schaffen. Das deckt 
sich nicht mit dem Haushaltsplan. Hier waren 
bisher alle Stellen bis zum 31. Dezember 2010 
befristet. Darüber hinaus deckt sich diese Aussa-
ge nicht mit früheren Äußerungen der Landesre-
gierung. 

Bleibt die Landesregierung bei der Aussage, 
dass sie von Anfang an die Absicht hatte, für die-
se Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unbefristet 
Stellen zu schaffen? 

Ich bitte Herrn Minister Dr. Linssen um die Beant-
wortung. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Lan-
desregierung hat nie die Aussage getroffen, dass 
sie von Anfang an die Absicht gehabt hatte, für die 
im Zuge des Regierungswechsels 2005 neu einge-
stellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unbefristete 
Stellen zu schaffen. Folgerichtig sind die Stellen zu-
nächst auch bis zum 31. Dezember 2010 befristet 
worden. 

Richtig ist weiterhin, dass ein Teil der Mitarbeiter auf 
den zunächst nur befristet eingerichteten Stellen be-
reits von Anfang an unbefristet beschäftigt war. Dies 
ist nie in Abrede gestellt worden.  

Richtig ist allerdings auch, dass dieser Umstand 
nicht den Haushaltsplänen entnommen werden 
kann. Dies beruht darauf, dass die Dauer von Be-
schäftigungsverhältnissen nicht durch die Haus-
haltspläne geregelt wird. 

Es ist vielmehr eine Frage des Haushaltsvollzugs, 
wie die zur Verfügung stehenden Stellen besetzt 
werden. Wie bei allen anderen Stellenbesetzungen 
in der Landesverwaltung ist es allein in die Ent-
scheidung der Ressorts gestellt, wie die vom Haus-
haltsgesetzgeber bewilligten Stellen, auch wenn 
diese mit einem kw-Vermerk zeitlich befristet sind, 
besetzt werden. Dabei kann bei der Einstellung der 
neuen Beschäftigten im Rahmen der dienstrechtli-
chen Vorschriften zwischen befristeten oder unbe-
fristeten Beschäftigungsverhältnissen gewählt wer-
den. Hiervon haben die Ressorts in unterschiedli-
cher Weise Gebrauch gemacht.  

Auf alle weiteren Umstände bin ich bereits bei der 
Antwort auf die bereits zuvor gestellte Kleine Anfra-
ge 2661 ausführlich eingegangen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Jetzt hat sich Kollege Töns zu einer 
Nachfrage gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege.  

Markus Töns (SPD): Herr Minister, ich muss zu-
nächst einmal feststellen, dass laut der Antwort der 
Landesregierung in der Drucksache 14/7369 die 
Absetzung der kw-Vermerke vor dem Hintergrund 
geschah, dass am 31. Dezember 2010 trotz PEM 
nicht ausreichend freie und besetzbare Stellen für 
diese hochdotierten Beschäftigten vorhanden sein 
werden.  

Diese hochdotierten Beschäftigten werden wir also 
nie wieder los. Somit kosten sie zusätzliches Geld. 
Wird hier nicht von Ihrer Regierung ein Wortbruch 
plump kaschiert? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Nein, Herr 
Kollege Töns. Sie wissen auch, dass wir bis Ende 
2009 in den Ministerialkapiteln insgesamt 226 Stel-
len abgebaut haben werden. Das ist also mehr als 
das Dreifache dessen, was jetzt hier in Rede steht. 

Was die Kosten angeht, so kann ich Ihnen das sehr 
genau beziffern. Die 72 kw-Vermerke der Regie-
rungsneubildungsstellen waren bisher bis zum 
31. Dezember 2010 datiert. Würden die Stellen, wie 
ursprünglich beabsichtigt, tatsächlich zu diesem 
Zeitpunkt abgebaut werden, würde dies ab 2011 zu 
jährlichen Einsparungen in Höhe von rund 
4,9 Millionen € führen. Demgegenüber werden in 
den Ministerialkapiteln bis Ende 2009 insgesamt 
226 kw-Stellen abgebaut sein. Dies führt bereits ab 
2010 zu jährlichen Einsparungen in Höhe von rund 
9,5 Millionen €. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Eine weitere 
Nachfrage von Herrn Kollege Töns. Bitte. 

Markus Töns (SPD): Herr Minister, wenn die Be-
gründung für die vielen neuen Stellen ist, dass man 
in der Hausspitze politisch nahestehende Personen 
braucht, weil nach 39 Jahren SPD die Ministerien 
angeblich völlig durchsetzt waren, dann frage ich 
Sie: Warum hat das Wissenschaftsministerium dann 
nur eine Dauerstelle nötig, während andere Häuser 
hier ganz anders handeln, also bedeutend mehr 
Stellen haben? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Ich darf Ihnen 
einmal die Verteilung auf die Ressorts vorlegen, da 
Sie offensichtlich einem Irrtum unterliegen.  

In der Staatskanzlei sind es 32 Stellen, beim In-
nenminister fünf, bei der Justizministerin zwei, beim 
Ministerium für Schule und Weiterbildung vier, beim 
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Ministerium für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie vier, beim Ministerium für 
Wirtschaft, Mittelstand und Energie vier, beim Minis-
terium für Umwelt und Naturschutz, Landschaft und 
Verbraucherschutz vier, beim Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales vier, beim Finanzministe-
rium vier, beim Ministerium für Bauen und Verkehr 
vier und beim Ministerium für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration – dem Laschet-
Ministerium – fünf.  

Das heißt, bis auf die Staatskanzlei gibt es bei dem 
Ganzen eine relative Gleichverteilung. Das zeigt, 
dass wir am Anfang Wert darauf gelegt haben, dass 
jedes Ressort nur so und so viele Stellen bekom-
men darf.  

Wenn Sie das mit dem Beginn der rot-grünen Epo-
che in Nordrhein-Westfalen vergleichen, dann stel-
len Sie fest, dass weit über 20 Leute für zwei Minis-
terien neu eingestellt wurden. Das können Sie hoch-
rechnen – mal fünfeinhalb –, und Sie werden sehen, 
dass Sie bei weit über 120 Leuten sind. Daran er-
kennen Sie, wie bescheiden die neue Regierung 
nach 39 Jahren Regierung unter der SPD bzw. 
dann unter der rot-grünen Koalition war. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als Nächstes hat sich Frau Kollegin 
Gödecke zu einer Frage gemeldet. Bitte, Frau Kol-
legin. 

Carina Gödecke (SPD): Herr Minister, vielen Dank, 
dass Sie dem Parlament und der Öffentlichkeit noch 
einmal den Unterschied zwischen Stellen und der 
Bewirtschaftung von Stellen und damit auch dem 
Abschließen von Arbeitsverträgen klargemacht ha-
ben. Vielen Dank auch dafür, dass Sie deutlich ge-
macht haben, dass man das den Haushaltsplänen 
nicht ohne Weiteres entnehmen kann. Genau da 
möchte ich mit meiner Frage anknüpfen: Halten Sie 
es für wahrscheinlich, dass aufgrund dieser Tatsa-
che, die nicht allen bekannt ist und in der öffentli-
chen Berichterstattung auch nicht immer sehr dezi-
diert dargestellt wird, in der Öffentlichkeit der Ein-
druck entstanden sein könnte, dass man befristete 
Einstellungen vornehmen wollte, und dass dies in 
der Beantwortung der vorherigen Kleinen Anfragen 
gemeint war? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Kollegin 
Gödecke, natürlich war es zunächst das Ansinnen 
der Regierung, diese Leute befristet einzustellen. 
Dann hat es unterschiedliche Aktionen in den ver-
schiedenen Häusern gegeben.  

Ich glaube, die ganze Sache wäre ohne das PEM 
problemlos gewesen. Dadurch, dass das PEM ein-

gerichtet wurde und wir eine beschleunigte Abset-
zung vorgenommen haben, war es nicht möglich, 
auf den Wechsel zu warten, um dann so etwas 
durchzuziehen. Vor dem Hintergrund muss man das 
sehen. Aber Sie sehen die Gesamtbilanz. Wenn Sie 
die Zahl 226 mit der Zahl 72 vergleichen, dann er-
kennen Sie, dass wir im Gegensatz zu früheren Re-
gierungen die Ministerialkapitel verkleinert haben. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als nächster Fragesteller hat Herr 
Kollege Kuschke das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-
ge Kuschke. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Minister, aufgrund 
Ihrer Einlassungen ist aber nicht auszuschließen, 
dass zu Beginn, als die Stellen eingerichtet wurden, 
davon ausgegangen werden konnte, dass sie be-
fristet sein sollten.  

Was hat denn im Laufe der Monate und Jahre dazu 
geführt, dass eine Umwandlung in unbefristete Stel-
len für notwendig gehalten wurde? Sie haben vorhin 
etwas nebulös von „Aktionen“ in den Ministerien ge-
sprochen. Vielleicht können Sie das noch einmal 
etwas erläutern. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön, 
Herr Minister. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Kollege 
Kuschke, mit dem Wort „Aktion“ habe ich einfach 
das Vorgehen in diesem Fall bezeichnet. Es gab 
nicht irgendwelche besonderen Aktionen. 

Von den 72 Beschäftigten haben 27 unbefristete 
Beschäftigungsverhältnisse. Die Häuser haben na-
türlich diese Beschäftigungsverhältnisse rechtmäßig 
abgeschlossen, denn unbefristete Beschäftigungs-
verhältnisse konnten seinerzeit eingegangen wer-
den, weil die kw-Vermerke nicht personenbezogen 
ausgebracht wurden. Dies erlaubt den Abschluss 
unbefristeter Arbeitsverträge.  

Die neuen Beschäftigten sollten bis Ende 2010 in 
den originären Stellenhaushalt übernommen wer-
den. Das habe ich damit gemeint, als ich auf das 
PEM aufmerksam gemacht habe. Der beschleunig-
te Abbau hat dieses Vorhaben natürlich in gewisser 
Weise konterkariert. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Es gibt eine weitere Nachfrage des 
Kollegen Kuschke. Bitte schön, Herr Kollege 
Kuschke. 

Wolfram Kuschke (SPD): Ich würde gerne noch 
einmal auf die Frage von Frau Kollegin Gödecke 
zurückkommen. Herr Minister, da wir Sie als einen 



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11784 Plenarprotokoll 14/99 

 

Verfechter der Haushaltsklarheit kennen, frage ich 
Sie: 

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!) 

Würden Sie es dann nicht für sinnvoll und notwendig 
halten – in Ausführung dessen, was Sie vorhin auf 
die Frage von Frau Gödecke geantwortet haben –, 
dass bei den Haushaltsberatungen auch eine geson-
derte Vorlage zur Bewirtschaftung der Stellen zur 
Verfügung steht?  

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Kollege 
Kuschke, darüber kann man sicherlich nachdenken. 
Das tun wir derzeit im Hause. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich habe noch eine weitere Frage 
des Kollegen Kuschke, die aber nicht zulässig ist. – 
Der Kollege Töns kann seine Frage aber selbstver-
ständlich stellen. Bitte schön, Herr Kollege Töns. 

Markus Töns (SPD): Herr Minister, hat es Fälle ge-
geben, bei denen befristete Arbeitsverhältnisse in 
unbefristete umgewandelt wurden? Und gegebe-
nenfalls wann wurden diese Stellen jeweils umge-
wandelt? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Kollege 
Töns, das weiß ich im Moment nicht. Darf ich Ihnen 
darauf schriftlich antworten? 

(Markus Töns [SPD]: Ja!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Meine Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere 
Nachfragen zur Frage 226 sehe ich nicht. 

Ich rufe damit die  

Mündliche Anfrage 234 

des Abgeordneten Sichau auf: 

Wie ist in Nordrhein-Westfalen die Erprobung 
von Richtern geregelt, und wie wird sie prak-
tiziert? 

Der Präsident des Verfassungsgerichtshofs und 
des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nord-
rhein-Westfalen, Dr. Michael Bertrams, hat in der 
Zeitschrift „Nordrhein-Westfälische Verwaltungs-
blätter“, Heft 8/2008, Seite 291 ff., einen Aufsatz 
mit dem Titel „Richterliche Erprobung an der Sei-
te der Politik?“ veröffentlicht. 

Nach welchen Maßgaben erfolgt die richterliche 
Erprobung? 

Zu dieser Frage bitte ich Frau Ministerin Müller-
Piepenkötter um Beantwortung. Bitte schön, Frau 
Ministerin. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Frau Präsidentin, herzlichen Dank. – Der Herr Ab-
geordnete Sichau fragt, wonach sich hier in Nord-
rhein-Westfalen die Erprobung von Richtern und 
Richterinnen, Staatsanwältinnen und Staatsanwäl-
ten richtet. – Die Erprobung richtet sich nach der All-
gemeinverfügung des Justizministers vom 2. Mai 
2005, die damals im Justizministerialblatt veröffent-
licht worden ist. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Ich habe eine Nachfrage von dem 
Kollegen Kutschaty. Bitte schön, Herr Kollege. 

Thomas Kutschaty (SPD): Frau Ministerin, die 
Verfügung, die Sie gerade ansprechen, sieht ja vor, 
dass die Erprobung im Richteramt im Regelfall auf 
einer Richterstelle stattzufinden hat und nur im Ein-
zelfall Ersatzerprobungen zulässig sein können. Aus 
welchen Gründen teilen Sie denn dann nicht die 
Einschätzung des Präsidenten des Oberverwal-
tungsgerichts Münster, dass eine Ersatzerprobung 
gerade nicht im Büro der Justizministerin oder ihres 
Staatssekretärs stattfinden kann? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministerin, 
bitte. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Die Allgemeinverfügung sieht vor, dass neben der 
Erprobung bei einem Obergericht in der Rechtspre-
chung andere Möglichkeiten der Erprobung beste-
hen. Sie wird dort Ersatzerprobung genannt. Das 
sind zahlreiche Stellen, nämlich beim Bundesver-
fassungsgericht, bei einem obersten Bundesgericht, 
bei der Bundesanwaltschaft, beim Bundesministeri-
um der Justiz, beim Justizministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen, bei der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westfalen, hinsichtlich der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit auch bei obersten Bundes- 
oder Landesbehörden, bei der Generalstaatsan-
waltschaft anstelle des Oberlandesgerichts, für die 
Arbeitsgerichtsbarkeit und die Sozialgerichtsbarkeit 
bei den für Arbeit und Sozialordnung zuständigen 
Ministerien des Bundes und des Landes Nordrhein-
Westfalen und schließlich bei einer internationalen 
Institution, soweit das Justizministerium diese Insti-
tution als ersatzerprobungsgeeignet anerkannt hat. 

Sie entnehmen dieser Aufzählung, dass es zahlrei-
che andere Möglichkeiten der Erprobung gibt als bei 
einem obersten Landesgericht und dass das Lan-
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desjustizministerium ebenso wie das Bundesminis-
terium der Justiz ersatzerprobungsgeeignet sind. 
Das heißt, alle Stellen im höheren Dienst des Jus-
tizministeriums sind ersatzerprobungsgeeignet. Ein 
Vorbehalt ist da nur hinsichtlich internationaler Insti-
tutionen gemacht worden. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Ich habe eine Nachfrage vom 
Herrn Kollegen Sichau. Bitte schön, Herr Kollege 
Sichau. 

Frank Sichau (SPD): Ich habe die Antwort zwar 
nicht gehört, will aber eine Nachfrage stellen. – Wie 
stehen Sie, Frau Ministerin, zur Ansicht von Herrn 
Dr. Bertrams, dass im Tätigkeitsbereich einer Minis-
terin oder eines Staatssekretärs parteipolitische Ka-
tegorien eine entscheidende Rolle spielen – eine 
andere Qualität des Denkens, als in der Richtertä-
tigkeit verlangt ist? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministerin, 
bitte. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Diese Ansicht kann ich nicht teilen. Ich meine, sie 
ergibt sich auch aus dem Aufsatz von Herrn 
Dr. Bertrams nicht. Herr Dr. Bertrams zeigt auf, wel-
che Qualitäten und Fähigkeiten in der Erprobung 
nachgewiesen und belegt werden sollen. Ich zitiere 
Herrn Dr. Bertrams: die juristische Fachkompetenz, 
die Auffassungsgabe, das Pflichtbewusstsein, die 
Belastbarkeit, die Fähigkeit zum Umgang mit Men-
schen und zur Motivation, die Führungs- und Über-
zeugungskraft, das Durchsetzungsvermögen, die 
Entscheidungsfreudigkeit, der Pragmatismus und 
der Sinn für das Wesentliche, die Planungs- und 
Organisationsfähigkeit, der Teamgeist, das Einfüh-
lungsvermögen in Problemstellungen sowie der 
Blick für die gesellschaftliche Tragweite einer Ent-
scheidung. – Ich kenne keine Stelle, an der diese 
Fähigkeiten in solcher Breite vorhanden sein müs-
sen wie in einem Ministerbüro. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Ich habe eine Nachfrage von Herr 
Stüttgen. Bitte schön. 

Gerd Stüttgen (SPD): Frau Ministerin, welche Er-
wägungen stellt Ihr Haus zur Wahrung der Chan-
cengleichheit der verschiedenen Bewerberinnen 
und Bewerber bei der Übertragung von sogenann-
ten Ersatzerprobungsstellen an? 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Abgeordneter Stüttgen, auch dazu darf ich den 
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofs Nord-

rhein-Westfalen zitieren: Der Anspruch auf gleichen 
Zugang zu allen öffentlichen Ämtern wird nur ge-
wahrt, wenn allen Richtern, die nach ihrer Eignung, 
Befähigung und fachlichen Leistung für die Übertra-
gung eines Richteramts mit höherem Endgrundge-
halt in Betracht kommen, Gelegenheit zur Erpro-
bung bzw. Ersatzerprobung gegeben wird. – Das ist 
in Nordrhein-Westfalen an verschiedensten Stellen 
sichergestellt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Als nächster Fragesteller hat noch 
einmal der Kollege Kutschaty das Wort. Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Thomas Kutschaty (SPD): Frau Ministerin, die Kri-
tik an der Erprobung in Ihrem Hause kam ja nicht 
von irgendjemandem, sondern vom höchsten Lan-
desrichter, den wir haben. Meine Frage daraufhin: 
Beabsichtigen Sie aufgrund der doch starken Kritik 
des Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts und 
des Verfassungsgerichtshofs dieses Landes, die 
Erprobung von Richtern in Zukunft nicht mehr im 
Bereich Ihrer politischen Leitungsebene durchführen 
zu lassen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministerin, 
bitte.  

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Da ich diese Kritik nicht teile, nein! 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Sichau, bitte.  

Frank Sichau (SPD): Frau Ministerin, die zeitlichen 
Voraussetzungen waren für die Erprobungsstelle, 
die hier in Rede steht, nicht gegeben. Aus welchem 
Grund ist nicht anschließend – vor der ebenfalls in 
Rede stehenden Beförderung – diese zeitliche Vor-
aussetzung formal nachgeholt worden, um den for-
malen Mangel damit zu heilen? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministerin. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Abgeordneter Sichau, unser Haus beabsichtig-
te, den Kollegen auf seinen Wunsch hin in die Sozi-
algerichtsbarkeit als Richter am Sozialgericht zu 
versetzen. Er kam aus der Verwaltungsgerichtsbar-
keit. 

Der Präsident des Landessozialgerichts ist an unser 
Haus herangetreten, weil er dringenden Bedarf 
beim Landessozialgericht hatte, und hat gebeten, 
die Erprobung als Ersatzerprobung anzuerkennen 
und den Kollegen an das Landessozialgericht ab-
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zuordnen. Das hat Herr Dr. Brand auch öffentlich 
erklärt. Es war weder Intention noch Initiative unse-
res Hauses, diese Versetzung so zu handhaben, 
sondern Initiative des Präsidenten des Landessozi-
algerichts. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Ich habe jetzt noch eine weitere 
Nachfrage vom Herrn Kollegen Sichau. Bitte schön, 
Herr Kollege.  

Frank Sichau (SPD): Das ist ja alles so in Ordnung, 
aber ich habe nach den zeitlichen Voraussetzungen 
gefragt. Die waren nicht gegeben. Wenn sie denn 
nun vor Beginn der Erprobung nicht gegeben wa-
ren, dann muss man sie nachholen. Warum sind sie 
nicht nachgeholt worden? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Ministerin.  

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Der Präsident des Landessozialgerichts, Dr. Brand, 
hat Bedarf beim Landessozialgericht für einen Rich-
ter am Landessozialgericht sofort angemeldet. Die-
sem Wunsch sind wir nachgekommen, wie wir auch 
früher schon in anderen Fällen – in der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit, in der Arbeitsgerichtsbarkeit und 
bei den Staatsanwaltschaften – Wünschen nachge-
kommen sind, Abordnungszeiten unter besonderen 
Umständen bei Bewährung der betroffenen Kolle-
ginnen und Kollegen und besonderem Bedarf für 
die sofortige Anerkennung nachträglich als Ersatz-
erprobungszeiten anzuerkennen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Weitere Wortmeldungen und Fra-
gen sehe ich zu dieser Mündlichen Anfrage 234 
nicht. 

Damit rufe ich die  

Mündliche Anfrage 235  

des Abgeordneten Becker von der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen auf: 

Eiserner Rhein: Welche Ergebnisse hat das 
„Ministertreffen“ am 04.09.2008 in Den Haag 
für den Ausbau des Eisernen Rhein ge-
bracht? 

Presseberichten zufolge soll am 04.09.2008 in 
Den Haag ein sogenanntes Ministertreffen statt-
gefunden haben. Hierbei sollte mit den beteiligten 
Ländern eine Klärung über den Trassenverlauf 
herbeigeführt werden. Die Landesregierung ist 
vor dem Hintergrund der fraktionsübergreifenden 
Initiative im Landtag aufgefordert, das Parlament 
über den Sachstand zu informieren. 

Welche Ergebnisse hat das „Ministertreffen“ am 
04.09.2008 in Den Haag für den Ausbau des Ei-
sernen Rhein gebracht? 

Ich bitte Herrn Minister Wittke um die Beantwortung. 
Bitte schön, Herr Minister.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Vie-
len Dank, Frau Präsidentin. Herr Kollege Becker, 
die Landesregierung und auch der Minister arbeiten 
zielstrebig darauf hin, die vom Landtag präferierte 
A-52-Variante des Eisernen Rheins als leistungsfä-
hige Lösung für die Verbindung zwischen Antwer-
pen und Nordrhein-Westfalen zum Kern der not-
wendigen nationalstaatlichen Verabredung zwi-
schen Belgien, den Niederlanden und Deutschland 
zu machen.  

Ausdruck dieser Aktivitäten ist unter anderem auch 
meine Teilnahme am trilateralen Verkehrsminister-
treffen in Den Haag am 4. September dieses Jah-
res. Darin wurde die Übereinkunft erzielt, die Trasse 
durchgehend zu elektrifizieren und für den Fall einer 
Entscheidung zugunsten der A-52-Lösung eine 
Zweigleisigkeit bis Roermond vorzusehen. Das ist 
ganz besonders wichtig, weil das tatsächlich nicht 
von Anfang an gleicher Sachstand in allen drei nati-
onalen Regierungen war.  

Als nächster Schritt wurde verabredet, ein Memo-
randum of Understanding zu erarbeiten, in dem die 
Grundlagen einer möglichen Finanzierung und Kos-
tenteilung festgelegt werden. Das Memorandum soll 
zudem Aussagen über den Zeitpunkt für die mögli-
che Inbetriebnahme des Eisernen Rheins enthalten. 
Die Ergebnisse einer derzeit laufenden Untersu-
chung Belgiens und der Niederlande, die im No-
vember 2008 erwartet werden, sollen bei der Erar-
beitung dieses Memorandums ebenfalls Berück-
sichtigung finden. 

Ich bin froh, dass es gelungen ist, die A-52-Trasse 
als ernsthafte Alternative in den zwischenstaatlichen 
Entscheidungsprozess einzubringen. Es bleibt aber 
grundlegende Voraussetzung, dass die National-
staaten dann auch bereit sind, die Finanzierung der 
Trasse der A 52 gemeinsam zu tragen. Das heißt, 
dass nicht jeder Nationalstaat nur den auf seinem 
Nationalgebiet entfallenen Anteil tatsächlich trägt.  

Selbstverständlich will ich das Parlament und auch 
den entsprechenden Fachausschuss über die wei-
teren Entwicklungen gerne auf dem Laufenden hal-
ten. Heute können wir feststellen, dass an dieser A-
52-Trasse in drei Nationalstaaten und auch hier in 
Nordrhein-Westfalen weitergearbeitet wird. Das ist, 
glaube ich, ein gutes Ergebnis nach dem fast ein-
stimmigen Votums dieses Hohen Hauses zu dieser 
Trasse.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Der Kollege Becker hat sich noch 
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zu einer Nachfrage gemeldet. Bitte, Herr Kollege 
Becker, Sie haben das Wort.  

Horst Becker (GRÜNE): Danke, Frau Präsidentin. 
Herr Minister, vor dem Hintergrund dessen, was Sie 
uns gerade geschildert haben: Für das Memoran-
dum of Understandig, das angedacht oder geplant 
ist, gibt es nach meiner Kenntnis eine Zielvorgabe 
von höchstens zwei bis zweieinhalb Monaten, bis zu 
dem es fertig sein soll. Ist es richtig, dass es dann, 
wenn ein solches Memorandum of Understanding 
nicht in diesem Zeitfenster erreicht wird, keine Eini-
gung über die Frage der weiteren Verfolgung der 
A 52 gibt? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Das 
kann ich derzeit nicht sagen, weil das beispielswei-
se auch davon abhängt, zu welchen Ergebnissen 
das gerade von mir zitierte Gutachten der Nieder-
lande und der Belgier kommt. Wir wollen die A-52-
Trasse jetzt verfolgen. Wir wollen vor allem mehr 
Klarheit, was die Finanzierung und die Kosten die-
ser Trasse anbelangt, bekommen.  

Es wäre Kaffeesatzleserei, wenn man heute schon 
darüber spekulieren würde, was bis November pas-
sieren könnte. Das war der Zeitpunkt, den wir uns 
gesetzt hatten, der aber mit Vorsicht zu genießen 
ist. Denn wenn drei Nationalstaaten – das habe ich 
gelernt – gemeinsam versuchen, etwas auf den 
Weg zu bringen – sind da manchmal Hürden, die 
nicht leicht zu überspringen sind.  

(Martin Börschel [SPD]: Wie bei Ihrer Regie-
rung!) 

– Bitte? Das ist die belgische Regierung, ganz ge-
nau. Sie wissen, dass es schwierige Regierungs-
verhältnisse in der Tat in Belgien gibt. – Wir wollen 
bis November vorankommen und alles andere ist 
Kaffeesatzleserei.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Als Nächstes hat sich Herr Kollege 
Hilser für eine Nachfrage gemeldet. Bitte schön, 
Herr Kollege.  

Dieter Hilser (SPD): Herr Minister, Sie haben aus-
geführt, dass man sich verständigt hat, die A 52 als 
eine Alternative zu untersuchen, und man sich auch 
darüber unterhalten hätte, dass die Kosten, die ent-
stehen, unterschiedlich verteilt werden müssen, also 
nicht alleine an die Kilometerlänge in den jeweiligen 
Ländern angehängt werden können. Meine Frage: 
Ist in diesem Zusammenhang über eine Größen-
ordnung der Kosten gesprochen worden? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Ja, 
das haben wir gemacht, wobei auch diese Zahlen 
mit ganz, ganz großer Vorsicht zu genießen sind. 
Ich will sie Ihnen aber trotzdem gerne mitteilen. Es 
ist klar, dass erst nach Abschluss der ersten Pla-
nungsphase tatsächlich Sicherheit über die Kosten 
herrschen kann. Wir gehen derzeit davon aus, dass 
die A-52-Trasse zweigleisig elektrifiziert 610 Millio-
nen € kosten würde und die Kosten für die histori-
sche Trasse zweigleisig elektrifiziert – und das ist ja 
nur vergleichbar – bei 590 Millionen € liegen wür-
den. Das heißt, wir hätten eine Differenz zwischen 
beiden Trassen von gerade einmal 20 Millionen €.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Kollege Wißen, bitte. 

Bodo Wißen (SPD): Herr Minister, wäre das Land 
Nordrhein-Westfalen bereit, diese Differenz oder ei-
ne andere Differenz auszugleichen?  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Wir 
haben grundsätzlich gesagt, dass wir in Nordrhein-
Westfalen bereit wären, für einen Differenzbetrag – 
in Anführungsstrichen sage ich das einmal – „gera-
dezustehen“. Ob das dann Mittel sind, die aus dem 
Landeshaushalt fließen müssen, oder ob es Mittel 
sind, die beispielsweise durch die Nutzer dieser 
Trasse, also Wirtschaftsunternehmen oder Antwer-
pener Hafen, aufgebracht werden, steht noch auf 
einem anderen Blatt Papier. Ich kann Ihnen aber 
sagen, dass wir dazu derzeit Gespräche führen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Kollege Kuschke, bitte. 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Minister, habe ich 
Sie richtig verstanden, dass das, was Sie gerade 
angemahnt haben, nämlich sozusagen eine Dritte-
lung der Kosten und kein Kostenbezug auf die je-
weiligen Kilometer im eigenen Land, noch nicht zur 
Verständigung gehört, sondern in zwei Monaten 
erst noch verhandelt werden muss? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Es 
gibt die grundsätzliche Aussage vom niederländi-
schen Verkehrsminister, auch vor dem niederländi-
schen Parlament vorgetragen, dass die Regierung 
der Niederlande bereit wäre, mehr zu zahlen, als 
tatsächlich auf niederländischem Staatsgebiet ge-
baut wird, weil die A-52-Trasse höhere Kosten auf 
deutscher Seite und niedrigere Kosten auf nieder-
ländischer Seite als die Realisierung des Meinweg-
tunnels und die Reaktivierung der historischen 
Trasse bedeuten würde. Diese Zusicherung gibt es. 
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Es wird nicht zu einer Drittelung der Kosten kom-
men, sondern wir sind bisher von einer Als-ob-
Rechnung ausgegangen. Wir haben geschaut: Was 
würde passieren, wenn die historische Trasse reali-
siert würde? Welcher Anteil müsste von Belgien und 
den Niederlanden getragen werden? Welcher Anteil 
müsste von der Bundesrepublik Deutschland getra-
gen werden?  

Wir gehen davon aus, dass dieses Verteilungsver-
hältnis auch auf eine Alternativplanung der A-52-
Trasse Anwendung finden würde. Es gibt auch die 
grundsätzliche Zusicherung aller Partner, die am 
Tisch saßen, das zu tun – mit Ausnahme der Diffe-
renz, über die wir gerade gesprochen haben. Aber 
da haben wir von nordrhein-westfälischer Seite aus 
eine Beteiligung in Aussicht gestellt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Frau Kollegin Beer, bitte. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Minister, mich würde 
interessieren, ob es richtig ist, dass jetzt von Ihrem 
Hause aus für die Trasse entlang der A 52 nicht 
mehr die Realisierung durch private Investoren vor-
gesehen ist, sondern eine Finanzierung durch die 
DB.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Es 
war nie eine Realisierung durch private Investoren 
vorgesehen, jedenfalls nicht bei uns im Haus. Ich 
weiß, dass es Menschen gibt, die durch Europa lau-
fen und meinen, das könnte eine Alternative sein. 
Aber wir haben weder bei mir im Haus noch unter 
den drei nationalen Verkehrsministern über eine 
solche Variante gesprochen. 

Im Übrigen kann ich Ihnen sagen, dass bei allen 
Gesprächen, auch beim trilateralen Verkehrsminis-
tergipfel in Den Haag, die Deutsche Bahn mit am 
Tisch saß.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich erteile Herrn Becker für seine 
dritte Frage das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Minister, Sie haben 
eben geschildert, dass der Landtag die Trasse ent-
lang der A 52 favorisiert hat. Unabhängig davon, 
dass er sie für eine mögliche Trasse erklärt hat, was 
ich richtig finde, hat er natürlich auch ein paar Rah-
menbedingungen in Bezug auf Lärmschutz mit auf-
gegeben. Was können Sie uns mitteilen über die 
Überlegungen im Zusammenhang mit dem Lärm-
schutz, insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
Sie gerade ja ganz deutlich darauf abgehoben ha-

ben, dass, wenn eine Realisierung käme, sie durch 
die DB käme? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Wir 
werden darauf drängen, dass dann, wenn es be-
lastbare Ergebnisse gibt – das heißt, wenn bei-
spielsweise das Memorandum of Understanding 
abgeschlossen wird oder wenn es in einem zweiten 
Schritt zu einem Staatsvertrag käme –, die Belange 
des Lärmschutzes mit eingearbeitet werden und Be-
rücksichtigung finden. Zum jetzigen Zeitpunkt über 
derartige Details zu reden, ist, glaube ich, noch ver-
früht.  

Ich habe allerdings bei allen Gesprächen deutlich 
gemacht, gerade auch gegenüber dem Bund, dass 
es mir nicht nur um Lärmschutz an einer Neubau-
trasse geht, sondern dass es mir auch um Lärm-
schutz an bestehenden Trassen geht. Die gehören 
zwar nicht zum Eisernen Rhein, aber wir sind uns 
einig darüber, dass, wenn das eintritt, was wir alle 
wollen, wenn es nämlich mehr Züge von Antwerpen 
nach Nordrhein-Westfalen in den Rhein-Ruhr-Raum 
gibt, dann auch Bestandsstrecken deutlich mehr be-
lastet werden. Darum muss der Lärmschutz da von 
Anfang an mit Berücksichtigung finden. 

Ich sage aber noch einmal: Wir stehen ganz, ganz, 
ganz am Anbeginn einer möglichen Vereinbarung. 
Darum kann zu solchen Details sicherlich heute 
noch keine Auskunft gegeben werden. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Kollege Wißen, bitte. 

Bodo Wißen (SPD): Können in einer Art Worst-
Case-Szenario die Niederländer darauf bestehen, 
dass es nur zu einem Ausbau einer eingleisigen 
und dann neuerdings ja offenbar auch elektrifizier-
ten Strecke kommt? Können die darauf bestehen, 
weil, soweit ich weiß, das Arbitrage-Gutachten diese 
Sicht zulassen würde? Ist dazu auf dem Treffen et-
was klar geworden? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Es 
gibt in der Tat das Urteil des Gerichtshofes, wonach 
ein Rechtsanspruchs des Königreichs Belgien be-
gründet wird, den Eisernen Rhein auf niederländi-
schem Staatsgebiet führen zu dürfen, auf der histo-
rischen Trasse. Es ist zweitens Bestandteil genau 
dieses Urteils, dass eine Kostenteilung dieses Baus 
zwischen Belgien und den Niederlanden stattzufin-
den hat. 
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Auf deutscher Seite gibt es allerdings bisher keine 
einzige Vereinbarung. So verbleibt es dann beim 
Bund zu entscheiden, wie er mit einer solchen Situ-
ation umgehen wird.  

Das Gerichtsurteil beschränkt sich allein auf nieder-
ländisches und belgisches Staatsgebiet. Daraus 
können keine Ansprüche auf deutscher Seite abge-
leitet werden. Da müsste dann eine Positionierung 
des Bundes stattfinden, der ja für den Eisenbahn-
bau in Deutschland zuständig ist. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Herr Kollege Hilser, bitte.  

Dieter Hilser (SPD): Herr Minister, Sie haben vor-
hin dankenswerterweise mitgeteilt, dass die histori-
sche Trasse etwa 590 Millionen € kosten könnte – 
unter allen Vorbehalten; das ist klar. Weiter haben 
Sie ausgeführt, das sei die einzige Vergleichsmög-
lichkeit, nämlich elektrifiziert und zweigleisig. Meine 
Frage lautet: Ist es die Haltung aller Beteiligten, 
dass das die einzige Alternative ist? Oder stehen 
nach wie vor andere Alternativen im Raum, was die 
historische Trasse angeht? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Auch dort sind unterschiedliche Varianten möglich. 
Es ist beispielsweise die Frage zu stellen, ob wir ei-
nen Südabzweig Richtung Köln brauchen. Es ist 
beispielsweise die Frage zu stellen, ob wir die 
Zweigleisigkeit sofort oder erst zu einem späteren 
Zeitpunkt brauchen. Es ist beispielsweise die Frage 
zu stellen, ob wir Ortsumfahrungen brauchen oder 
ob wir sie nicht brauchen. 

Die Einzigen, die derzeit schon eine klare Position 
dazu beziehen können, sind die nordrhein-
westfälische Landesregierung und damit das Land 
Nordrhein-Westfalen. Wir wollen einen zweigleisi-
gen Ausbau. Wir wollen eine elektrifizierte Strecke. 
Wir wollen die A-52-Trasse. Ich glaube nicht, dass 
die drei Nationalstaaten heute schon in der Lage 
sind, eine so klare Positionierung vorzunehmen. Im 
weiteren Verfahren hilft es aber, dass zumindest ei-
ner der Partner genau weiß, was er will. 

An dieser Stelle will ich im Übrigen – wenn ich darf, 
Frau Präsidentin – auch Folgendes sagen: Es tut 
natürlich gut, wenn man ein fast einmütiges Votum 
dieses Parlaments im Rücken hat. Auch das dürfte 
in Belgien und den Niederlanden nicht ganz einfach 
zu bekommen sein. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank. – 
Herr Kollege Schroeren. 

Michael Schroeren (CDU): Herr Minister, ist es 
richtig, dass die einstimmig verabschiedete Resolu-
tion des Landtages die Grundlage ist, auf der Sie 
Ihre weiteren Gespräche führen? 

Meine Damen und Herren, ich darf noch einmal in 
Erinnerung rufen, dass wir hier seinerzeit eine Re-
solution verabschiedet haben, die wir dem Minister 
mit auf den Weg gegeben haben. Danach muss si-
chergestellt sein, dass die Kommunen bei weiteren 
Verfahren eingebunden werden, dass die ange-
dachte A-52-Trasse hinsichtlich ihrer Finanzierbar-
keit und ihrer technischen Machbarkeit überprüft 
wird und dass der Lärmschutz bei den weiteren 
Verhandlungen mit dem Bund und mit den Nach-
barstaaten eine herausragende Bedeutung genießt. 
Ich darf in diesem Zusammenhang auch daran er-
innern, dass wir gesagt haben: Der Lärmschutz 
muss nicht nur in Aussicht gestellt werden; er muss 
in Angriff genommen sein, bevor auch nur der erste 
Kilometer gebaut ist und der erste Zug fährt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Schroeren. – Herr Minister, Sie haben die Ge-
legenheit zur Beantwortung. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Vie-
len Dank, Frau Präsidentin. Herr Kollege Schroeren, 
es ist für uns völlig selbstverständlich, dass wir den 
Parlamentsbeschluss umsetzen, und zwar mit Punkt 
und Komma. Sollten die drei nationalen Verkehrsmi-
nister zu der Entscheidung kommen – was nicht 
ausgeschlossen ist; ich sage das ausdrücklich –, ü-
ber andere Varianten nachzudenken, wäre das Land 
Nordrhein-Westfalen nicht mehr im Spiel, um das klar 
und deutlich zu sagen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Löhrmann, bitte. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Minister, vor dem 
Hintergrund dessen, was Sie eben zu den privaten 
Investoren gesagt haben, würde mich interessieren, 
ob Sie wirklich glauben, dass Sie ohne diese Bedin-
gung – die sich jetzt ja geändert hat, wenn ich es 
richtig verstanden habe – das einhalten können, 
was der Landtag beschlossen hat, insbesondere 
was die zeitliche Abwicklung und die Frage des 
Lärmschutzes angeht. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Wenn man Infrastruktur plant und baut, sollte man 
sich nicht auf Glauben verlassen, sondern sich an 
Fakten halten. – Ich will das, was dieser Landtag 
beschlossen hat, umsetzen. In diesem Zusammen-
hang darf ich feststellen, dass wir in den vergange-
nen Monaten einen deutlichen Schritt vorangekom-
men sind; denn eine A-52-Trasse war vor einem 
halben Jahr in Belgien und den Niederlanden noch 
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überhaupt nicht Gegenstand der politischen Diskus-
sion. Es ist diesem Parlament und dann auch dieser 
Landesregierung zu verdanken, dass wir jetzt eine 
A-52-Trasse einer näheren Untersuchung unterzie-
hen. Gemeinsam mit allen drei Partnern, der Bun-
desrepublik Deutschland und den Königreichen 
Belgien und Niederlande, versuchen wir, genau die 
Trasse, die wir favorisiert haben, auf den Weg zu 
bringen. 

Alles andere wäre jetzt wieder Kaffeesatzleserei. Ich 
kann Ihnen heute nicht sagen, was am Ende dabei 
herauskommt. Ich werde mich auch nicht festlegen. 
Ich sage Ihnen aber zu, dass das, was dieses Par-
lament beschlossen hat, durch mich und durch die 
gesamte Landesregierung in den weiteren Verhand-
lungen mit aller Vehemenz vertreten wird. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Der nächste Fragesteller ist Herr 
Kollege Sahnen. Bitte. 

(Das Mikrofon am Platz des Abgeordneten 
Heinz Sahnen [CDU] funktioniert nicht. – Mi-
nister Oliver Wittke: Soll ich in der Zwischen-
zeit schon einmal antworten?) 

– Herr Minister, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie 
die Frage abwarten würden. Das kleine technische 
Problem ist sicher auch ganz schnell behoben. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das sind gestell-
te Fragen, Herr Minister!) 

Herr Kollege Sahnen spricht jetzt von einem ande-
ren Platz aus. Bitte schön. 

Heinz Sahnen (CDU): Herr Minister, aufgrund der 
Nachfrage von Herrn Schroeren haben Sie dan-
kenswerterweise noch einmal die klare Position der 
Landesregierung dargelegt, die Sie auf der Grund-
lage des hier im Landtag gefassten Beschlusses 
vertreten, und auch das Engagement des Landes 
unterstrichen. Wie weit haben wir denn Herrn Bun-
desverkehrsminister Tiefensee als großen Verbün-
deten mit im Boot? Ist er auch uneingeschränkt die-
ser Auffassung? Haben Sie seine solidarische Un-
terstützung oder muss da noch nachgebessert wer-
den? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
bitte. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Wir 
haben bisher in engem Schulterschluss – das ist bei 
trilateralen Verhandlungen ganz besonders wichtig – 
die deutsche Position gegenüber Belgien und den 
Niederlanden deutlich gemacht. Es gab bei jeder 
Verhandlung zwischen den Verkehrsministern eine 
klare Abstimmung zwischen der Bundesregierung 

und der Landesregierung. Dafür bin ich sehr dank-
bar. Das will ich ausdrücklich zu Protokoll geben. 

Ich will aber auch zu Protokoll geben, dass das 
Bundesverkehrsministerium und auch Herr Bun-
desminister Tiefensee selbst ganz klar deutlich ge-
macht haben, dass über 150 Millionen € hinaus – 
wenn man bei der historischen Trasse von einer 
Summe von 590 Millionen € ausgeht, würde der auf 
die Bundesrepublik Deutschland entfallende Anteil 
bei der gerade genannten Aufteilung bei 150 Millio-
nen € liegen – keine weiteren Mittel zu erwarten 
sind. Das heißt, dass vom Bund eine klare Ober-
grenze eingezogen worden ist, die nach derzeitigem 
Kostenstand bei 150 Millionen € liegt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, weitere Fragen zur Mündlichen Anfrage 235 
sehe ich nicht. 

Dann rufe ich die 

Mündliche Anfrage 236 

der Abgeordneten Elisabeth Koschorreck von der 
Fraktion der SPD auf: 

Welche Konsequenzen zieht die Landesregie-
rung aus den Problemen um die Schulleiter-
besetzungen im Kreis Düren? 

Noch immer sind an zwei Gymnasien der Stadt 
Düren (Rurtal-Gymnasium, Burgau-Gymnasium) 
die Schulleiterstellen nicht besetzt. Ein von den 
Schulkonferenzen und vom Schulträger abge-
lehnter Bewerber hat auf dem Klageweg seine 
Rechte geltend gemacht. Dadurch ist die Beset-
zung der Schulleiterstellen mit den von den je-
weiligen Schulkonferenzen und vom Schulträger 
gewünschten Bewerber/innen vorerst nicht mög-
lich. Nun gehen die Schulen auch in das Schul-
jahr 2008/09 ohne Schulleiter. Angesichts der zu 
bewältigenden Strukturaufgaben (G8, Ganztag, 
Zentralabitur) führt dies zu einer großen Mehrbe-
lastung und Verunsicherung von vielen Beteilig-
ten. 

Von der Landesregierung hat es immer wieder 
Ankündigungen gegeben, dass eine Lösung na-
he bevorsteht, zuletzt im Juni dieses Jahres. So 
wurde in der Antwort auf meine Kleine Anfrage 
vom 20. Februar 2008 versichert, dass von der 
Schulkonferenz abgelehnte Bewerberinnen und 
Bewerber im weiteren Verfahren nicht mehr be-
rücksichtigt werden. Herr Staatssekretär Winands 
hat im Juni erklärt, dass unabhängig vom Aus-
gang des Urteils des Verwaltungsgerichtes der 
abgelehnte Bewerber an keiner der beiden Düre-
ner Schulen eingesetzt werde. 

Die Situation ist aber fast drei Monate später im-
mer noch nicht geklärt. Diese Hängepartie ist den 
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betroffenen Kolleg/innen, den beteiligten Schü-
ler/innen und Eltern nicht länger zuzumuten. 

Welche Maßnahmen hat die Landesregierung 
eingeleitet, um eine Beendigung der Vakanz an 
den beiden Schulen herbeizuführen? 

Ich bitte Frau Ministerin Sommer um die Beantwor-
tung. Bitte schön, Frau Ministerin.  

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Koschorreck, Sie 
möchten wissen, welche Maßnahmen die Landes-
regierung eingeleitet hat, um eine Beendigung der 
Vakanz an den beiden Schulen, nämlich am Rurtal-
Gymnasium und am Burgau-Gymnasium in Düren, 
herbeizuführen. 

Bedauerlicherweise muss ich sagen: Beide Schul-
leiterstellen können derzeit aus Rechtsgründen 
nicht besetzt werden. Denn das Verwaltungsgericht 
Aachen hatte im einstweiligen Rechtsschutz die 
Stellenbesetzung vorläufig untersagt. Diese Eilent-
scheidung wurde vom Oberverwaltungsgericht 
Münster bestätigt. Ein nicht berücksichtigter Bewer-
ber hatte zuvor gegen die beabsichtigten Stellenbe-
setzungen geklagt. Diese Möglichkeit sieht unsere 
Rechtsverordnung vor, und die Beteiligten müssen 
die betreffenden gerichtlichen Entscheidungen ak-
zeptieren, auch wenn sie ihnen nicht angenehm 
sind. 

Die Entscheidungen in den Hauptsacheverfahren 
stehen noch aus. Ich bitte daher um Verständnis, 
dass ich mich zu den laufenden Gerichtsverfahren 
auch im Interesse der Betroffenen nicht äußern 
möchte. – Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Frau Kollegin Beer mit einer 
Nachfrage. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Ministerin, die unsiche-
re Rechtssituation ist offensichtlich durch die neuen 
Bedingungen im Schulgesetz hergestellt worden. 
Sind Sie der Auffassung, dass durch die Neurege-
lung im Schulgesetz die Besetzung vieler Schullei-
tungsstellen – das ist ja nicht der einzige Fall, den 
die Kollegin hier aufgeführt hat; ich könnte mehrere 
anführen – erheblich schwieriger und rechtsunsiche-
rer geworden ist? 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Präsidentin! Liebe Frau Beer, Sie 
wissen, dass ich lange Zeit als Schulrätin tätig war. 
Die Entscheidungszusammenhänge, die Sie hier 
erfragen und ich gerade dargelegt habe, hat es 
schon immer gewesen. 

Es ist schon immer so gewesen: Wenn von einem 
Bewerber oder einer Bewerberin eine Klage einge-
reicht wurde, dann konnte die entsprechende Stelle 
nicht besetzt werden. Das hat weniger mit dem 
neuen Schulgesetz als mit einer allgemeinen 
Rechtssprechung zu tun, die das besagt, was ich 
gerade vorgetragen habe. Es ist kein neuer Sach-
verhalt. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Frau Kollegin Hendricks, bitte. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrte Frau Minis-
terin! Das Oberverwaltungsgericht Münster hat in 
seinen Beschlüssen 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

am 7. August dieses Jahres den verfassungsmäßi-
gen Grundsatz der Bestenauslese betont und dar-
aus gefolgert, dass für die Wahrung dieses Grund-
satzes die Bezirksregierung verantwortlich ist. Wel-
che Folgen hat dieser Verfassungsgrundsatz für die 
Entscheidung der Schulträger und für die Wahlfrei-
heit der Schulkonferenzen? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Es ist schon immer so gewesen, Frau 
Hendricks, dass die besten Kandidatinnen und 
Kandidaten vor anderen Kandidatinnen und Kandi-
daten die Möglichkeit hatten, diese Stelle zu beset-
zen. 

In diesem Fall ist es besonders tragisch, weil dieser 
Bewerber, über den wir sprechen, zwar diese Best-
benotung hat, aber dennoch nicht gewählt worden 
ist. Über die Gründe können wir nur mutmaßen. In-
sofern kann ich diesem Kandidaten nur raten, sich 
an einer anderen Schule zu bewerben. Denn wenn 
man ein- oder zweimal an Schulen „verbrannt“ ist, 
ist es meiner Meinung nach notwendig, sich auch 
an anderen Schulen nach Leiterstellen umzusehen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Die nächste Fra-
ge kommt von Frau Beer. Bitte schön. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Ministerin, in der Tat ist 
es so, dass es auch früher schon Rechtsauseinan-
dersetzungen um die Besetzung von Schulleitungs-
stellen gegeben hat – allerdings nicht in dieser 
Konstellation, die durch das neue Schulgesetz ver-
ursacht wird. 

Ich möchte Sie fragen, warum dieser Bewerber ein 
zweites Mal von der Schulkonferenz abgelehnt wer-
den musste? – Offensichtlich genießt er dort keinen 
Rückhalt. 

Warum ist dieser Bewerber, der bereits beim ersten 
Mal eindeutig abgelehnt wurde, überhaupt wieder 
vorgeschlagen worden? – Die Ablehnung durch die 
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Schulkonferenz war schließlich zu erwarten. Das ist 
ein Vorgang, den wir nicht nur hier, sondern bei-
spielsweise auch in Köln an der Lise-Meitner-
Gesamtschule vorfinden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Beer, Ihre Frage deutet darauf hin, 
dass Sie bemängeln, welche Möglichkeiten das jet-
zige Schulgesetz bietet. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Es ist nicht rechtssi-
cher!) 

Wir haben die Verantwortlichkeit deutlich auf dieje-
nigen gelegt, die mit dem Schulleiter bzw. der 
Schulleiterin lange Zeit zusammenarbeiten müssen. 
So war es. Dass wir dies verändern müssen, wissen 
wir inzwischen auch. 

Es ist allerdings zutreffend, dass dieser Bewerber 
sowohl an der einen als auch an der anderen Schu-
le vorgestellt wurde. Sie können sich die Mund-zu-
Mund-Propaganda sicherlich vorstellen. Insofern 
konnte er keine große Chance haben. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Warum macht die Be-
zirksregierung zweimal solche Vorschläge? – 
Christian Möbius [CDU]: Das ist die dritte 
Frage!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Beer, Sie 
sind jetzt nicht dran. Sie können sich aber gerne ein 
weiteres Mal melden. 

(Christian Möbius [CDU]: Sie hat schon zwei 
Fragen gestellt!) 

– Okay. 

Jetzt ist Frau Hendricks dran. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrte Frau Minis-
terin, es gibt einen Fall, in dem eine Schule bereits 
längere Zeit von dem Bewerber geleitet wird und in 
dem sich die Schule sehr deutlich für diesen Be-
werber ausgesprochen hat. Wie kann es sein, dass 
im Bereich der eigenständigen Schule die Schule in 
ihren eigenen Entscheidungsrechten so stark be-
schnitten wird, weil nämlich die Bewerbung, die von 
der Schulkonferenz befürwortet wird, nicht zum Zu-
ge kommt? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Hendricks, das liegt an Folgendem: 
Wenn zwar ein Bewerber, der gut in die Schule 
passt und von allen Gremien gewählt worden ist, 
nicht die Bestnote hat, aber ein Mitbewerber die 
Bestnote hat, dann ist dies kein Fall für das Schul-
gesetz, sondern für das Beamtengesetz.  

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Koschor-
reck, bitte. 

Elisabeth Koschorreck (SPD): Frau Ministerin, die 
Schulpflegschaften der betroffenen Schulen in Dü-
ren haben sich mehrfach mit Schreiben an das Mi-
nisterium gewandt. Bis jetzt ist bis auf eine Ein-
gangsbestätigung keine Reaktion aus dem Ministe-
rium erfolgt. 

Ich frage deshalb: Warum geht das Ministerium in 
dieser für die Schulen so schwierigen Zeit so un-
sensibel mit den Schulpflegschaften um? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Frau Koschorreck, ich würde jetzt nicht 
sagen, das ist unsensibles Handeln, sondern es ist 
letztlich das Reduzieren auf das, was notwendig ist. 

Ich habe Ihnen ja zur Beantwortung Ihrer Frage 
auch schon vorgelesen, dass man in gerichtliche 
Verfahren nicht einfach eingreifen kann. Man kann 
nicht einfach sagen: Das wird schon! – Oder: Das 
bekommt Ihr schon irgendwie hin! Ich habe eben 
gesagt, das ist eine bedauerliche Tatsache, weil 
man natürlich gerne die Schulleiterstellen an den 
Schulen besetzen will. Aber wenn ein Gericht fest-
legt und es noch bestätigt wird, dass die Besetzung 
einer bzw. sogar zweier Stellen untersagt ist, dann 
kann man das an der Stelle nicht ändern. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Genau so ist 
das!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Dr. Boos. 

Dr. Anna Boos (SPD): Mich interessiert bei der Be-
gutachtung der Bewerber: Wie kann man sicherstel-
len, dass die Vergleichbarkeit unter den einzelnen 
Dezernenten so gegeben ist, dass man eine Festle-
gung bezüglich der Bestnote hat, dass also die glei-
che Beurteilung durch die Note dabei herauskommt, 
wenn unterschiedliche Begutachter da sind? 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Das sind Men-
schen!) 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Wir wissen – und das wissen letztlich die 
Beamtinnen und Beamten vor Ort auch –, dass wir 
eine hohe Verantwortung gerade bei der Erstellung 
eines solchen Gutachtens haben. 

Die Gutachten sind bausteinmäßig aufgeschlüsselt. 
Sie müssen auch nachvollziehbare Begründungs-
zusammenhänge enthalten. Es gibt auch immer 
noch einen Zusatz durch die jeweilige Schulleitung. 
Bei der Begutachtung geht es also nicht nur darum, 
dass es eine Tagesentscheidung ist – und an die-
sem Tag ist man eben gut oder weniger gut –, son-
dern ein Gutachten umfasst auch immer eine Lang-
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zeitprognose, sodass ich davon ausgehen muss, 
dass die dann gefällte Entscheidung auch eine nach 
bestem Wissen und Gewissen getroffene ist. 

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Ganz genau!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Koschor-
reck. 

Elisabeth Koschorreck (SPD): Frau Ministerin, ich 
komme noch einmal auf die Dürener Schulen zu-
rück. In der Antwort der Landesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Kollegin Beer vom 24. Juli wurde 
gesagt, dass den betroffenen Schulen für das lau-
fende Schuljahr eine zusätzliche Stelle von der Be-
zirksregierung zugewiesen wurde. 

Ich habe nun mitgeteilt bekommen, dass eine zu-
sätzliche Stelle am Burgau-Gymnasium nicht einge-
richtet wurde. Es wurde vielmehr von der Bezirksre-
gierung mitgeteilt, diese sei schon vorher im Stel-
lenplan enthalten gewesen. Welche Aussage ist 
denn jetzt richtig? 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Wichtig ist, dass eine andere Person an 
die Stelle der Schulleitung, die ja eine ganz wichtige 
Funktion im System hat, treten kann und sie mög-
lichst gut vertritt. Das ist in der Regel der Stellvertre-
ter, die Stellvertreterin. Das kann aber in manchen 
Fällen unabhängig von dieser Frage auch die 
dienstälteste Lehrerin oder ein Mitglied aus dem 
Lehrkörper sein, das dafür vorgesehen und gewählt 
worden ist. 

Wichtig ist, dass man Schulen erklärt, dass sie sich 
in einer bedrängten Situation befinden, wenn sie auf 
jemanden warten, der die Schule leiten soll. Sie 
müssen zumindest so gut ausgestattet sein, dass 
die Stellvertreter die Aufgaben auch übernehmen 
können und nicht gleichzeitig in den Unterricht ge-
hen und sonstige Aufgaben als Lehrer lösen müs-
sen. Das heißt, man muss diese Stelle gut ausstat-
ten. 

Wir sind in diesem Fall davon ausgegangen – das 
habe ich auch in meinen Unterlagen –, dass beiden 
Schulen eine Stelle zugewiesen wurde. Ich würde 
gerne noch einmal überprüfen, ob man gesagt hat, 
dass sie sowieso so gut ausgestattet seien und 
deshalb nichts bekämen. Das wäre nicht im Sinne 
des Erfinders, wie wir es wollen. Das prüfe ich nach. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herzlichen Dank, 
Frau Ministerin. – Damit liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. 

Die  

Mündliche Anfrage 238  

wird – so haben die Fragesteller erklärt – bis zur 
nächsten Plenarsitzung zurückgestellt. 

Ich rufe die 

Mündliche Anfrage 239 

der Abgeordneten Renate Hendricks auf: 

Wo findet zukünftig die Lehrerausbildung für 
den islamischen Religionsunterricht statt? 

Am 11. September 2008 berichtet die „WAZ“, 
dass der Islamforscher Professor Muhammad 
Sven Kalisch an der Universität Münster einen 
folgenschweren Streit ausgelöst hat: Er bezwei-
felt die Existenz des Propheten Mohammed. 
Gemäß dem Zeitungsbericht sagte Kalisch: „es 
kann nicht widerlegt werden, dass er gelebt hat, 
aber auch nicht bewiesen”. Er jedoch neige „zu-
nehmend dazu, anzunehmen, dass er nicht ge-
lebt hat, jedenfalls nicht so, wie ihn der Koran 
und die Hadithe, die Überlieferungen, beschrei-
ben”. Zudem fordert er für die islamische Theolo-
gie eine historisch-kritische Forschung – sie be-
rücksichtigt Zeitumstände bei der Koran-
Auslegung.  

Daraufhin kündigten die muslimischen Verbände 
die Zusammenarbeit im Beirat des Zentrums für 
Religiöse Studien auf. Der Koordinierungsrat der 
Muslime (KRM) erklärte, er könne muslimischen 
Studierenden nicht länger empfehlen, dort zu 
studieren. Aus ihrer Sicht wird die historisch-
kritische Herangehensweise abgelehnt. Da an 
dem Zentrum für Religiöse Studien in Münster 
die ersten Lehrer und Lehrerinnen für den islami-
schen Religionsunterricht für NRW ausgebildet 
werden, ist nunmehr die Zukunft der Lehreraus-
bildung für den islamischen Religionsunterricht in 
NRW ungeklärt.  

Ob der Streit Auswirkungen auf den gewünsch-
ten bekenntnisorientierten islamischen Religions-
unterricht hat, darüber gehen die Meinungen 
auseinander. Der Religionsunterricht scheiterte 
bisher daran, dass dem Staat ein Partner für die 
Absprache über Lehrinhalte fehlt. Für das NRW-
Wissenschaftsministerium jedenfalls hat der 
Streit Konsequenzen für die Lehrerausbildung in 
Münster. „Wenn vier Verbände dagegen sind, 
verliert die Ausbildung natürlich an Akzeptanz. 
Wir müssen Alternativen suchen”, äußerte der 
Sprecher des Ministeriums, Andre´ Zimmermann.  

Im Deutschlandfunk äußerte sich Minister Pink-
wart zu dem Vorfall am Zentrum für islamische 
Studien: „Wir wollen eine Islamlehrerausbildung, 
die von den Islamverbänden anerkannt wird, da-
mit die so ausgebildeten Lehrer dann auch in den 
Schulen ihren Dienst verrichten können.“ 

Welche Konsequenzen ergeben sich für die Leh-
rerausbildung in Münster? 
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Da ist Herr Minister Dr. Pinkwart gefordert. Ich ertei-
le Ihnen das Wort. Bitte schön, Herr Pinkwart. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Frau Hendricks! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 
noch einmal eine kurze Begriffsklärung. Das Lehr-
amtsfach „Islamische Religion“ wird an keiner Uni-
versität in Nordrhein-Westfalen angeboten. An der 
Universität Münster werden Lehrerinnen und Lehrer 
für die Islamkunde ausgebildet, was als Schulver-
such eingerichtet worden ist. 

Vereinbarungen des Landes Nordrhein-Westfalen 
mit islamischen Verbänden in diesem Zusammen-
hang bestehen nicht. Daher hat der Rückzug der 
Vertreter des Koordinierungsrates der Muslime in 
Deutschland aus dem Beirat der Universität Müns-
ter keine rechtlichen Auswirkungen.  

Die Akzeptanz der Lehrerinnen und Lehrer durch 
die islamischen Verbände ist jedoch wichtig. Zur ak-
tuellen Situation: Die laufende Ausbildung der in 
Münster eingeschriebenen Studierenden ist durch 
Lehraufträge sichergestellt. Zudem unterstützt mein 
Haus die Universität Münster dabei, die Lehreraus-
bildung für Islamkunde an der Hochschule darüber 
hinaus fortzusetzen.  

Die Universität Münster wird zu diesem Zweck eine 
weitere Professur in der islamischen Religionspä-
dagogik besetzen. Die Finanzmittel hierfür hat das 
Land bereits im Jahr 2007 zur Verfügung gestellt, 
um die Islamwissenschaften in Münster zu stärken 
und die Lehrerausbildung auszubauen. Dieser Pro-
fessur soll die Ausbildung in der Islamkunde dann 
zugeordnet werden. Das Berufungsverfahren an der 
Universität Münster läuft. Die Hochschule geht da-
von aus, dass es zeitnah abgeschlossen werden 
kann. Sobald die Berufungsentscheidung der Uni-
versität Münster getroffen worden ist, wird sich die 
Landesregierung im Austausch mit den islamischen 
Verbänden darum bemühen, eine möglichst breite 
Akzeptanz der Lehrerausbildung für Islamkunde an 
der Universität Münster herbeizuführen. 

Forschung und Lehre von Professor Kalisch bleiben 
davon unberührt. Die künftige Islamlehrerausbildung 
in Münster soll jedoch in andere Verantwortung ü-
bergehen und auf die zweite Professur übertragen 
werden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Das Wort hat 
Frau Hendricks. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrter Herr Mi-
nister Pinkwart, wie beurteilen Sie eigentlich das 
Vorgehen des Koordinierungsrats der Muslime ge-
gen den Lehrstuhlinhaber Professor Kalisch im Hin-
blick auf die Freiheit von Forschung und Lehre? 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Pinkwart, 
bitte. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Frau Hendricks! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe 
auch in allen öffentlichen Stellungnahmen, die ich 
zu dem Komplex in den letzten Tagen abgegeben 
habe, deutlich gemacht, dass die grundgesetzlich 
verbriefte Garantie der Freiheit von Forschung und 
Lehre in keiner Weise in Frage stehen kann und in 
Frage steht. 

Darüber hinaus ist natürlich jeder Verband frei darin, 
seine Wertung zu gewissen Dingen abgeben zu 
können. Diese Freiheit können wir ihm nicht ab-
sprechen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. – 
Als nächste Rednerin hat Frau Beer das Wort. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Herr Minister Pinkwart, 
Streitigkeiten um eine historisch-kritische Exegese 
gibt es nicht nur im Islam, sondern die hat es auch 
im Rahmen der evangelischen Bibelexegese weit-
läufig gegeben. 

In Fortführung der Anfrage von Frau Kollegin 
Hendricks möchte ich Sie fragen: Wie weit kann der 
Koordinierungsrat eigentlich über die Lehrinhalte 
Ihrer Meinung nach mitbestimmen? Welche Ein-
flussgröße messen Sie dem zu? 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, Herr 
Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Frau Beer! Meine 
Damen und Herren! Ich hatte eben bereits deutlich 
gemacht, dass wir keinerlei vertragliche Verpflich-
tungen haben anders als sie gegenüber den beiden 
Kirchen bestehen. Insoweit gibt es keine Mitwir-
kungsrechte. Das gilt auch für Berufungsverfahren 
zur Lehramtsausbildung. 

Hier geht es lediglich darum, dass wir uns darum 
bemühen sollten, mit Blick auf die Lehrerausbildung 
in der Islamkunde für eine wechselseitige Akzep-
tanz zu sorgen, damit so ausgebildeten Lehrerinnen 
und Lehrer später auch die notwendige Akzeptanz 
in der Praxis finden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. – 
Frau Hendricks. 

Renate Hendricks (SPD): Sehr geehrter Herr Mi-
nister Pinkwart, die wechselseitige Akzeptanz, von 
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der Sie sprechen, war zur Einrichtung des Lehr-
stuhls für Professor Kalisch gegeben. Nun hat sich 
das in der Zwischenzeit sozusagen aufgelöst. 

Wie stellen Sie sicher, dass der Koordinierungsrat 
der Muslime die Akzeptanz des neuen Lehrstuhlin-
habers demnächst nicht auch in Frage stellt? 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, Herr 
Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Frau Hendricks! 
Sehr verehrte Damen und Herren! Es ist nicht ein-
fach, wie wir überhaupt wissen, dass es nicht ein-
fach ist, zu einer stärkeren Integration in Deutsch-
land zu finden und dabei die Beteiligten einzubezie-
hen, egal ob das in der Schule, bei der Lehreraus-
bildung oder in anderen Fragen der Fall ist. Nicht 
zuletzt stehen wir ja vor der großen Herausforde-
rung, klären zu müssen, wer der Ansprechpartner 
ist. Diese Frage zu beantworten, ist nicht ganz ein-
fach, wie Sie wissen. 

Nichtsdestotrotz wollen wir Fortschritte erreichen. 
Münster ist, wenn Sie so wollen, bundesweit ein Pi-
lot-, ein Schulversuch. Die Anfänge sind gemacht. 
Jetzt stehen wir an einem Punkt, an dem es ein 
Problem gibt. Die Hochschule ist damit hervorra-
gend umgegangen, und zwar auch im Zusammen-
wirken mit Herrn Kalisch, indem sie deutlich ge-
macht hat, dass die Lehrerausbildung fortgeführt 
werden kann, die auch bisher schon überwiegend 
von Lehrbeauftragten wahrgenommen worden ist, 
aber nur in einem begrenzten zeitlichen Umfang 
von Herr Kalisch selbst.  

Mit einer weiteren Professur, die wir dort gerne 
schon im letzten Jahr eingerichtet hätten, will sie 
versuchen, den Weg erfolgreich fortzusetzen. Wir 
gehen davon aus, dass das gelingen kann. Eine 
Garantie dafür gibt es nicht.  

Frau Beer hat es eben angedeutet: Wir hatten das 
in der Vergangenheit an der einen oder anderen 
Stelle schon einmal mit Theologie-Professuren, die 
ihre Arbeit in Forschung und Lehre ebenfalls grund-
gesetzlich verbrieft haben weiterführen können, a-
ber trotzdem nicht mehr die Anerkennung ihrer je-
weiligen Kirchen für die Lehrerausbildung gefunden 
haben. Das Thema ist nicht ganz neu. 

Hier haben wir eine andere vertragliche Grundlage, 
vielleicht auch manche Spezialität noch zusätzlich 
zu berücksichtigen. Das ist ein Lernprozess von 
dem ich denke, dass wir ihn in Zukunft werden ges-
talten müssen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister. – Frau Dr. Boos. 

Dr. Anna Boos*) (SPD): Ich hoffe sehr, dass das 
Ganze richtig gestaltet wird.  

In der „Neuen Ruhr-Zeitung“ von heute wird von ei-
nem Votum gesprochen, das von den Islamverbän-
den eingeholt werden müsse, sobald die Beru-
fungsentscheidung der Universität gefallen sei. Ein 
Votum stelle ich mir schwierig vor. Herr Minister, 
können Sie das noch einmal näher beschreiben?  

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sehr verehrte Frau Boos, wir wollen uns 
darüber austauschen. Es gibt keine vertraglichen 
Mitwirkungsrechte. Es gibt kein Mitentscheidungs-
recht. Für mich war wichtig: Nachdem die Hoch-
schule ihre Berufungsentscheidung getroffen hat, 
wollen wir im Austausch mit den Verbänden für Ak-
zeptanz werben. Wir müssen abwarten, wie sie 
darauf reagieren. Eine Garantie gibt es nicht.  

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Beer.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Werden in Zukunft noch ir-
gendwelche Anteile der wissenschaftlichen Arbeit 
von Herrn Prof. Kalisch im Lehramtsstudium aner-
kannt? 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr verehr-
te Frau Beer, so wie ich die Universität verstanden 
habe, wird sich Herr Kalisch mit seinen bislang ohne-
hin zeitlich sehr eng begrenzten Beiträgen bezogen 
auf die Lehramtsausbildung für die Islamkunde – 
darauf beziehe ich mich jetzt – zurückziehen. Inwie-
weit er darüber hinaus für die Lehramtsausbildung – 
in welchen Bereichen auch immer – der Hochschule 
zur Verfügung steht, kann ich Ihnen nicht sagen. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Solf. 

Michael Solf (CDU): Herr Minister Dr. Pinkwart, 
können Sie mir beipflichten, wenn ich sage, dass 
das eigentliche Problem darin besteht, dass wir auf 
der einen Seite den Muslimen in ähnlicher, nicht in 
derselben Weise wie der katholischen und der e-
vangelischen Kirche mit Blick auf Vocatio und Mis-
sio die Möglichkeit einräumen müssen, dass sie ihr 
Plazet geben, wer nun den islamischen Religions-
unterricht durchführen wird, auf der anderen Seite 
aber nie und nimmer zulassen dürfen, dass Einfluss 
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auf Forschung und Lehre an der Hochschule ge-
nommen wird? 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, Herr 
Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Lieber Herr Solf, ich würde Ihnen sehr ger-
ne ganz zustimmen wollen, aber ich muss eine Dif-
ferenzierung vornehmen: Was die Freiheit von For-
schung und Lehre betrifft, bin ich völlig d’accord. Ei-
ne direkte Vergleichbarkeit der Muslime mit den Kir-
chen haben wir in dem Sinne aber nicht, weil wir 
andere vertragliche Bindungen haben. Wir wollen 
eine weitgehende Akzeptanz mit den islamischen 
Verbänden herbeiführen – das ist richtig –, aber die 
Form dafür haben wir noch nicht, die müssen wir 
suchen. Da wir in der Form freier sind, haben wir 
auch eine Gestaltungsmöglichkeit. Umgekehrt sind 
wir nicht in der Weise gebunden wie gegenüber den 
Kirchen. Da würde ich die Differenzierung vorneh-
men, ansonsten stimme ich Ihnen absolut zu. 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Dr. Boos. 

Dr. Anna Boos*) (SPD): In den „Westfälischen 
Nachrichten“ steht heute auch etwas zum Thema. 
Darin werden Sie, Herr Minister Pinkwart, so zitiert, 
dass die Ausbildung an der Universität Münster wei-
terhin unterstützt werden soll. Wörtlich heißt es:  

Wir haben 2007 der Hochschule das Geld für ei-
ne Professur für Islamische Religionspädagogik 
zur Verfügung gestellt, um die Islamwissenschaf-
ten in Münster zu stärken. 

Mit „wir“ ist vermutlich das Ministerium gemeint. Ist 
das Geld, das die Universität zusätzlich zum Glo-
balhaushalt bekommen hat, oder wie muss ich das 
verstehen? 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr Minis-
ter. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Frau Präsidentin! Sehr verehrte Frau Boos! Meine 
Damen und Herren! Genauso ist es. Wir haben aus 
zwei Erwägungen heraus zusätzliche Mittel gege-
ben. Die Aktualität des Themas – das ist Ihnen ge-
läufig – hat seit Jahren erhebliche Anforderungen 
an diejenigen, die auf diesem Gebiet fachlich aus-
gewiesen sind. Hier war es so, dass sich Herr Ka-
lisch sehr stark in Anspruch genommen sah, zu öf-
fentlichen Fragen Stellung zu beziehen, Bewertun-
gen vorzunehmen. Es war aus dem Blickwinkel der 
Wunsch, dass wir die Islamwissenschaften als eine 

wichtige Disziplin verstärken, die in einer Zeit Aus-
kunft geben kann, in der sich unsere Gesellschaft 
stark mit dem Thema auseinandersetzt. 

Der zweite Aspekt war, dass wir in Anbetracht der 
Bedarfe für die Lehrerausbildung, wie auch Frau 
Kollegin Sommer und Herr Kollege Laschet sie se-
hen, gerne unsere Möglichkeiten ausbauen wollten. 
Deswegen haben wir das dort mit zusätzlichen Mit-
teln in Angriff genommen. Es ist allerdings wieder-
um nicht ganz leicht für eine Hochschule, ein sol-
ches Verfahren erfolgreich zu einem Abschluss zu 
führen. Dafür hat sie etwas Zeit gebraucht. Jetzt 
läuft ein Verfahren. Wir hoffen darauf, dass es bald 
zu einem Abschluss geführt werden kann, der dann 
auch die hinreichende Akzeptanz auf beiden Seiten 
findet. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, es gibt 
keine weiteren Wortmeldungen zu diesem Tages-
ordnungspunkt. Ich weise darauf hin, dass wir die  

Mündliche Anfrage 237  

übersprungen haben, weil die Abgeordnete eine 
schriftliche Beantwortung gewünscht hat. (Siehe An-
lage)  

Ich frage den Abgeordneten Töns, Fraktion der 
SPD, welche Art der Beantwortung er für die  

Mündliche Anfrage 240  

zu dem Thema „Nachgehakt: Beratung der Landes-
regierung“ wünscht. 

(Markus Töns [SPD]: Mündlich!) 

– Mündlich in der nächsten Fragestunde.  

Damit schließe ich die Fragestunde. 

Wir kommen zu: 

5 Landesregierung muss Krankenhausrahmenplan 
NRW vorlegen  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/7451 

Ich eröffne die Beratung und gebe Frau Gebhard 
von der SPD-Fraktion das Wort. 

Heike Gebhard (SPD): Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Frau Präsidentin! Seit 40 Monaten, 
Herr Minister, tragen Sie nun Verantwortung für die 
Gesundheitspolitik in unserem Lande. 

(Beifall von der CDU) 



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11797 Plenarprotokoll 14/99 

 

Seit 40 Monaten herrscht in der Gesundheitspolitik – 
das Klatschen vergeht Ihnen gleich – Stillstand im 
Handeln. Seit 40 Monaten haben die Krankenhäuser 
in Nordrhein-Westfalen keine Planungssicherheit 
mehr. Im Gegenteil: Verunsicherung ist Ihr Pro-
gramm. Einer schnellen Schlagzeile zuliebe nehmen 
Sie sich nicht die Zeit, Ihr praktisches Konzept zu 
Ende zu denken. Ihre Politik ist davon gekennzeich-
net, gewohnte Strukturen schon einzureißen, bevor 
Sie neue justiert haben; ja, Sie haben nicht einmal 
welche fertig entwickelt. Ich nenne eine solche Politik 
unverantwortlich. 

Leider zieht sich dieses Vorgehen wie ein roter Fa-
den durch Ihre Amtszeit.  

Lassen Sie mich eines meiner Lieblingsbeispiele 
wiederholen: 2005, kaum in der Verantwortung, 
stoppten Sie das für das laufende Jahr bereits in der 
Umsetzung befindliche Investitionsprogramm, um 
dann schließlich doch einzusehen, dass der Stopp 
in der Krankenhauslandschaft nicht vermittelbar ist. 
Im Jahre 2006 haben Sie den Stopp dann aber 
durchgezogen – genauso wie in 2007.  

Allerdings haben Sie im Sommer 2007 das Verfah-
ren zur Durchführung eines solchen Programms für 
2008 wieder eingeleitet und bis zur Ausfertigung der 
Bewilligungsbescheide vorangetrieben. Im Frühjahr 
2008 brachten Sie parallel dazu ein neues Kran-
kenhausgesetz in den Landtag ein, das die gesetzli-
che Grundlage für ein solches Investitionsprogramm 
weiter festschreibt.  

Drei Monate später, drei Tage vor der Anhörung zu 
diesem Gesetzentwurf, verabschiedeten Sie sich 
wieder von dieser Investitionsförderung und geba-
ren die Idee für eine Baupauschale. Außer den Mo-
dellrechnungen vom Herbst letzten Jahres haben 
die Krankenhäuser bis heute, ein Jahr später, 
nichts.  

Mit anderen Worten: Wir sind nun schon im dritten 
Jahr, ohne dass Sie irgendeinem Krankenhaus in 
Nordrhein-Westfalen die Planungssicherheit für ir-
gendeine Neuinvestition gegeben hätten. Das ist 
wirklich eine stolze Erfolgsbilanz Ihrer Amtszeit! 

Hinzu kommt, dass Sie das Vertrauen aller Kran-
kenhäuser, die von den Bezirksregierungen – von 
den Regionalräten abgesegnet – die höchste Dring-
lichkeitsstufe für eine Förderung zuerkannt beka-
men, in staatliches Handeln erschüttert haben. Be-
suchen Sie diese Krankenhäuser, damit Sie sehen, 
was Sie mit Ihrem Stopp angerichtet haben! 

Wenn auch nur eines dieser Häuser seine Versor-
gungsverpflichtung zukünftig nicht mehr erfüllen 
kann, sind Sie mitverantwortlich! Sie werden ver-
mutlich schwer daran zu tragen haben. Ich sage 
das so, weil ich Sie nicht als jemanden einschätze, 
der sich solche Dinge leicht macht.  

Staatliches Handeln erfordert Berechenbarkeit. Das 
heißt nicht, dass Strukturveränderungen nicht mög-

lich wären. Aber es heißt, dass man Übergänge or-
ganisieren muss. Das haben Sie leider bis heute 
nicht getan.  

Seit dem 20. Dezember 2007 ist der Landeshaus-
halt für das laufende Haushaltsjahr 2008 verab-
schiedet. Seit dieser Zeit stehen Ihnen für das Jahr 
2008 210 Millionen € für Investitionen inklusive des 
sogenannten Krankenhausportals zur Verfügung. 
Doch davon ist bisher nicht ein Euro bei den Kran-
kenhäusern angekommen.  

Sie sind offensichtlich das Umsetzen von politischen 
Absichten nicht nur nicht gewohnt, sondern Sie 
können es nicht, denn sonst wäre es längst pas-
siert. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Minister, zum Regieren gehören nicht nur 
wohlklingende Namen für Programme, sondern 
auch die Umsetzung. Die Verkündung von Pro-
grammen ersetzt noch lange kein Regierungshan-
deln. Wie man sich bei solch eigenen Versäumnis-
sen, ohne vor Scham rot zu werden, an die Seite 
des Aktionsbündnisses zur Rettung der Kranken-
häuser stellen kann, ist mir schleierhaft.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meinen Sie denn wirklich, es diente Ihrer Glaubwür-
digkeit, nur mit dem Finger auf Berlin zu zeigen, a-
ber Ihre eigenen Hausaufgaben nicht zu erledigen?  

Dieses Aktionsbündnis macht zurzeit in der Öffent-
lichkeit auf die schwierige finanzielle Lage der Kran-
kenhäuser aufmerksam. Vor diesem Hintergrund ist 
Ihr Agieren nicht nur nicht verlässlich, sondern das 
bisherige Zurückhalten der bewilligten Gelder ge-
fährdet die Existenz.  

Wie verhalten sich die Krankenhäuser in Anbetracht 
ihrer schwierigen Situation? – Da die Personalkos-
ten den größten Kostenblock ausmachen, hatten wir 
in den letzten Jahren eine deutliche Reduktion der 
Zahl der Pflegekräfte zu verzeichnen, sodass so-
wohl bei der Belastung der Pflegenden als auch bei 
der Versorgungssicherheit der Patientinnen und Pa-
tienten das Ende der Fahnenstange erreicht ist.  

Sie sourcen darüber hinaus Serviceleistungen aus, 
was meistens mit der Herabsetzung von Löhnen 
verbunden ist. Sie versuchen, die Verweildauer der 
Patientinnen und Patienten im Krankenhaus zu re-
duzieren. Der letzte und wichtigste Punkt ist: Sie 
versuchen, Abläufe in der Organisation zu optimie-
ren, aber – dabei sind Sie gefragt – gerade das er-
fordert oftmals zunächst einmal bauliche Investitio-
nen, die Sie in den letzten drei Jahren blockiert ha-
ben.  

Die Einführung der Fallpauschalen zur Erstattung 
der Betriebskosten der Krankenhäuser lässt die 
Krankenhäuser sehr genau erkennen, welche ihrer 
Abteilungen die Wirtschaftlichkeit verbessern und 
welche nicht. Dabei ist das nicht unbedingt eine 
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Frage der medizinischen Qualität einer Abteilung. In 
diesem Abrechnungssystem wird beispielsweise ei-
ne Orthopädie mit starker Endoprothetik besser als 
andere Teilgebiete vergütet.  

Zur Versorgungssicherheit gehören aber nicht nur 
die Abteilungen, mit denen die Krankenhäuser Geld 
verdienen können. Versorgungssicherheit heißt, 
dass in einer Region alle Fachgebiete ausreichend 
vertreten sein müssen. Auch die nächtliche Notfall-
versorgung muss gewährleistet sein. Aber alle Be-
reiche der sogenannten Vorhaltemedizin sind zu-
meist nicht kostendeckend zu bestreiten, für die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen aber unverzicht-
bar.  

Sie, Herr Laumann, sind doch auf der Gesund-
heitsministerkonferenz auch dafür eingetreten, dass 
das Land die Verantwortung für die Versorgungssi-
cherheit behält. Dann müssen Sie sie aber auch 
wahrnehmen. Es wird höchste Zeit, dass Sie die 
dazu notwendige Krankenhausplanung nachvoll-
ziehbar vorantreiben. Sie müssen deutlich machen, 
nach welchen Kriterien die Krankenhausplanung 
erfolgen soll. Sie müssen sagen, wie Sie nach Auf-
gabe der Planung von medizinischen Teilgebieten 
und der Abschaffung der Schwerpunktplanung si-
cherstellen, dass einerseits eine wohnortnahe 
Grundversorgung gewährleistet bleibt, andererseits 
aber – gegebenenfalls auch durch Zentrenbildung – 
eine hohe Behandlungsqualität bei gleichzeitig ho-
her Wirtschaftlichkeit gegeben ist.  

Die Krankenhäuser befinden sich im Moment in ei-
nem zeitlichen Wettlauf gegeneinander. Welches 
Haus schafft es zuerst, eine bestimmte wirtschaftli-
che Abteilung aufzubauen und am Markt zu etablie-
ren? – Das heißt aber gleichzeitig, dass mehrere 
Häuser in derselben Region versuchen, das gleiche 
Ziel zu erreichen. Wir können es uns aber nicht leis-
ten, mit unseren Krankenkassenbeiträgen Doppel- 
und Dreifachstrukturen zu finanzieren, zumal wir be-
fürchten müssen, dass die Verlierer bei diesem 
Wettlauf vom Markt verschwinden.  

Das heißt: Sowohl Krankenhäuser als auch Kran-
kenkassen bedürfen der Orientierung, um Fehlin-
vestitionen zu vermeiden. In Zeiten knappen Geldes 
können wir es uns auch nicht leisten, fehl zu inves-
tieren. Darum sind Sie gefordert – und zwar sofort! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Gebhard. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Kollege Henke.  

Rudolf Henke (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
Frau Gebhard, ich habe Ihre Rede fast als eine 
Neuauflage der Debatte über die Investitionsverfah-
ren empfunden, die wir im Krankenhausgestal-
tungsgesetz geregelt haben. Diese Koalition hat 

nicht die Absicht, das Krankenhausgestaltungsge-
setz neu aufzurufen. Die Fragen nach der finanziel-
len Ausstattung haben wir in der Haushaltsdebatte 
zu diskutieren. 

Man muss vielleicht abschichten nach Bedeutung 
und Wichtigkeit bestimmter Teilthemen. Heute in 
einer Woche brechen Zehntausende Kranken-
hausmitarbeiter aus ganz Deutschland nach Berlin 
auf und treffen sich dort in drei Demonstrationszü-
gen zum Regierungsviertel. Am Brandenburger Tor 
findet eine Abschlusskundgebung statt, an der nach 
heutigem Wissen mehr als 60.000 Menschen teil-
nehmen werden. Es ist damit die größte Kranken-
hausdemonstration, die Deutschland je erlebt hat. 
Auch aus Nordrhein-Westfalen werden über 10.000 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter kommen, schätze 
ich. 

Sie wenden sich an die Bundesregierung und for-
dern, die durch die seit 16 Jahren gedeckelten Bud-
gets drohende Ausblutung der Krankenhäuser zu 
verhindern, die Kürzungen der vergangenen Jahre 
zu stoppen und den Arbeitsplatzabbau in den Kran-
kenhäusern zu beenden. Ein in dieser Form noch 
nie da gewesenes Aktionsbündnis „Rettung der 
Krankenhäuser“ ruft gemeinsam zu dieser Kundge-
bung für Patienten, Kliniken und Mitarbeiter auf. Ich 
erspare es mir, noch einmal die Unterzeichner des 
Aufrufs zu nennen, die in dieser Woche auch in ei-
nem sehr schönen Inserat im „Focus“, im „Spiegel“ 
und im „Stern“ zu sehen waren. 

Wir Unterzeichner werben damit für Ziele, denen die 
81. Gesundheitsministerkonferenz in Plön in diesem 
Sommer einvernehmlich zugestimmt hat. Diese 
Konferenz hat hier und da sehr kritische Kommenta-
re hervorgerufen, weil man angeblich keine Über-
einstimmung erzielt hätte. Sieht man sich aber die 
gefassten Beschlüsse an, stimmt dieser Eindruck 
nicht, denn tatsächlich haben sich die 16 Bundes-
länder in einem einstimmig gefassten Beschluss 
ungewöhnlich klar zur notwendigen finanziellen Ent-
lastung der Krankenhäuser geäußert – über alle 
parteipolitisch unterschiedlichen Orientierungen der 
Landesregierungen hinweg. 

Übergeordnetes Ziel für die Weiterentwicklung der 
Krankenhausfinanzierung – so heißt es in dem Be-
schluss – sei die wirtschaftliche Sicherung der 
Krankenhäuser sowohl bei der Patientenversorgung 
als auch bei der Investitionsfinanzierung. Jeder in 
diesem Haus weiß, dass der Investitionsfinanzie-
rungsanteil insgesamt derzeit etwa bei vier bis 5 % 
des Gesamtumsatzes in einem Jahr liegt, der Be-
triebskostenanteil bei etwa 95 bis 96 %. Es stellt 
sich schon die Frage, wo die großen Lücken ent-
stehen und wo die kleinen. 

Die Gesundheitsministerkonferenz hat jedenfalls 
recht, wenn sie feststellt, dass sich die deutschen 
Krankenhäuser seit Jahren in einer schwierigen Si-
tuation befinden. Insbesondere öffne sich die Sche-



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11799 Plenarprotokoll 14/99 

 

re zu den Einnahmen wegen der bestehenden De-
ckelung immer weiter.  

Dass die Gesundheitsministerkonferenz die Tarif-
abschlüsse besonders hervorhebt, ist vielleicht ver-
ständlich. In meinen Augen hätte sie an der Stelle 
auch die Energiekosten, die Lebensmittelkosten, die 
Arzneimittelpreise und die Auswirkungen der Mehr-
wertsteuererhöhung erwähnen dürfen. 

Das hat sie aber nicht daran gehindert, sehr richtig 
festzustellen: 

Die bestehende Problematik kann nur dadurch 
gelöst werden, dass den Krankenhäusern für ih-
re Leistungen auskömmliche Erlöse gezahlt 
werden. Dies würde die Krankenhäuser auch in 
die Lage versetzen, in eigener Verantwortung 
die Situation der Pflege zu verbessern. 

Die GMK setzt sich dann mit drei Forderungen für 
eine unverzügliche gesetzliche Regelung zur an-
gemessenen und auskömmlichen Finanzierung der 
steigenden Kosten der Krankenhäuser ein: Wegfall 
des Sanierungsbeitrags, angemessene Erstattung 
der über Grundlohnsteigerung liegenden Tariferhö-
hung und eine zusätzliche Pauschale zur Stärkung 
der Pflege ohne bürokratischen Aufwand. 

Noch klarer sind die Formulierungen, die ein in den 
Bundesrat eingebrachter Antrag der Länder Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Bayern 
enthält. Dazu gehört die Forderung, dass 

den Krankenhäusern die Möglichkeit eröffnet 
wird, ihre steigenden Kosten – insbesondere 
aufgrund der jüngsten Tarifabschlüsse im öffent-
lichen Dienst – zu refinanzieren. 

Wir finden, dass es Zeit ist, hier im Landtag den 
Landesregierungen von Nordrhein-Westfalen, Ba-
den-Württemberg und Bayern auch einmal aus-
drücklich dafür zu danken, dass sie mit dieser kla-
ren Haltung viel dazu beigetragen haben, die Dinge 
auch in Berlin in Bewegung zu bringen.  

Dort hat sich inzwischen die Einigkeit aller Bundes-
tagsfraktionen ergeben, dass die in der Vergangen-
heit praktizierte Grundlohnsummenorientierung für 
die Krankenhäuser verlassen werden muss, weil 
sonst nicht mehr heilbare Schäden für die Kranken-
hausmedizin entstehen. 

Leider hat das Bundesministerium für Gesundheit 
den lange erwarteten Referentenentwurf für ein 
Krankenhausfinanzierungsrahmengesetz erst vor 
wenigen Wochen in die Ressortabstimmung gelei-
tet. Es hat die eigene Ankündigung, den Entwurf im 
Februar 2008 vorzulegen, nicht eingehalten, was 
man vielleicht verstehen kann. Daraufhin folgte die 
Ankündigung, ihn im Juli 2008 beizubringen. Ich 
selbst habe in einer früheren Debatte gesagt, dass 
wir den Entwurf bis zum 30. Juli 2008 haben wer-
den. Auch ich habe mich zu optimistisch geäußert. 

Inzwischen befinden wir uns in einer Situation, in 
der es trotz ursprünglich weit auseinanderklaffender 
Positionen von Bund und Ländern in den letzten 
Tagen doch gewisse Zeichen einer allmählichen 
Annäherung gegeben hat. Unklar bleibt aber, ob 
nun bis zum 24. September noch eine Verständi-
gung zustande kommt, die einen bereits mit den 
Bundesländern abgestimmten Kabinettsbeschluss 
der Bundesregierung möglich macht. Das ist eines 
der verfolgten Ziele. 

Aus meiner Sicht hat es keinen Sinn, in dieser Fra-
ge noch auf eine Dauerschleife zu warten, denn die 
Krankenhäuser brauchen jetzt aufgrund ihres aku-
ten Defizits vor allem bei den Betriebskosten drin-
gend Hilfe. Die betriebswirtschaftlichen Strategien 
des Jahres 2009 werden in den Häusern jetzt ge-
plant und festgelegt.  

Ein weiterer Personalabbau zum 31. Dezember wird 
nicht unterbleiben, wenn es nur darum ginge, am 
31. März oder am 30. April – mit oder ohne Vermitt-
lungsausschuss – das Ergebnis aus einem in Bun-
destag oder Bundesrat strittigen Verfahren zu be-
kommen.  

Wenn es so käme, dann würde auch das angekün-
digte Sonderprogramm für 21.000 neue Stellen in 
der Krankenhauspflege ins Leere laufen. Denn die 
Krankenhäuser werden personalwirtschaftlich ja 
nicht auf Verheißungen, auf Hoffnungen hin darauf 
verzichten, bestimmte Konsequenzen zu ziehen.  

Deswegen müssen die notwendigen Entscheidun-
gen in den kommenden drei Wochen fallen. Bloße 
Versprechen, bloße Hoffnungserzeugungen reichen 
nicht.  

Insbesondere kann man den Konflikt zwischen dem 
Bundesministerium für Gesundheit und den Bun-
desländern um den Referentenentwurf sowie die 
Höhe, Bewertung und Herkunft der Investitionskos-
ten nicht dadurch lösen, dass in diesem Jahr gar 
nichts mehr geschieht. Käme es dazu – das wäre 
die Verlängerung Ihrer Argumentation – und nähme 
man das Thema Investitionen gewissermaßen in 
den Kernfokus, um es erst einmal abzuarbeiten, 
dann würde im Ergebnis auf Bundesebene in die-
sem Jahr nichts mehr passieren, was sehr zulasten 
der Patientenversorgung, zulasten der Qualität so-
wie zulasten der Beschäftigten ginge; denn daraus 
zögen die Krankenhäuser dann die Konsequenz, 
angesichts der Unterdeckung der Betriebskosten 
einen weiteren Abbau von Zehntausenden von Ar-
beitsplätzen einzuleiten.  

Was Ihren Antrag angeht, bin ich von der Intention 
her völlig bei Ihnen. Ich unterstelle Ihnen auch kei-
nerlei böse Absicht, sondern glaube, dass Sie das 
Gute für die Menschen wollen. Aber ich meine, dass 
er nicht so toll gemacht ist, weil es in erster Linie wie 
ein Ablenkungsmanöver wirkt; denn statt sich ein-
deutig und klar hinter die richtigen Forderungen der 
Landesregierungen Bayerns, Baden-Württembergs 
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und Nordrhein-Westfalens zu stellen, statt unseren 
Gesundheitsminister in seinem Kampf für einen 
bundesweiten Basisfallwert zu unterstützen, statt 
gemeinsam mit den Regierungsfraktionen für ein 
Finanzierungskonzept einzutreten, das nicht länger 
an die Grundlohnsummenentwicklung, sondern an 
einen geeigneteren Indikator gekoppelt ist, mäkelt 
und krittelt die größere der Oppositionsfraktionen an 
der Landesregierung herum und spricht die Bun-
desebene heilig – ein Zitat aus Ihrem Antrag: Auf 
Bundesebene werden bereits die notwendigen 
Schritte eingeleitet, um eine weitere Stärkung von 
Qualität und Wirtschaftlichkeit zu erreichen –, als 
wäre da alles gut – welche Schritte meinen Sie da 
eigentlich? –, um schließlich in der Forderung zu 
gipfeln: „Auch die Landesregierung muss endlich im 
Sinne der Bürgerinnen und Bürger handeln“.  

Frau Gebhard, ich bin wirklich weit entfernt davon, 
mit der Investitionssituation in unseren nordrhein-
westfälischen Krankenhäusern zufrieden zu sein. 
Ich sage sogar: Ohne die Bereitschaft der Bundes-
länder zu höheren Investitionen wird sich die chro-
nische Finanzmisere der deutschen Krankenhäuser 
nicht dauerhaft lösen lassen. Und wahrscheinlich 
brauchen wir dazu sogar eine nationale Kraftan-
strengung – ähnlich der, wie sie die Krankenhäuser 
der neuen Bundesländer nach der deutschen Ein-
heit mit einer bis heute beispiellos laufenden Erneu-
erung erlebt haben.  

Aber Sie, liebe Oppositionskolleginnen und -
kollegen, verschweigen wider besseren Wissens, 
dass Nordrhein-Westfalen im Unterschied zu den 
übrigen Bundesländern und im Unterschied zu Ihrer 
eigenen Regierungszeit die Investitionsmittel für die 
Krankenhäuser erhöht hat und den zum Ende Ihrer 
Regierungszeit von Ihnen hinterlassenen Berg an 
Bewilligungen konsequent abarbeitet.  

Sie bringen wirklich alle Fakten durcheinander, 
wenn Sie in Ihrem Antrag tatsächlich die heute am-
tierende Landesregierung für ein „unkoordiniertes 
Krankenhaussterben“ verantwortlich machen. Mer-
ken Sie eigentlich gar nicht, in welchem Umfang der 
von Ihnen erhobene Vorwurf angesichts höherer In-
vestitionsmittel, als Sie sie zu Ihren Regierungszei-
ten jemals aufgebracht haben,  

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Das stimmt ja 
nun gar nicht!)  

und angesichts einer viel krankenhausfreundliche-
ren Gesetzgebung, als Sie sie selbst ermöglicht ha-
ben, auf Sie selbst zurückfällt? 

Natürlich werden wir uns nicht verweigern, wenn Sie 
die Beratung des Antrags im Ausschuss wünschen. 
Besser für Sie selbst, besser für die eigene Glaub-
würdigkeit wäre es, Sie würden den Antrag zurück-
ziehen.  

Die von Ihnen angestrebte Forderung, den Kran-
kenhausplan unverzüglich vorzulegen, existiert be-
reits; denn diese Forderung ist durch das Kranken-

hausgestaltungsgesetz für die Landesregierung oh-
nehin bindend. Ich bin überzeugt, dass die Landes-
regierung daran arbeitet. Ich bin überzeugt, dass es 
hier nicht zu einem schuldhaften Zögern kommen 
wird. Schuldhaftes Zögern zu vermeiden, ist ja wohl 
der Zweck eines Wortes wie unverzüglich. Zu dieser 
Unverzüglichkeit gehört aber auch die notwendige 
Sorgfalt. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Henke. – Für die FDP-Fraktion spricht nun 
Herr Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Dass die Krankenhauslandschaft ange-
sichts vielfältiger Veränderungen einer Neugestal-
tung bedarf, ist hinlänglich bekannt. Das neue Kran-
kenhausgestaltungsgesetz, das mit der Baupau-
schale die Finanzierung der Investitionsförderung 
auf eine neue Grundlage gestellt hat, trägt diesem 
Prozess Rechnung.  

Der aus haushalterischen Gründen alternativlose 
Entschluss der Landesregierung, kein neues Inves-
titionsprogramm auf Basis der alten Fördergrund-
sätze aufzulegen und stattdessen konsequent Ver-
pflichtungsermächtigungen aus der Hinterlassen-
schaft der alten rot-grünen Landesregierung zu fi-
nanzieren, wird von der SPD erneut als unnötige 
Schikane umgedeutet.  

Der Minister hat gestern, als die Sozialdemokraten 
auch unter Benennung des hier in Rede stehenden 
Antrages wieder zum vermeintlichen Doppelschlag 
gegen die Landesregierung ansetzen wollten, ge-
sagt, die SPD verdrehe die Tatsachen. So ist es, 
und deshalb trifft dieser Schlag ins Leere.  

Aus meiner Sicht ist es ein Zeichen von Glaubwür-
digkeit und Nachhaltigkeit, sich zunächst um die 
Sanierung der desolaten Finanzsituation zu küm-
mern, bevor man ein neues Konzept wie die Bau-
pauschale einführt. Das alte System war ungerecht, 
undurchsichtig und letztlich auch unfinanzierbar: ein 
Politikstil auf Kosten der nachfolgenden Generatio-
nen, bloß um selbst Applaus für Bewilligungsbe-
scheide zu erhalten, die man sich gar nicht leisten 
kann! Damit haben wir Schluss gemacht.  

Außerdem ist der Vorwurf, dass die Krankenhäuser 
durch diese Entscheidung finanziell benachteiligt 
werden, völlig haltlos. Die Krankenhäuser haben 
sehr wohl Geld für Baumaßnahmen bekommen, 
und zwar seit 2005 sogar deutlich mehr als unter 
Rot-Grün. 

Das Ministerium hat auf dem Krankenhausrechtstag 
im Mai dieses Jahres betont, dass die fachliche Dis-
kussion für die Erarbeitung neuer Rahmenvorgaben 
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für einen Krankenhausplan mit den Beteiligten im 
Landesausschuss für Krankenhausplanung begon-
nen hat. Der Entwurf eines neuen Krankenhaus-
rahmenplanes soll noch in diesem Jahr vorgelegt 
werden. Ähnliche Informationen findet man auch auf 
der Homepage des Ministeriums.  

Das wichtigste Ziel unserer Krankenhauspolitik be-
steht darin, dass wir eine wohnortnahe, qualitativ 
hochwertige Krankenhausversorgung sicherstellen. 
Ausschlaggebend ist, inwieweit die übersektorale 
Zusammenarbeit regional organisiert ist und welche 
Bedarfe vor Ort existieren.  

Aus diesem Grund wird sich das Land aus der De-
tailplanung weitgehend herausziehen. Das betrifft 
eben auch die Schwerpunktplanung. Wir verfolgen 
den Ansatz der Rahmenplanung damit wesentlich 
konsequenter, als es unter Rot-Grün der Fall war.  

(Barbara Steffens (GRÜNE]: Quatsch!) 

Die Krankenhausgesellschaft hat diesen Ausbau 
der Gestaltungsfreiheit seinerzeit ausdrücklich be-
grüßt.  

Dass sich aus Sicht der SPD aus dem Grad der 
Planungstiefe negative Konsequenzen für die Da-
seinsvorsorge und die Zugangsmöglichkeiten der 
Bürger in Nordrhein-Westfalen zu Krankenhausleis-
tungen ableiten lassen, macht deutlich, wie zentra-
listisch Sozialdemokraten immer noch denken und 
wie wenig man den Akteuren vor Ort zutraut. Das 
sehen wir ganz anders. 

Wir wünschen uns außerdem mehr Wettbewerb um 
die beste Qualität. Sie darf natürlich nicht zu Ver-
sorgungsengpässen führen. Aus diesem Grund be-
hält das Land auch in Zukunft die Letztverantwor-
tung.  

Von zentraler Bedeutung ist außerdem, dass im 
neuen Krankenhausgesetz des Landes die Fristen 
für die regionalen Planungskonzepte verkürzt wor-
den sind, um zu einer schnelleren Lösung zum 
Wohle der Bevölkerung beizutragen.  

Ich möchte noch einmal an die Debatte hier im Juni 
erinnern, an den Entschließungsantrag der Koaliti-
onsfraktionen, damals auf die Initiative der Grünen 
hin, in dem wir ganz stark auf die Sicherstellung ei-
ner qualitativ hochwertigen und ausreichenden me-
dizinischen Versorgung hingewiesen haben.  

Wir haben klargestellt, dass ein Großteil der finan-
ziellen Probleme – das ist nicht neu – der Kranken-
häuser aus bundespolitischen Vorgaben resultiert. 
Kollege Henke hat ganz klar die Budgetanteile im 
Haushalt eines Krankenhauses skizziert. Das zeigt 
eben, wie immens wichtig ist, was in Berlin im Mo-
ment vonstatten geht.  

Als Stichworte möchte ich noch einmal Sanierungs-
beitrag und Budgetierung nennen. Doch die SPD 
hat keine Ideen entwickelt, diese Probleme zu lö-
sen. Dabei hätte sie aus naheliegenden Gründen 

leichter als alle anderen Fraktionen hier im Haus mit 
Bundesgesundheitsministerin Schmidt ins Gespräch 
kommen können.  

Es gab in der letzten Woche in vielen Krankenhäu-
sern Mitarbeiterproteste. Aber die Leute sind doch 
nicht vor die Krankenhäuser gezogen mit dem Ruf, 
diese Landesregierung in Nordrhein-Westfalen ma-
che sie kaputt, die Baupauschalen müssten weg; 
nein, sie gehen auf die Straße vor ihre Krankenhäu-
ser und kritisieren, dass die Leistungen nicht aus-
reichend ausfinanziert sind. Der Deckel vom Budget 
müsse weg. Die Leistungen, die sie erbringen, 
müssten vernünftig bezahlt werden. Es drohe Per-
sonalabbau. – Das ist das, was die Mitarbeiter sa-
gen.  

Und dass eine sozialdemokratische Oppositionspar-
tei diese Mitarbeiterinteressen überhaupt nicht auf-
nimmt und völlig daran vorbei diskutiert, das zeigt 
den Zustand der Sozialdemokraten,  

(Beifall von FDP und CDU) 

der die Sozialdemokraten dahin geführt hat, wo sie 
jetzt stehen. Wenn sie so weitermachen, dann kön-
nen sie sich nach der Linkspartei irgendwann ganz 
hinten anstellen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Diese Argumentati-
on ist noch nicht einmal in sich logisch! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Arbeitnehmerinteressen werden von Ihnen nicht 
ernst genommen. Die Mitarbeiterproteste sehen an-
ders aus, als Ihre Kritik hier lautet. Die Mitarbeiter 
sagen, die Große Koalition lasse die Krankenhäuser 
verhungern, die Große Koalition in Berlin. Haupt-
amtlich ist für die Gesundheitspolitik Bundesge-
sundheitsministerin Schmidt verantwortlich. Das sa-
gen diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.  

(Beifall von der FDP) 

Sie sagen nicht, Herr Laumann mache hier Mist in 
der Landesregierung. Das sagen sie nicht.  

Wie Sie wissen, hat die Krankenhausgesellschaft 
noch gestern von einer Finanzierungslücke in Höhe 
von 6,7 Milliarden € gesprochen und kritisiert, dass 
die geplante Finanzspritze von 3 Milliarden € nicht 
ausreicht. Also sollten Sozialdemokraten hier nicht 
fordern, schleunigst einen Krankenhausplan vorzu-
legen, sondern wirklich ihr Augenmerk auf diese 
Sorgen der Häuser richten, anstatt in Nordrhein-
Westfalen zu versuchen, Verunsicherung in die Be-
völkerung zu bringen, was Sie sowieso nicht schaf-
fen. – Danke schön. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Romberg. – Frau Steffens spricht nun für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Romberg, das ein-
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zig Erstaunliche an Ihrem Redebeitrag war, dass 
Sie das Wort Arbeitnehmerinteressen überhaupt 
aussprechen können. Ansonsten ist das bei Ihnen 
noch nie rübergekommen. Das fand ich jetzt er-
staunlich. 

(Zuruf von der FDP: Oho!) 

Aber das an der Stelle hier vorzuwerfen, statt auf 
die Inhalte des Antrags einzugehen, das finde ich 
typisch.  

(Ralf Witzel [FDP]: Aber Sie tun das!) 

– Ja, ich werde gleich darauf eingehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte zuerst auf das eingehen, was Kollege 
Henke gesagt hat. Kollege Henke hat zu Beginn 
gesagt, die Einlassungen der SPD zeigten, dass Sie 
sich nur wieder an dem Krankenhausgestaltungs-
gesetz abarbeiteten. – Gut, das Krankenhausgestal-
tungsgesetz haben wir rauf und runter kritisiert, kei-
ne Frage. Man wird auch im Rahmen der Haus-
haltsverhandlungen darüber reden müssen, ob die-
ses Gestaltungsgesetz mit der jetzigen Baufinanzie-
rung eines ist, was für die Krankenhäuser so sinn-
voll ist, oder ob man das infrage stellen, reflektieren 
und dann an der einen oder anderen Stelle verän-
dern muss, ob man nicht doch einen anderen Steu-
erungstopf daneben braucht. Das werden wir disku-
tieren müssen.  

Was ich dann erstaunlich fand, war, dass Sie auch 
nicht auf das eingegangen sind, was in diesem An-
trag steht. Sie haben sich zwar nicht an dem Kran-
kenhausrahmengesetz, an dem Gestaltungsgesetz 
abgearbeitet, aber an dem Aufruf des Marburger 
Bundes, den Sie als Vorsitzender unterzeichnet ha-
ben, und Sie haben im Grunde genommen einen 
Redebeitrag gehalten, wie wichtig es ist, dass zur 
Kundgebung am Brandenburger Tor mobilisiert 
wird, und wie wichtig der Gesundheitsministerkonfe-
renzbeschluss ist.  

(Zuruf von Rudolf Henke [CDU]) 

Das ist ja schön. Ich denke, die Komplimente, die 
Sie an Herrn Laumann gerichtet haben, gehen auch 
an uns. Wir als Grüne waren die ersten, die diese 
Forderung in den Landtag eingebracht haben, die 
ersten, die wesentliche Forderungen, die auf der 
Gesundheitsministerkonferenz beschlossen worden 
sind, aufgestellt und den Minister aufgefordert ha-
ben, sie einzubringen. Sie sind dann mit einem Ent-
schließungsantrag, der etwas weniger gefordert hat, 
in die Runde hineingegangen. Ihr Lob für den Minis-
ter betrachte ich von daher auch als ein Lob für die 
vorausschauende Politik meiner Fraktion, die das ja 
angeschoben hat. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zu dem, was hier die ganze Zeit abgeht: Es gibt ei-
nen Antrag, der klar sagt: Wir wollen über diesen 
Rahmenplan reden. Der Staatssekretär hat bei der 

Eröffnung des Krankenhausrechtstages klar erklärt, 
dieser Rahmenplan werde dieses Jahr irgendwann 
kommen, zumindest die Eckpunkte. Ich finde es völ-
lig legitim, dass man hier im Landtag darüber disku-
tiert und zum Ausdruck bringt: Wir wollen, dass die-
ser Rahmenplan möglichst schnell vorgelegt wird.  

Das ist auch kein Ablenkungsmanöver, sondern wir 
haben verschiedene Baustellen.  

Die eine Baustelle ist die Sicherstellung der Finan-
zierung. Die andere Baustelle ist die Art und Weise, 
wie die investiven Mittel auf Landesebene gesichert 
werden. Und die dritte Baustelle ist der Rahmen-
plan. 

Beim Rahmenplan müssen wir darüber diskutieren, 
ob das, was die Absicht des Ministeriums ist und 
was Herr Romberg eben so gelobt hat, nämlich 
dass wir keine Schwerpunktplanung mehr haben 
werden, der richtige Weg ist oder ob wir nicht im 
Sinne der Daseinsvorsorge sehr wohl einen Rah-
menplan brauchen, der auch eine gewisse Steuer-
funktion übernimmt. 

Ich nenne die Bildung bestimmter Zentren. Was für 
Aufschreie gingen quer durch das Land, als es um 
Brustkrebszentren oder andere Sachen ging! Das 
war auch etwas, wo bestimmte Sachen konzentriert 
worden sind und bei dem man – unter heftigem Ge-
schrei – sehr wohl von der Landesebene aus ge-
steuert hat. Heute sagen alle: Es ist super, dass wir 
das haben, und wir brauchen so etwas auch für an-
dere Bereiche. 

Deswegen finde ich es richtig, hier zu sagen: Wir 
wollen schnell, dass das nicht nur im Ministerium 
entsteht, sondern dass auch hier, gemeinsam mit 
den Fraktionen, darüber diskutiert wird, damit sich 
das Ministerium nicht, wie bei der Finanzierung, ein-
fach aus der politischen Verantwortung herauszieht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vielmehr wollen wir, dass sich das Gesundheitsmi-
nisterium im Sinne der Daseinsvorsorge und der Si-
cherstellungsnotwendigkeit von Krankenhausstruk-
turen in die Verantwortung einbringt. Dafür brau-
chen wir einen Krankenhausrahmenplan. 

Ich würde mir wünschen, dass wir in der Debatte im 
Ausschuss darüber reden, anstatt Nebenschauplät-
ze nach dem Motto „Andere Baustellen, an denen 
auch noch gebaut wird, sind aber wichtiger“ zu er-
öffnen. Ich finde, das ist nicht im Interesse der Men-
schen in Nordrhein-Westfalen. Deswegen wünsche 
ich mir, dass wir dann auch über den Rahmenplan 
reden können. – Danke. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Steffens. – Für die Landesregierung spricht 
nun Herr Minister Laumann. 
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(Rudolf Henke [CDU]: Nun reden Sie mal! Sie 
machen das prima! Dann wollen wir noch et-
was beschließen! Wir sind doch auf dem rich-
tigen Weg!) 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Rede der 
SPD-Kollegin hat sehr deutlich gemacht, dass man 
eventuell bestimmte Zusammenhänge nicht verste-
hen will oder nicht verstehen kann. Das will ich jetzt 
noch einmal in aller Ruhe erklären. 

Erstens. Ein Krankenhaus finanziert sich folgen-
dermaßen: Die Länder sind zuständig, wenn es 
darum geht, die Gebäude und die großtechnischen 
Geräte zu unterhalten. Die Betriebsmittel eines 
Krankenhauses – das heißt Löhne, Gehälter, Ener-
gie und Medizin – werden durch die Budgets der 
Krankenkassen finanziert. 

Jetzt möchte ich gerne etwas zu dem Thema – das 
geht uns als Land an – „Wie halten wir es mit den 
Investitionen?“ sagen. Sie wissen, dass wir 2005 im 
Ministerium folgende Situation vorgefunden haben: 
Sie haben Bewilligungsbescheide erteilt, die jetzt 
erst bezahlt werden. Das ist doch die Wahrheit. Von 
2005 bis jetzt haben wir zur Bezahlung Ihrer Bewilli-
gungsbescheide rund 180 Millionen € mehr an 
Barmitteln ausgegeben, als Sie in der mittelfristigen 
Finanzplanung überhaupt vorgesehen hatten. 

(Beifall von der CDU) 

Wenn wir das nicht gemacht hätten, würden im 
Land Bauruinen stehen, weil Ihre Haushaltsmittel 
gar nicht ausreichten, um die Bewilligungsbeschei-
de mit Geld gegenzufinanzieren. Das ist die Wahr-
heit. 

(Beifall von der CDU) 

Wir können beweisen, dass wir in diesen drei Jah-
ren aufgrund der von Ihnen erteilten Bewilligungs-
bescheide 180 Millionen € mehr in den Bau der 
Krankenhäuser gesteckt haben, als es bei Ihnen in 
der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehen war. 

(Zurufe von der SPD) 

Zweiter Punkt. Wir haben dann entschieden, in 
Nordrhein-Westfalen aus der Einzelförderung von 
Krankenhäusern auszusteigen und den Kranken-
häusern, beginnend mit diesem Jahr, eine Fallpau-
schale zu zahlen. Das heißt, ein Krankenhaus, das 
viele Fälle behandelt, bekommt viel von der Sum-
me, die wir für Investitionen ausgeben, und ein 
Krankenhaus, das wenige Fälle behandelt, be-
kommt wenig. 

Frau Gebhard, dann haben wir wirklich eine Über-
gangsregelung geschaffen. Da wir immer noch 
Barmittel brauchen, um Bewilligungsbescheide, die 
nun einmal rechtskräftig sind, zu bezahlen, nehmen 
wir in diesem Jahr zum ersten Mal rund 

100 Millionen € und verteilen sie über die Baupau-
schale an die Krankenhäuser, die schon lange kei-
ne Einzelförderung mehr bekommen haben. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist unsere Übergangsregelung. Die Kranken-
häuser werden im Monat Oktober diese Bescheide 
über ihren Anteil an den 100 Millionen € bekommen. 

In drei Jahren, wenn wir all die Bewilligungsbe-
scheide, die Frau Fischer noch unterschrieben hat, 
bezahlt haben, wird es so sein, dass wir über die 
Fallpauschalen dauerhaft eine Summe, die etwa 
10 % höher ist als das, was Sie jemals in Ihren 
Haushalten stehen hatten, an die nordrhein-
westfälischen Krankenhäuser verteilen. Immerhin ist 
das eine Summe von knapp 500 Millionen €. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Herr Kollege Henke, jetzt kann man darüber strei-
ten, ob Investitionsmittel in Höhe von einer halben 
Milliarde Euro genug sind oder ob das höher sein 
könnte. 

Aber ich möchte auch darauf hinweisen, dass ich 
aufgrund der Finanzsituation, nämlich der hohen 
Verschuldung, die nun einmal im Land Nordrhein-
Westfalen herrscht, die Krankenhäuser in meinem 
Haushalt von jeder Einsparungspolitik ausgenom-
men habe. Vielleicht kann man auch einmal verste-
hen, wie sehr andere Politikbereiche bei mir geblu-
tet haben, um die Krankenhäuser aus den Einspa-
rungen herauszuhalten; denn wir haben bei dem 
Haushalt in meinem Bereich immerhin 20 % der Mit-
tel einsparen müssen. Die Schulden sind nun ein-
mal da, und sie müssen beglichen werden. Auch 
Sie wissen das. 

Man kann über die Krankenhauspauschale streiten 
oder auch nicht. Aber, Frau Gebhard, es sollte Ih-
nen doch nicht entgangen sein, dass die Bundes-
gesundheitsministerin in dem Referentenentwurf zur 
Krankenhausfinanzierung geschrieben hat, dass sie 
die Länder verpflichten will, eine Baupauschale ein-
zuführen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Das steht drin!) 

Das heißt, sie will alle 16 Bundesländer in Deutsch-
land dazu verpflichten, die Krankenhausfinanzie-
rung vom System her genauso zu gestalten, wie ich 
es in Nordrhein-Westfalen entwickelt und durchge-
setzt habe. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist jetzt aber auch der Punkt, an dem es Streit 
gibt. Denn andere Länder sagen: Wir wollen keine 
Baupauschale, und vor allen Dingen wollen wir uns 
das nicht vom Bund vorschreiben lassen. – Das 
kann man so oder so sehen. Ich kann mit den Pau-
schalen leben. Wenn ich sie eingeführt habe, kann 
ich nicht dagegen sein. Auch das ist ganz klar. 
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Aber ich finde es schön, dass man in Berlin von uns 
abschreibt. Es ist ohnehin schon länger so: Wenn 
man vom Arbeitsministerium in Nordrhein-Westfalen 
abschreibt, ist man meistens vorne. Deswegen ge-
fällt mir diese Entwicklung außerordentlich. 

(Zuruf von der SPD: Das war aber schon frü-
her so!) 

Jetzt gibt es einen weiteren Punkt. Wir müssen in 
aller Ruhe besprechen, wie es mit unseren Kran-
kenhäusern aussieht. Die Ausgaben der Kranken-
häuser werden seit 1993 gedeckelt, sowohl in der 
Zeit, als Horst Seehofer Gesundheitsminister war, 
als auch in der Zeit, als Andrea Fischer Gesund-
heitsministerin war, und auch jetzt, da Ulla Schmidt 
Gesundheitsministerin ist.  

Unter Ulla Schmidt ist eines hinzugekommen: Bei der 
letzten Gesundheitsreform mussten auch die nord-
rhein-westfälischen Krankenhäuser 0,5 % ihres 
Krankenhausbudgets abgeben, um Einsparungen 
bei den Krankenkassen zu erzielen. Das hat unseren 
Krankenhäusern sehr wehgetan. Da ging es immer-
hin um eine Summe, die, wenn ich es richtig weiß, in 
Nordrhein-Westfalen bei 60 Millionen € lag – dieses 
Sonderopfer, das Ulla Schmidt in die Gesetze ge-
schrieben hatte. 

Zu einem weiteren Punkt: Unsere Krankenschwes-
tern und Krankenpfleger hatten in Nordrhein-
Westfalen wie in ganz Deutschland zwei Jahre lang 
keine Lohnerhöhung bekommen. Dieses Jahr hat 
es nun einen Tarifabschluss gegeben, wonach sie 
eine Lohnerhöhung bekommen haben. Ich bin da-
für, das sage ich ganz klar. 

(Beifall von der CDU) 

Die Krankenhäuser, deren Kosten zu 60 bis 70 % in 
Gehältern bestehen, können diese Lohnerhöhungen 
mit den bestehenden Budgets nicht bezahlen. Des-
wegen haben die Gesundheitsminister aller Länder 
und des Bundes gesagt: Wir wollen, dass diese 
Lohnerhöhung zu 50 % über eine Erhöhung der 
Krankenhausbudgets finanziert wird.  

Dabei geht es um Folgendes: Wir bekommen einen 
Fonds, was bedeutet, dass wir in ganz Deutschland, 
egal in welcher Krankenkasse wir sind und wo wir 
wohnen, ab 1. Januar 2009 gleich hohe Kranken-
kassenbeiträge zahlen. Aber das deutsche Ge-
sundheitssystem wird sehr unterschiedlich finan-
ziert. Ein Krankenhaus in Rheinland-Pfalz bekommt 
für eine Blinddarmoperation ungefähr 200 € mehr 
als ein Krankenhaus in Nordrhein-Westfalen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wer hat das 
denn verhandelt?) 

Ich habe diesen Landesbasisfallwert doch nicht 
gemacht! Der ist doch unter Ihrer Regierung ge-
macht worden!  

(Beifall von der CDU) 

In meinem Ministerium gab es, bis ich ins Amt kam, 
noch die Mentalität, dass die AOK die Kranken-
hauspolitik und die Gesundheitspolitik in diesem 
Land diktiert hat. Warum sind denn diejenigen, die 
damals Minister und Staatssekretäre waren, heute 
alle in den Vorständen der beiden großen Versor-
gerkassen? Warum ist das denn so? 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Gün-
ter Garbrecht [SPD]: Für diesen Vorwurf tre-
ten Sie aber noch an, Herr Minister!) 

– Das ist mir egal! Was wahr ist, ist wahr, und das 
wird hier gesagt! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wissen Sie, ich strebe nach meiner Amtszeit als 
Minister keinen Posten bei einer Krankenkasse an. 
Und ich bin zudem noch verdammt lange im Amt. 

(Beifall von der CDU) 

In Nordrhein-Westfalen wechseln die Regierungen 
nur selten, wie Sie wissen. 

(Zuruf von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Jetzt schreibt Frau Schmidt in ihrem Gesetzentwurf, 
dass sie keinen bundeseinheitlichen Basisfallwert, 
sondern einen Korridor will: von 1,5 % nach unten 
und 2,5 % nach oben. Auch das haben wir nachge-
rechnet. Wissen Sie, dass das den nordrhein-
westfälischen Krankenhäusern so gut wie nicht hilft? 
Und warum wird es gemacht? Weil damit in Zukunft 
die überteuerten Strukturen in Rheinland-Pfalz, 
Bayern und Baden-Württemberg abgesichert wer-
den sollen – gegen unsere Interessen! Wenn Sie 
also ein bisschen Einfluss auf Frau Schmidt haben, 
dann machen Sie das, was ich mache: Wir setzen 
uns für einen einheitlichen Bundesbasisfallwert ein. 
Da geht es für unsere Krankenhäuser um eine 
Summe von 170 Millionen €. 

Sie sagen: Kein Korridor! Der Korridor ist für die 
nordrhein-westfälischen Krankenhäuser Gift. – Ich 
sehe nicht ein, dass wir, wenn wir in Nordrhein-
Westfalen genauso hohe Krankenkassenbeiträge 
zahlen wie in Bayern und Baden-Württemberg, ü-
berteuerte Strukturen in anderen Ländern finanzie-
ren und wieder am Ende der Kette stehen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist ein ganz entscheidender Punkt, den wir um-
setzen müssen, wenn es den nordrhein-
westfälischen Krankenhäusern besser gehen soll. 

Zum Schluss komme ich zum Krankenhausrah-
menplan. Wir haben seit neun Monaten ein Kran-
kenhausgestaltungsgesetz. Das ist die gesetzliche 
Grundlage, auf der wir jetzt einen Krankenhaus-
rahmenplan machen. Wir sind mitten in dieser Pla-
nung. Ich denke, dass wir sie im Frühjahr abge-
schlossen haben werden. 

Dazu will ich eines sagen, Frau Gebhard – ich habe 
mich im Ministerium erkundigt –: Der letzte Kran-
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kenhausrahmenplan in Nordrhein-Westfalen stammt 
von 2001 und ist über drei Jahre erarbeitet worden. 
Wenn wir bis zum nächsten Frühjahr brauchen, sind 
wir also verdammt schnell.  

Ich will Ihnen sagen, was bei einem solchen Rah-
menplan wichtig ist – wir können im Ausschuss ger-
ne über die Inhalte reden, Frau Steffens; es ist doch 
vernünftig, dass wir im Ausschuss darüber reden; 
ich habe auch überhaupt nichts zu verbergen –: Ein 
Krankenhausrahmenplan muss mit den Beteiligten 
dieses Landes besprochen werden. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Ja, klar!) 

Ein Krankenhausrahmenplan kann doch nicht in al-
len Punkten streitig sein; denn dann würde er von 
den Krankenhäusern in Rechtsstreiten vor Gericht 
bekämpft und man bekäme kaum Rechtsfrieden in 
diesen Bereich. Deswegen braucht ein solcher Pro-
zess die Zeit bis zum nächsten Frühjahr. Wenn Sie 
unter Frau Fischer drei Jahre dafür gebraucht ha-
ben, bin ich mit anderthalb Jahren noch immer dop-
pelt so schnell! 

(Beifall von Christian Möbius [CDU]) 

Das müssen wir einmal ein bisschen zurechtrücken.  

Wir alle wissen, dass unsere Krankenhäuser auf-
grund der Budgetierungen, der Deckelungen und 
der Kostenentwicklung in schwerer See stehen. 
Diese schwere See kann nur überstanden werden, 
indem die Betriebskosten erhöht werden. Es ist 
doch nicht so, dass irgendein Krankenhaus in Nord-
rhein-Westfalen deswegen pleitegeht, weil Investiti-
onsmittel fehlen, sondern es fehlen Betriebsmittel. 
Deswegen ist es so wichtig, dass wir unsere Ziele 
jetzt erreichen. 

In der letzten Woche ist entschieden worden, dass 
wir rund 2,5 Milliarden € mehr für die ärztlichen Ho-
norare ausgeben. Diese Summe ist ein bisschen 
unglücklich verteilt. Wenn ein Arzt in Bayern 
33.000 € mehr verdient als ein Arzt in Nordrhein-
Westfalen und der bayerische Arzt 6,8 % Lohner-
höhung bekommt und der nordrhein-westfälische 
Arzt 3,8 %, dann ist das nicht richtig. Deswegen ha-
be ich in der letzten Woche in verschiedenen Ge-
sprächen in Berlin dafür gesorgt, dass diese un-
gerechte Verteilung von der Bundesgesundheitsmi-
nisterin gestern beanstandet worden ist. Ein Vor-
gang, den es noch nie gegeben hat! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich bin Ulla Schmidt im Übrigen äußerst dankbar, 
dass sie das gemacht hat – weil wir davon profitie-
ren; ich sage das hier ganz klar. 

(Ralf Jäger [SPD]: Auf Ihr Betreiben hin?) 

– Ich bin ihr sehr dankbar, dass sie das gemacht 
hat. 

(Ralf Jäger [SPD]: Auf Ihr Betreiben hin?) 

– Auf mein Betreiben hin. 

(Ralf Jäger [SPD]: Das werden wir nachprü-
fen!) 

– Das können Sie alles nachprüfen. Ich habe die 
Angewohnheit, dass ich im Parlament nicht lüge 
und ansonsten auch nicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

In der Koalition besteht auch Einigkeit darin, dass 
man vor der Festlegung der Beitragssätze für den 
Fonds selbstverständlich festlegt, wie viel Geld man 
mehr in die Krankenhauslandschaft gibt. Ich meine, 
wir sind mit diesem Prozess auf einem guten Weg, 
in der Entscheidungsphase.  

Aber im Zentrum nordrhein-westfälischer Gesund-
heitspolitik – ich will es noch einmal sagen – muss 
stehen, dass der Fonds dazu führt, dass gleiche Ar-
beit im Gesundheitswesen in Deutschland, egal in 
welcher Region sie erbracht wird, auch gleich be-
zahlt wird. Da wir in Nordrhein-Westfalen in allen 
Bereichen eher unten liegen, ist es ziemlich wichtig, 
eine Politik zu machen, um in einem Prozess von 
einigen Jahren zu einer einheitlichen Entlohnung zu 
kommen.  

Ich will, dass ein Arzt in Westfalen genauso viel 
verdient wie ein Arzt im Rheinland. Aber ich will 
auch, dass ein Arzt in Nordrhein-Westfalen nicht 
schlechter verdient als ein Arzt in Bayern, Baden-
Württemberg oder Rheinland-Pfalz.  

(Beifall von der CDU) 

Wenn unsere Krankenhäuser so bezahlt würden 
wie die in Rheinland-Pfalz, dann hätten sie über-
haupt keine Sorgen. Sie wissen ja alle, wann die 
Grundvoraussetzung für den Landesbasisfallwert 
gelegt worden ist. Da war ich noch Mitglied des 
Deutschen Bundestages, nicht einmal des Landta-
ges, und Sie hatten die politische Verantwortung.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Für die SPD hat sich noch 
einmal Frau Kollegin Gebhard zu Wort gemeldet. 
Bitte schön. 

Heike Gebhard (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Henke, ich bin 
schon ein bisschen enttäuscht darüber, wie Sie sich 
mit dem Antrag auseinandergesetzt haben. Ich ha-
be ja Verständnis dafür, dass Sie als Bundesvorsit-
zender des Marburger Bundes auf die Bundespolitik 
abheben. Dass Sie aber im Prinzip nicht auf den 
Kern dessen eingehen, was hier heute eigentlich 
Gegenstand der Beratung sein soll, finde ich schon 
ein Stück weit enttäuschend. 

Ich habe im Gegensatz zu dem, was Sie vorhin be-
hauptet haben, hier eben nicht eine Diskussion dar-
über losgebrochen, ob Einzelförderung, sprich In-
vestitionsprogramme, oder Baupauschale das bes-



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11806 Plenarprotokoll 14/99 

 

sere System ist. Das war überhaupt nicht mein 
Thema und soll auch nicht das Thema von heute 
sein.  

Mir ging es vielmehr darum, deutlich zu machen, 
dass Krankenhäuser eine verlässliche Struktur 
brauchen, und am Beispiel der Investitionspro-
gramme, dem Umgang mit Investitionen, zu zeigen, 
dass Sie dafür gesorgt haben, dass seit 2005 hier in 
Nordrhein-Westfalen eben keine Verlässlichkeit 
herrscht. Die Krankenhäuser haben die ganzen 
Jahre über nie gewusst, ob es ein Investitionspro-
gramm gibt oder nicht. Rein in die Kartoffeln, raus 
aus den Kartoffeln – so ist das die ganze Zeit hin- 
und hergegangen. Das nenne ich: nicht verlässlich. 

(Beifall von der SPD) 

Das ist der Punkt, um den es mir nur geht. Es geht 
mir hier nicht um die Systemfrage. Es ging mir hier 
auch nicht darum, das zurzeit in Kraft befindliche 
Krankenhausgestaltungsgesetz zu diskutieren. Das 
ist jetzt erst einmal in Kraft. Worum es mir geht, ist: 
Wenn man ein solches Gesetz auf den Weg bringt, 
dann ist es nicht damit getan, dass man es hier ver-
abschiedet, sondern dann muss es auch umgesetzt 
werden. Dann muss es auch praktische Handlungs-
folgen haben.  

Dazu haben wir hier den Antrag eingebracht, weil 
die Krankenhausrahmenplanung dafür wichtig und 
essentiell ist.  

Herr Minister, wenn Sie darauf hinweisen, wie lange 
es dauert, einen Krankenhausplan aufzustellen, 
muss ich doch mit Verlaub sagen: Wenn man die 
Struktur eines Krankenhausplanes hat, dann wird er 
auch fortentwickelt. Seit 2005 herrscht da leider 
Gottes Stillstand. Der Punkt ist: Wir haben die Bera-
tung zum Krankenhausgestaltungsgesetz im Früh-
jahr vergangenen Jahres aufgenommen.  

(Minister Karl-Josef Laumann: Und im De-
zember verabschiedet!) 

– Im Dezember haben wir das Gesetz verabschie-
det. In Kraft getreten ist es zum Januar.  

Aber solche Prozesse haben doch Vorläufe. Ihr 
Konzept, die Schwerpunktplanung, die Teilgebie-
teplanung aufzugeben und nur noch Regionalpla-
nung zu machen, haben Sie dem Ausschuss bereits 
im März vergangenen Jahres vorgelegt. Dann, mei-
ne ich, müsste doch langsam genügend Zeit ver-
gangen sein, um uns hier in diesem Hause auch 
über die Kriterien verständigen zu können. Dies 
würde den Krankenhäusern guttun, wenn sie ein 
Stück weit Orientierung bekämen, wo es langgeht. 

Ich habe doch „nur“ versucht, auf den Zusammen-
hang hinzuweisen, dass sich die Krankenhäuser 
nicht fünf Jahre lang zurücklehnen können, sondern 
dass sie sich bei dem finanziellen Druck, unter dem 
sie stehen, jetzt aufstellen müssen. Wir können es 
uns nicht leisten, dass sich Krankenhäuser mögli-
cherweise falsch aufstellen, weil es hinterher nicht 

honoriert wird. Das ist der Punkt, an dem wir alle 
gemeinsam arbeiten müssen. 

Herr Minister, wenn Sie sagen, Sie haben die Kran-
kenhäuser aus den Einsparungen herausgehalten, 
dann müssen Sie der Wahrheit halber aber auch 
hinzufügen, wie Ihnen das gelungen ist. Bei den 
Krankenhäusern haben Sie nicht gekürzt. Das ist 
korrekt. Aber bezahlen lassen Sie das nicht das 
Land, sondern die Kommunen,  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

indem Sie die Finanzierung von 20 auf 40 % aufge-
stockt haben. Das, was Sie mehr investieren, ist 
weniger als das, was die Kommunen mehr zahlen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Das ist nicht 
wahr!) 

Das gehört zur Wahrheit dazu. Das kann man ein-
fach berechnen. Ich habe es Ihnen hier schon vor-
gerechnet. Ich gebe es Ihnen, wenn Sie das wollen, 
auch gerne noch einmal schriftlich. Das geht mir 
langsam über die Hutschnur.  

(Minister Karl-Josef Laumann: Mir auch!) 

Das ist wirklich unverantwortlich, an der Stelle so zu 
agieren. 

Mich stört auch der Umgang miteinander im Ver-
hältnis zwischen Bund und Land. Sie beklagen, 
dass die Bundesgesundheitsministerin jetzt vor-
schlägt, einen Korridor einzurichten, um eine Annä-
herung bei den Landesbasisfallwerten zu erreichen 
und zu einem einheitlichen Bundesbasisfallwert zu 
kommen. Darüber regen Sie sich auf, dass sie ei-
nen Korridor vorschlägt.  

Dabei haben Sie selbst am 5. Juni dieses Jahres in 
diesem Hohen Haus gesagt – ich zitiere –:  

Wenn man mit anderen Ländern darüber redet, 
wie man zu einem bundeseinheitlichen Basis-
fallwert kommt, sagen die erst einmal: Machen 
Sie bitte ihre Hausaufgaben in der Struktur Ihrer 
Krankenhäuser in Nordrhein-Westfalen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Die haben wir 
gemacht!) 

Dann können wir darüber vielleicht einmal reden. 

Mit anderen Worten: Die Bundesgesundheitsminis-
terin begleitet Sie bei Ihrem Kampf, bei unserem 
Kampf dafür, indem sie mit den Ländern schrittwei-
se versucht, das auszuhandeln. Dafür stellen Sie 
sie noch an den Pranger? – Das finde ich unmög-
lich. 

(Beifall von der SPD) 

Wie wollen Sie sie da eigentlich als Bündnispartne-
rin in der Auseinandersetzung mit den Ländern an 
Ihrer Seite haben, wenn Sie sie dafür angreifen? 

Noch einmal: Wir, die wir hier sitzen, haben Verant-
wortung in Nordrhein-Westfalen und nicht im Bund. 
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Lassen Sie uns hier unsere Hausaufgaben machen, 
die wir zu erfüllen haben, und lassen Sie die Bun-
despolitiker ihre Aufgaben erfüllen! Wir werden sie 
dabei sicherlich ein Stück begleiten. Aber man kann 
den Mund nur spitzen und in Berlin pfeifen, wenn 
man zu Hause ordentlich arbeitet. – Danke schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Die Redezeit ist ü-
berschritten worden. Die Landesregierung wünscht 
noch einmal das Wort. Sie hat die Möglichkeit, das 
zu tun. Der Minister wird diese Möglichkeit jetzt 
auch wahrnehmen. Damit werden möglicherweise 
auch noch Redezeiten für die Fraktionen anfallen. 
Bitte schön, Herr Minister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Ich habe mich noch einmal ge-
meldet, weil das ein wichtiger Punkt ist. Dieser Kor-
ridor von 2,5 % nach oben und 1,5 % nach unten, 
Frau Gebhard, führt dazu, dass die Besitzstände 
der Länder, die heute einen hohen Landesbasis-
fallwert haben, abgesichert werden.  

Auf jeden Fall kostet er Nordrhein-Westfalen jedes 
Jahr 146 Millionen €. Das ist viel Geld. Ich will es 
hier nur sagen. Deswegen ist doch vollkommen 
klar, dass der nordrhein-westfälische Gesundheits-
minister die Position bezieht, dass er keinen Korri-
dor, sondern einen einheitlichen Basisfallwert will. 
Anders kann es doch gar nicht sein. 

Wie weit ich mich da durchsetze, weiß ich nicht. 

(Heike Gebhard [SPD]: Ihre Freunde, die 
CDU-Kollegen in den anderen Ländern, 
stimmen dem doch nicht zu!) 

– Dann reden Sie einmal mit Ihrer Freundin in 
Rheinland-Pfalz, die den höchsten Landes-
Basisfallwert hat. – Ich kann Ihnen nur sagen, dass 
ich seit Jahren der erste Gesundheitsminister bin, 
der für bundeseinheitliche Basisfallwerte kämpft. Ih-
re Vorgänger haben es doch nicht getan. Das ist 
doch das Problem. 

(Beifall von der CDU) 

Ich sage Ihnen, dass ich diesen Weg weitergehe. 
Wir werden das auch nicht in einem Schritt errei-
chen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Wir werden es gar 
nicht erreichen!) 

Bei den Ärztehonoraren haben wir in der letzten 
Woche eine Menge erreicht. Die nordrhein-
westfälischen Ärzte werden durch diese Verände-
rung, die nach der Beanstandung hoffentlich diese 
Woche kommt, voraussichtlich 100 Millionen € mehr 
erhalten. 

Entsprechend werde ich mich auch weiter für die 
Krankenhäuser engagieren. Wenn Sie mich dabei 

unterstützen, ist das schön. Dann sagen Sie aber 
doch bitte nicht, dass Sie als gesundheitspolitische 
Sprecherin der SPD-Fraktion im nordrhein-
westfälischen Landtag diesen Korridor toll finden. 
So dumm kann man doch nun wirklich nicht sein. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Jetzt sehe ich keine weiteren 
Wortmeldungen mehr. Damit sind wir am Ende der 
Beratungen zu diesem Punkt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
14/7451 an den Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung soll dort in öffentlicher Sitzung er-
folgen. Wer stimmt dieser Empfehlung zu? – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Damit 
ist dieser Antrag einstimmig so überwiesen. 

Wir kommen zu: 

6 Geschlechtsspezifische Aspekte der Drogen- 
und Suchthilfepolitik in Nordrhein-Westfalen 

Große Anfrage 19 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/6380 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 14/6997 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die Fraktion, 
die die Große Anfrage eingebracht hat, Frau Kolle-
gin Steffens das Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Ich will kurz in Erinnerung 
rufen, wie es überhaupt zur Großen Anfrage 19 ge-
kommen ist. Zuerst hatten wir die Große Anfrage 16 
zur Drogen- und Suchtpolitik gestellt. Da die Beant-
wortung der Großen Anfrage 16 in allen Bereichen, 
in denen es um die geschlechterspezifischen Fra-
gen ging, vollkommen nichtssagend war, haben wir 
die Große Anfrage 19 gestellt, um die geschlechter-
spezifischen Fragen noch einmal aufzugreifen. 

Jeder, der sich mit Drogen- und Suchtpolitik be-
schäftigt, weiß, dass Männersüchte und Frauen-
süchte verschieden sind. Es gibt andere Stoffe, die 
zu massiver Abhängigkeit führen, und andere Zu-
gänge zu den Süchten. Männer und Frauen fühlen 
sich auch jeweils auf eine andere Art und Weise 
angesprochen, wenn es darum geht, aus ihrem 
Suchtverhalten herauskommen. 

Als ich die Beantwortung der Großen Anfrage 19 
auf den Tisch liegen hatte, habe ich zuerst gedacht, 
das sei ein Witz von Minister Laumann; er wolle 
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nach der Großen Anfrage 16 und der Großen An-
frage 19 jetzt unbedingt die dritte Große Anfrage 
bekommen. Ich muss sagen, dass ich ernsthaft in 
Erwägung ziehe, ihm auch noch eine solche dritte 
Große Anfrage zu stellen, denn die Beantwortung 
der Großen Anfrage 19 hat weder etwas mit der 
Realität der Drogen- und Suchtpolitik in diesem 
Land zu tun, noch zeigt sie in vielen Punkten wirkli-
che Ansätze auf, wie man geschlechterdifferenziert 
dem Problem von Sucht entgegentreten kann. 

In den Antworten findet sich immer wieder der O-
berbegriff: Alles ist gut. – Mit dem Computer kann 
man ja nach Wörtern suchen. Das habe ich bei den 
Antworten einmal getan. 26 Mal werden Antworten 
gegeben, in denen sinngemäß steht, alles sei klas-
se; die grundlegenden fachlichen Standards würden 
in der Sucht- und Drogenhilfe unseres Landes ge-
schlechterdifferenziert ausgerichtet; das sei so. In 
unterschiedlichen Formulierungen findet sich das 
immer wieder: „einer geschlechterspezifischen Aus-
richtung der Präventions- und Hilfeangebote“; „zu 
dessen grundlegenden fachlichen Standards auch 
die geschlechtsdifferenzierte Ausrichtung der Hilfen 
gehört“. Immer wieder dasselbe! Es gibt aber nir-
gendwo die Auskunft, was das denn heißt und wo 
das denn stattfindet. Stattdessen findet man nur 
immer wieder das Schlagwort, alles sei gut. 

Wenn man sich Stellungnahmen aus der Praxis an-
schaut – als Ausschussmitglieder und als Abgeord-
nete haben wir ja auch Zuschriften bekommen –, 
wird klar, dass die Wahrnehmung vor Ort eine ganz 
andere ist. Es ist nämlich nicht alles gut. Genau das 
Gegenteil ist der Fall. Ich will aus einer Zuschrift an 
den Landtag nur einen Satz zitieren: 

So wird in den meisten Einrichtungen mittlerwei-
le Qualitätssicherung durchgeführt, wobei davon 
auszugehen ist, dass die Kategorie Geschlecht 
bisher in den meisten Einrichtungen keine Rolle 
spielt. 

Das ist nur ein Satz von vielen. Es gibt zahlreiche 
Stellungnahmen, in denen genau beschrieben wird, 
dass man vor Ort zwar immer wieder bemüht ist, auf 
unterschiedliche Zielgruppen zuzugehen, dass dies 
aber überhaupt nicht stattfindet. 

Die grundsätzliche Ausrichtung bei der Beantwor-
tung der Großen Anfrage lautet also, alles sei gut; 
die Standards würden eingehalten. Nein, das ist 
nicht so. 

In der Beantwortung der Großen Anfrage steht 
auch, im Einzelfall werde mal von den Standards 
abgewichen. Schauen Sie sich einmal an, was dann 
als Einzelfall definiert wird. Das ist der gesamte E-
lementarbereich, der hier nicht vorkommt. Es geht 
also überhaupt nicht um einen Einzelfall. Vielmehr 
ist die nicht geschlechterdifferenzierte Herange-
hensweise die Regel. 

Wie und wo alles gut ist, wird überhaupt nicht ge-
sagt. Dort, wo es konkret werden müsste, dort, wo 

die Fragen anfangen, hören die Antworten schon 
auf. So wird das in dieser Großen Anfrage durch-
gängig an allen Stellen gemacht. 

Des Weiteren heißt es in der Beantwortung, man 
habe Erkenntnisse über eine standardmäßige Be-
rücksichtigung von Geschlechteraspekten bei Prä-
ventionsangeboten. Dazu, welche Erkenntnisse das 
sein sollen, findet sich aber überhaupt nichts. 

Auch viele weitere Formulierungen bewegen sich im 
Nebulösen, um zu vermitteln, man tue etwas. So 
heißt es, Gender-Mainstreaming habe in den zu-
rückliegenden Jahren Eingang in alle Bereiche des 
Gesundheitswesens gefunden. Dazu kann ich nur 
Folgendes sagen: Bei der Anhörung hier im Land-
tag, bei der das Präventionskonzept des Ministeri-
ums, das auch einen Suchtbestandteil hatte, disku-
tiert und reflektiert worden ist, haben selbst die Ex-
pertinnen und Experten der Koalitionsfraktionen 
keine positive Bewertung vorgenommen, sondern 
deutlich gesagt: Es ist keine Geschlechterdifferen-
zierung vorhanden. Es wird nicht unterschiedlich be-
trachtet. 

Eine wesentliche Botschaft ist also: Alles wird gut. 
Wir wissen zwar nicht, wie. Wir wissen auch nicht, 
wo. Wir wissen auch nicht, wer es macht. Es wird 
aber alles gut. Gleichzeitig wird in der Beantwortung 
dieser Großen Anfrage allerdings erklärt, man habe 
aber eigentlich keine Daten. Überall dort, wo die 
Fragen konkret werden, gibt es keine Daten. Es gibt 
keine detaillierten landesweiten trägerbezogenen 
Angaben, keine repräsentativen Daten für einzelne 
Suchtformen, keine geschlechterspezifischen Da-
ten, keine empirisch gesicherten allgemeingültigen 
Daten und Grundlagen, keine Daten über ältere 
Menschen und keine Daten zu Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Aber alles ist gut.  

Da muss man sich schon fragen, warum die Lan-
desregierung sagen kann, sie habe zwar keine Da-
ten, aber alles werde gut. Und warum kann sie an 
den Stellen, wo sie keine Daten hat, sagen, dass wir 
sie auch nicht brauchten? – Da macht sie meiner 
Meinung nach den Dreiklang: Wir wissen nichts. Wir 
wollen auch nichts wissen. Aber alles ist gut, und 
wir machen weiter so. 

Das kann nicht sein, meine Damen und Herren, 
wenn man gleichzeitig weiß, dass die Landesregie-
rung die Landesfachstelle Frauen & Sucht NRW, 
die die einzige war, die versucht hat, in diesem Be-
reich zu koordinieren, aus der Hand gegeben hat, 
wenn man weiß, dass das Ministerium mit der 
Kommunalisierung der Mittel die Steuerung aus der 
Hand gegeben hat, und wenn man weiß, dass Fort-
bildung in dem Bereich nicht stattfindet. Da fragt 
man sich, wie das Land sicherstellen und in Zukunft 
anschieben will, dass Gender-Mainstreaming statt-
findet und dass wir eine geschlechterdifferenzierte 
Suchtpolitik haben. 
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Eines muss nämlich allen klar sein: Wenn wir in der 
Suchtpolitik nicht geschlechterdifferenziert vorge-
hen, dann ist es hinausgeworfenes Geld. Dann ist 
es kein effizienter Einsatz der Mittel. Dann müsste 
irgendwann auch der Landesrechnungshof wach 
werden. Deswegen fordern wir im Interesse der Be-
troffenen, dass hier endlich ein Umdenken einsetzt. 

Ich denke, dieser Großen Anfrage wird entweder 
die nächste Große Anfrage oder eine Anhörung fol-
gen. Ich kann Ihnen eines allerdings versichern, 
Herr Minister: Das Thema wird Sie noch länger be-
schäftigen. Dafür werden wir sorgen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Steffens. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Brakelmann. 

Peter Brakelmann (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Frau Steffens, ich habe Ihnen zugehört. Es war 
sehr interessant, aber ich muss festhalten, dass das 
Glas bei Ihnen immer halb leer ist. Bei uns ist das 
anders.  

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Es ist ganz leer!) 

– Ja, bei Ihnen ist es vielleicht sogar ganz leer. Das 
ist noch schlimmer. Denn so schlimm, wie Sie es 
immer beschrieben, ist es in diesem Land nun wirk-
lich nicht. 

Da ich mich als ehemaliger Kommunaler in Wupper-
tal gerade im Bereich Drogen und Sucht stark en-
gagiert und eine Reihe von Dingen wie „Gleis 1“ mit 
umgesetzt habe – vielleicht kennen Sie es vom 
Namen her –, kann ich Ihnen sagen: Es wurde 
schon immer darauf geachtet, dass wir gerade in 
diesem Bereich Frauen und Männer differenziert 
betrachten. 

Ich glaube, wir alle hier in diesem Hohen Hause 
sind uns einig, dass Drogen- und Suchthilfepolitik 
eines der wichtigsten Themen in der Sozial- und 
Gesundheitspolitik des Landes ist. Denn die Zahlen 
sind erdrückend: In Nordrhein-Westfalen leben 
mehr als 4 Millionen Suchtkranke. Die meisten von 
ihnen sind nikotin- und alkoholabhängig. Hinzu 
kommen zahlreiche Menschen, die akut gefährdet 
sind, süchtig zu werden, oder solche, die von der 
Sucht eines Familienangehörigen, eines Freundes 
oder eines Kollegen betroffen sind. Ein großer Teil 
der Bevölkerung in diesem Land ist also direkt oder 
indirekt von Problemen mit Sucht betroffen. 

Das alles ist nicht neu. Die Drogen- und Suchthilfe-
politik des Landes ist Ihnen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, mit der Beantwortung der Großen Anfrage 
16 vor fast genau einem Jahr recht detailliert darge-
legt worden. Allerdings wies die Fragestellung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schon vor einem 
Jahr Mängel auf, sodass einige wichtige Aspekte 

gar nicht zur Sprache kamen. Im Gegenteil: Die 
zahlreichen Fragen, die bis ins allerkleinste Detail 
zielten, ließen der Landesregierung gar keine 
Chance, ihr eigentliches Konzept für die Drogen- 
und Suchtpolitik darzulegen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Das ist auch nicht 
der Sinn von Großen Anfragen!) 

Deshalb möchte ich diese hier in wenigen Worten 
skizzieren: Die Suchtpolitik in Nordrhein-Westfalen 
ruht auf den drei bewährten Säulen Prävention, Hil-
fen und Repression, die in einem ausgewogenen 
Verhältnis zueinander stehen müssen. 

Schwerpunkte sind ohne Zweifel die frühzeitige Er-
kennung und Behandlung einer Sucht. Außerdem 
gehören wirksame Maßnahmen dazu, die verhin-
dern, dass Süchte insbesondere bei Kindern und 
Jugendlichen überhaupt erst entstehen können. 
Prävention kann sehr erfolgreich sein, wenn sie früh 
ansetzt. Ich denke, darüber sind wir uns in diesem 
Hause einig. 

Wir verfügen heute in Nordrhein-Westfalen über ein 
breit gefächertes und überhaus hochwertiges Prä-
ventions- und Hilfsangebot 

(Britta Altenkamp [SPD]: Wer hat es erfun-
den?) 

für suchtkranke und gefährdete Menschen; darauf 
können wir sicherlich stolz sein. Dies ist in den ver-
gangenen Jahren durch gemeinsame Anstrengun-
gen von Land, Kommunen, freien Trägern und 
Selbsthilfegruppen entstanden. Nach der Phase des 
Auf- und Ausbaus von unterschiedlichen Beratungs- 
und Hilfsangeboten findet nun eine Konsolidierung 
statt. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Wenn Sie Konsoli-
dierung sagen, dann meinen Sie Kürzungen!) 

Es wird sicherlich auch künftig Aufgabe sein, … – 
Sie sollten einfach zuhören. Das ist einfacher. Das 
tue ich bei Ihnen auch. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Herr Brakelmann, 
Sie hören nie zu!) 

Es wird sicherlich auch künftig Aufgabe sein, die 
bestehenden Angebote … – Ich denke, wenn Sie 
das Thema ernst nähmen, dann würden Sie auch 
zuhören. Ich höre auch gleich bei Ihnen zu. Ich ha-
be überhaupt kein Problem damit. Aber das Thema 
ist mir zu ernst, als dass ich es zulassen wollte, 
dass Sie andauernd dazwischenrufen und versu-
chen, mich aus dem Konzept zu bringen. Das wird 
Ihnen auch nicht gelingen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Seit wann sind Sie 
denn so empfindlich, Herr Brakelmann?) 

Es wird sicherlich auch künftig Aufgabe sein, die 
bestehenden Angebote stärker zu differenzieren, zu 
bündeln und zu vernetzen und auch die Durchläs-
sigkeit der Hilfssysteme deutlich zu verbessern. Hier 
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wird es auch darum gehen, geschlechtsspezifische 
Hilfsangebote in das bereits bestehende Suchthilfe-
system zu integrieren und keine parallelen Hilfe-
strukturen speziell für Männer und Frauen aufzu-
bauen. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Das wollen wir 
auch gar nicht!) 

Entstehung und Verlauf von Sucht werden von vie-
len Faktoren beeinflusst. Neben dem Umfeld und 
dem Suchtmittel selbst spielen auch geschlechts-
spezifische Aspekte eine Rolle. Das ist wissen-
schaftlich belegt, und dem wird wohl kaum jemand 
widersprechen wollen. 

Aber die genetisch bedingten Faktoren sind eben 
nur ein Aspekt für die Entstehung der Krankheit 
Sucht. Auch andere Krankheiten haben durchaus 
Ursachen, die geschlechtsbedingt sind. Bei der Dia-
gnostik und der Behandlung von Sucht ist daher 
stets in jedem Einzelfall sowohl den biologisch be-
gründeten Unterschieden als auch den psychosozi-
alen Problemlagen von Frauen und Männern Rech-
nung zu tragen. Eine geschlechterspezifische Be-
trachtung der Sucht ist also Grundvoraussetzung für 
eine erfolgreiche Suchtbehandlung. Jede Einrich-
tung sollte sich deshalb bemühen, Beratung und Hil-
fe an den besonderen Bedürfnissen von Frauen und 
Männern auszurichten. 

Insofern sind, wir uns einig, meine liebe Kolleginnen 
und Kollegen. Sie können auch nicht bestreiten, 
dass die Landesregierung schon früh die Berück-
sichtigung geschlechtsspezifischer Aspekte zu ei-
nem zentralen Anliegen ihrer Gesundheitspolitik 
gemacht hat. 

(Britta Altenkamp [SPD]:Und welche sind 
diese?) 

In den vergangenen Jahren hat Gender-Mainstrea-
ming Einzug in alle Bereiche des Gesundheitswe-
sens gehalten – dank der Unterstützung der Lan-
desregierung. Sowohl die Beschlüsse des Landtags 
und der Landesgesundheitskonferenz als auch die 
geschlechtsspezifischen Gesundheitsberichte des 
Landes und der Bundesregierung und die Empfeh-
lungen der Enquetekommission wurden dabei be-
rücksichtigt. 

Auch vor Ort in den Kommunen wird Gender-
Mainstreaming nicht außen vor gelassen. Über die 
kommunalen Gesundheitskonferenzen ist die ge-
schlechterspezifische Betrachtungsweise in die ge-
sundheitlichen und sozialen Hilfeplanungen einge-
flossen.  

Die Landesregierung hat sich bemüht, schon in der 
Großen Anfrage 16 aus dem vergangenen Jahr alle 
Frage, auch zu der geschlechterspezifischen Dro-
genpolitik, zu beantworten. Dass Sie ihr nun vorwer-
fen, in Bezug auf Gender-Mainstreaming unzurei-
chende Antworten gegeben zu haben, und dann die 

gleichen Fragen noch einmal stellen, halte ich für 
wenig hilfreich. 

Gerade weil die Drogen- und Suchthilfe in die Zu-
ständigkeit von Bund, Ländern und Kommunen fällt, 
ist es schwierig, die Gesamtsituation genau zu er-
fassen und daraus gesicherte Erkenntnisse zu zie-
hen. 

Detaillierte trägerbezogene Angaben liegen derzeit 
nicht vor. Die Situation gilt es nachhaltig zu verbes-
sern. Dazu erwarten wir die Landessuchthilfestatis-
tik, die in den kommenden Jahren mit maßgeblicher 
Beteiligung von Kommunen und freier Wohlfahrts-
pflege aufgebaut werden soll. Vielleicht reichen Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grünen, 
dann ja die dritte Große Anfrage zu diesem Thema 
ein. Sie haben es ja schon angekündigt; wir werden 
sie erwarten. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Ja klar!) 

– Darauf werden wir sicherlich noch einmal zu spre-
chen kommen, Frau Steffens. 

Ich will zum Schluss kommen. Seien Sie versichert, 
dass wir auch künftig darauf achten, dass die Ge-
sundheitspolitik und hier speziell die Drogen- und 
Suchtpolitik geschlechterspezifisch ausgerichtet 
wird. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Ist sie aber 
nicht!) 

Dabei handelt es sich allerdings um einen langfristi-
gen Prozess, Frau Steffens, der sich auf alle Le-
bensbereiche auswirkt. Denn Suchtbekämpfung ist 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und lässt sich 
nur im Zusammenwirken aller gesellschaftlichen 
Kräfte bewältigen. 

Ich glaube, dass sich Nordrhein-Westfalen hier auf 
einem sehr guten Weg befindet. – Ich bedanke 
mich, dass Sie mir zugehört haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Brakelmann. – Für SPD-Fraktion spricht 
jetzt Frau Kollegin Veldhues. 

Elisabeth Veldhues (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es drängte sich 
gerade der Eindruck auf, dass es verschiedene Ex-
emplare des Antwortkatalogs gibt. Unser Fazit sieht 
diametral anders aus als das von meinem Vorred-
ner. 

Unwidersprochen in diesem Raum ist, dass gerade 
in der Suchtprävention ein wichtiges Kriterium ne-
ben der Zielgruppenorientierung die Geschlechts-
sensibilität ist. Das muss Beachtung finden bei Kon-
zepten, Plänen und Perspektiven. Nur so können 
wir die Ressourcen, die ja derbe gekürzt worden 
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sind – da kann man nicht von Konsolidierung spre-
chen; das ist Etikettenschwindel –, effizient einset-
zen. 

(Beifall von der SPD) 

Aufgabe aller Beteiligten ist es daher, die notwendi-
ge Sensibilität für eine geschlechtergerechte Ge-
sundheitsversorgung zu entwickeln. 

Auch Suchtverhalten ist geschlechtsspezifisch. Im-
mer wieder wird die Frage gestellt, ob hier die Un-
terschiede zwischen Männern und Frauen so ge-
waltig sind, dass es einer gesonderten Betrachtung 
bedarf – keiner Parallelstruktur, aber einer geson-
derten Betrachtung. Die Antwort darauf ist ein klares 
Ja. Es gilt heute als fachlich unumstritten, dass 
Suchterkrankungen bei Frauen und Männern sehr 
viele Unterschiede in den Ursachen, in der Ausprä-
gung und in den Verläufen aufweisen. 

Lassen Sie mich ein Beispiel anführen. Ein Drittel 
der alkoholabhängigen Menschen sind Frauen. Die 
Alkoholabhängigkeit von Männern und Frauen wird 
gesellschaftlich unterschiedlich gewertet. Bei Frau-
en wird Alkoholabhängigkeit noch immer nicht als 
Krankheit, sondern als moralisches Versagen gese-
hen und entsprechend von der Gesellschaft sankti-
oniert. 

Frauen verheimlichen oft ihre Sucht. Sie trinken al-
lein, meistens in den eigenen vier Wänden und blei-
ben daher sozial lange unauffällig. Das führt dazu, 
dass sie meistens erst sehr spät und bereits mit er-
heblichen gesundheitlichen Beeinträchtigungen ein 
Therapieangebot in Anspruch nehmen. Diese Frau-
en leiden unter starken Schuldgefühlen. Sie fühlen 
sich als Versagerin in der Rolle als Partnerin, als 
Mutter oder auch als Tochter. Frauen stehen unter 
dem Druck, dass sich der Partner von ihnen trennt 
und sie die Kinder verlieren. 

Ähnlich erleben drogenabhängige Frauen ihre Situ-
ation. Auch sie leben mit der großen Angst, dass sie 
das Sorgerecht für die Kinder verlieren. Für Medi-
kamentenabhängigkeit zum Beispiel gilt auch als 
frauenspezifisches Suchtverhalten, dass sich auch 
diese Form der Sucht leichter verbergen lässt. 

Wenn also die Unterschiede so sind, wie sie sind, 
müssen die Konzepte entsprechend unterschiedlich 
sein. 

Meine Damen und Herren, geschlechtsspezifische 
Suchtarbeit ist aber nicht nur mit frauengerechten 
Angeboten gleichzusetzen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: So ist es!) 

Unter Beachtung des Gedankens des Gender-
Mainstreaming muss Suchtarbeit frauen- und män-
nerspezifische Angebote berücksichtigen. Themen 
wie Aggression, Gewaltimpulse, Einsamkeit werden 
in gemischtgeschlechtlichen Behandlungssettings 
häufig tabuisiert. Durch geschlechtergerechte 
Suchtarbeit wird auch für Männer der Zugang zu 

Hilfsangeboten und präventiven Maßnahmen geeb-
net. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, im Juni 
dieses Jahres haben wir einen Antrag aller Fraktio-
nen hier im Hause mit dem Titel „Präventionskon-
zept für den Gesundheitsbereich in Nordrhein-
Westfalen angemessen geschlechtergerecht gestal-
ten“ beraten. Einvernehmlich haben alle Sprecher 
der Fraktionen erklärt: Die Notwendigkeit wird ge-
sehen und es wird umgesetzt. 

Herr Minister Laumann zog unter Beifall des ganzen 
Hauses folgendes Fazit: Was man gut macht, kann 
man immer noch besser machen. Darin lassen wir 
uns aber von niemandem übertreffen. – Daher hat 
unsere Fraktion, Herr Minister, mit Spannung auf 
die Beantwortung der jetzt vorliegenden Großen An-
frage gewartet.  

Nach mehrmaliger Lektüre bleibt für mich nur als 
Fazit der Antworten: Wissen wir nicht! Dazu haben 
wir keine Zahlen. – Also Fehlanzeige! – Als nach 
Angeboten für Frauen und Männer gefragt wird, 
wörtlich:  

Eine geschlechtsgetrennte Darstellung bringt 
deshalb keinen zusätzlichen Erkenntnisgewinn.  

Auch widersprechen sich die Antworten aus Ihrem 
Haus. Einmal wird nach den Nutzern von Drogen-
konsumräumen gefragt. Wörtlich: 

… ergeben sich hieraus keine Informationen, die 
eine weitergehende geschlechtsdifferenzierte 
Darstellung zuließen. Eine noch detailliertere Da-
tenerhebung kann den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern … nicht zugemutet werden, deren vor-
rangige Aufgabe es ist, sich um die vielfältigen 
Belange der hilfebedürftigen Nutzerinnen und 
Nutzer zu kümmern. 

Also eine K.-o.-Argumentation! 

Gleichzeitig kündigen Sie an, eine Landessuchthil-
festatistik aufzubauen. Ja, dann brauchen Sie doch 
eine Datenerhebung. Von selbst bekommen Sie die 
Zahlen auch nicht in den PC. Auch kündigen Sie an, 
dass sich der Fokus verstärkt auf die ausgewogene 
Berücksichtigung beider Geschlechter konzentrie-
ren soll. – Und das soll jetzt bei einem Zauberwerk 
passieren? 

In allen Verhandlungen im Plenum wird immer da-
von geredet, das Landesdrogenprogramm fortzu-
führen. Meine Damen und Herren, darauf warten 
wir. Das Landesdrogenprogramm ist 1998 verab-
schiedet worden und 2005 ausgelaufen. Die weitere 
Fortführung bedarf dringend einer Vorlage und einer 
Beratung im Ausschuss. 

Wenn wir fortschreiben wollen, dann müssen wir die 
vorhandenen Angebote doch kennen. Wir müssen 
die Differenzierung kennen, und wir müssen Defizite 
benennen können. Nur so können Sie fortschreiben 
und dann Angebote anbieten. 
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Aber wie schon bei der Beratung im Februar dieses 
Jahres angemerkt: Ankündigung, aber keine Taten. 
Im Gegenteil – die Vorredner haben es betont –: Die 
Mittel und damit die Aufgabe ist weitestgehend 
kommunalisiert worden, ohne dass vorher mit den 
kommunalen Spitzenverbänden Ziele, Aufgaben 
und Qualitätsmerkmale vereinbart wurden. Jetzt 
kann die Landesregierung nicht den Kommunen 
auch noch die Verantwortung für diesen Politikbe-
reich zuschreiben.  

Herr Minister, wir nehmen Ihre Ankündigung ernst 
und fordern Sie gleichzeitig auf: Lassen Sie Ihren 
Ankündigungen endlich Taten folgen! Wir fordern, 
dass sich die Drogen- und Suchtpolitik unseres 
Landes weiterhin an den Problemlagen der Men-
schen, Frauen und Männer, orientiert. Dazu benöti-
gen wir eine Politik, die Verantwortung wahrnimmt, 
nicht eine bloße Ankündigungspolitik. 

Die jetzt vorgelegten Antworten werden den Her-
ausforderungen und Ihren Ankündigungen nicht ge-
recht. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Veldhues. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt Herr Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kollegen! Geschlechtsspezifische Fragen für die 
Prävention und Behandlung von Suchterkrankun-
gen haben einen hohen Stellenwert. Das sieht na-
türlich auch unsere Landesregierung und handelt 
entsprechend. Beispielsweise sind die Landesge-
sundheitsberichte geschlechtsspezifisch ausgerich-
tet. Unterschiede zwischen den Geschlechtern spie-
len auch bei der Umsetzung von Ziel 4 der zehn 
Gesundheitsziele von Nordrhein-Westfalen, nämlich 
den Konzepten zur Bewältigung von Suchterkran-
kungen, eine wichtige Rolle. 

Es lassen sich noch viele weitere Beispiele dafür 
finden, dass die Botschaft, die die Grünen so vehe-
ment verkünden, in vielen Bereichen der Gesund-
heitspolitik längst angekommen ist. Das gilt etwa für 
das Programm zur Rauchentwöhnung, das die un-
terschiedlichen Bedarfe der Geschlechter berück-
sichtigt. Trotzdem schadet es natürlich nicht, wenn 
man immer wieder auf die Bedeutung des Gender-
Ansatzes hinweist. CDU und FDP haben dies zu-
letzt in ihrem Antrag zur Cannabis-Prävention ge-
tan. Klar ist, dass Alkohol- und Glücksspielsucht 
eher ein Jungen- und Männerphänomen ist, wäh-
rend es sich bei Medikamentenmissbrauch um eine 
typisch weibliche Variante der Abhängigkeit handelt. 

Aber nicht nur die Formen von Sucht sind wichtig, 
sondern auch deren Entstehungshintergrund: Bei 
süchtigen Frauen spielen beispielsweise Ohn-
machtserfahrungen, Passivität und eine Neigung 
zur Opferhaltung als Suchtursache eine Rolle. Bei 

Männern ist es der Mangel an männlichen Bezugs-
personen, das Gefühl des Machtzuwachses in alko-
holisiertem Zustand und risikoreiches Gesundheits-
verhalten. 

Es gibt jedoch eine Reihe von Ursachen, die bei 
beiden Geschlechtern identisch sind. Zu nennen 
sind Gewalterfahrungen und Sucht innerhalb der 
Herkunftsfamilien, ein niedriges Bildungsniveau, ein 
geringes Selbstwertgefühl, eine mangelnde Ge-
schlechtsidentität. Diese Probleme müssen wir viel 
stärker zur Kenntnis nehmen. Sie sind jedoch nicht 
primär eine Frage nach bestimmten Strukturen im 
Suchthilfebereich, sondern zeigen, wie hoch kom-
plex Suchtentstehung und somit Suchtprävention 
und -entwöhnung sind. 

Das Geschlecht spielt zwar eine wichtige Rolle, ist 
aber nicht alles. Sucht hat immer eine Geschichte – 
so lautet bezeichnenderweise der Name der Lan-
desinitiative. Man könnte auch ergänzen: Sucht hat 
immer eine persönliche, individuelle Geschichte. 
Deshalb wäre es nicht sehr hilfreich, in der vorlie-
genden Antwort auf die Große Anfrage ins Klein-
klein abzudriften und alle Suchterscheinungsformen 
getrennt nach Altersgruppen, Religionszugehörig-
keit, präventiven Maßnahmen und therapeutischen 
Angeboten abzufragen. Die Landesregierung hat 
darauf hingewiesen, dass gerade in diesem Bereich 
vorrangig die Kommunen zuständig sind und sich 
der Erkenntnisgewinn einer detaillierten Datenab-
frage, die auf den Gender-Aspekt fokussiert, im 
Verhältnis zum Aufwand sehr in Grenzen hält. Ei-
nen schonenden Umgang mit Ressourcen, wie ihn 
die Grünen doch sonst immer wünschen, stelle ich 
mir anders vor. 

Ich möchte hinzufügen, dass geschlechtsspezifi-
sche Aspekte auch in anderen Bereichen der Ge-
sundheitspolitik bedeutsam sind. Es gibt nach wie 
vor Bereiche, in denen Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern auch außerhalb von Suchtpolitik 
deutlich zu kurz kommen. Das erkennt man an vie-
len Beispielen, etwa der Datenlage in der Arzneimit-
telversorgung.  

Man tut der Sache aber keinen Gefallen, wenn man 
derart penetrant einfach nur darauf herumreitet, wie 
die Grünen es machen. Man könnte fast schon 
meinen, die Grünen versuchten, suchtkranke Men-
schen zu entwerten, indem Sie sie nur in die beiden 
Kisten „Männer“ und „Frauen“ stecken. Das wäre 
wirklich viel zu kurz gedacht. Wir dürfen die anderen 
Parameter wie Bildung und kulturelle Prägung auf 
keinen Fall unterschätzen. Auch wenn der Begriff 
der Ganzheitlichkeit durch seinen inflationären 
Gebrauch etwas gelitten hat, ist er trotzdem eine 
Zielorientierung für die Gesundheits- und Sozialpoli-
tik. 

Die beste Versorgung ist aus Sicht der Freien De-
mokraten ohnehin diejenige, die sich wirklich auf 
den Bedarf des einzelnen Menschen unter Berück-
sichtigung seiner gesellschaftlichen Bezüge kon-



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11813 Plenarprotokoll 14/99 

 

zentriert. Wir haben doch auch in anderen Berei-
chen die Erfahrung gemacht, dass eine individuelle 
Ansprache immer wichtiger wird. Vor diesem Hin-
tergrund diskutiere ich gerne im Ausschuss weiter 
über dieses Thema. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Romberg. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Herr Minister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bereits anlässlich 
der Debatte zur Großen Anfrage 16 der Grünen am 
21. Februar 2008 habe ich die besondere Bedeu-
tung der Bekämpfung der Sucht und die suchtpoliti-
schen Schwerpunkte unserer Sozial- und Gesund-
heitspolitik ausführlich dargestellt. 

Mit der Großen Anfrage 19 greifen die Grünen diese 
Thematik mit nahezu identischen Fragestellungen 
erneut auf. Sie begründen dies im Wesentlichen mit 
fehlenden statistischen Angaben sowie einer an-
geblich nicht ausreichenden Darstellung ge-
schlechtsspezifischer Aspekte in der Antwort der 
Landesregierung auf die Große Anfrage 16. 

Liebe Frau Steffens, ich kann mich des Eindrucks 
nicht ganz erwehren, dass es sich bei dieser erneu-
ten Anfrage eher um eine Arbeitsbeschaffungs-
maßnahme für die Landesregierung handelt als um 
eine Initiative zur Verbesserung der fachlichen 
Grundlagen für eine sachgerechte sucht- und dro-
genpolitische Diskussion. 

(Widerspruch von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Die Landesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage 16 deutlich gemacht, dass Sucht 
eine Krankheit ist, deren Entwicklung und Verlauf 
von einer Vielzahl personen-, umwelt- und suchtmit-
telbezogener Einflussfaktoren bestimmt wird. Es ist 
absolut selbstverständlich, dass die Berücksichti-
gung geschlechtsspezifischer Unterschiede beim 
Konsum- und Missbrauchsverhalten von Frauen 
und Männern heute zum allgemein anerkannten 
Stand der Wissenschaft in der Sucht- und Drogen-
hilfe gehört. Weiterhin gilt, dass die Gleichstellung 
von Frauen und Männern zwischenzeitlich Eingang 
in alle Bereiche unseres Gesundheitswesens ge-
funden hat. 

In der Sucht- und Drogenpolitik ist die geschlechts-
spezifische Weiterentwicklung der Präventions- und 
Hilfeangebote schon frühzeitig zu einem Schwer-
punkt gemacht worden. Sie durchzieht als Quer-
schnittsaufgabe das gesamte Präventions- und Hil-
fesystem und gehört zu den zentralen Bestandteilen 
des 1998 beschlossenen Landesprogramms gegen 
Sucht, das von den beteiligten Institutionen eigen-
verantwortlich umgesetzt wird. Wie ich Ihnen bereits 

mitgeteilt habe, soll dieses Programm durch ein e-
benfalls als Gemeinschaftsinitiative angelegtes 
Landeskonzept gegen Sucht abgelöst werden. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Wann denn?) 

Wegen des seinerzeit besonderen Handlungsbe-
darfs im Bereich der Hilfen für drogenkranke Frauen 
hatte das Land bereits vor mehr als zehn Jahren ei-
ne Landesfachstelle Frauen & Sucht eingerichtet. 
Diese Fachstelle hat im Auftrag des Landes die 
Entwicklung und Umsetzung frauenspezifischer An-
sätze im Sucht- und Drogenhilfesystem maßgeblich 
unterstützt. Die Landeskoordinierungsstelle für so-
ziale und berufliche Integration Suchtkranker führt 
diese wichtige Entwicklungsarbeit unter einem er-
weiterten Blick auf beide Geschlechter fort. Mein 
Eindruck ist aber, dass die Grünen die alten Struktu-
ren mit aller Macht wiederherstellen wollen. 

Ich möchte an dieser Stelle jedoch nochmals klar-
stellen, dass es nicht um den Aufbau eigenständiger 
frauen- oder männerspezifischer Hilfeangebote ge-
hen darf. Den speziellen Belangen von Frauen und 
Männern ist vielmehr innerhalb der bereits beste-
henden Präventions- und Hilfestrukturen Rechnung 
getragen. 

Ein vorrangiges Anliegen der Landesregierung ist 
es, durch Informations- und Qualifizierungsmaß-
nahmen sowie durch eine gezielte Förderung von 
entsprechenden Vernetzungsstrukturen zur nach-
haltigen Verankerung geschlechtsspezifischer As-
pekte in allen Bereichen des bestehenden Suchthil-
fesystems beizutragen. Es ist heute allgemein aner-
kannt, dass diese Faktoren unverzichtbare Elemen-
te einer erfolgversprechenden Suchthilfe sind. Die 
Beachtung und Umsetzung dieser fachlichen Stan-
dards liegen in der Verantwortung der zuständigen 
Leistungsträger. 

Bereits bei der Beantwortung der Großen Anfra-
ge 16 haben wir alle uns bekannten und zugängli-
chen Datenquellen herangezogen. Die geforderten 
landesweiten trägerbezogenen Daten liegen weder 
der Landesregierung noch anderen Stellen vor. Sie 
müssten in einem sehr aufwendigen Verfahren zu-
nächst bei sämtlichen Kommunen und Einrichtungs-
trägern erhoben werden. Hinzu kommt, dass das 
erhobene Datenmaterial erst im Rahmen einer wis-
senschaftlichen Studie aufbereitet werden müsste, 
um sinnvolle und zielführende Aussagen treffen zu 
können. Jedenfalls steht der mögliche Nutzen in 
keinem vertretbaren Verhältnis zu dem erheblichen 
finanziellen und verwaltungsmäßigen Aufwand. 

Wir werden uns jedoch auch weiterhin für eine ge-
nerelle Verbesserung der Datenlage einsetzen. So 
werden wir gemeinsam mit Kommunen und freier 
Wohlfahrtspflege die Arbeiten am Aufbau einer 
Landessuchthilfestatistik fortführen. Hierzu nutzen 
wir den in der Sucht- und Drogenhilfe bereits bun-
desweit eingesetzten sogenannten Deutschen 
Kerndatensatz. 
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Unabhängig hiervon gilt, dass die der Landesregie-
rung vorliegenden Daten und wissenschaftlichen 
Erkenntnisse zur Suchtentwicklung eine ausrei-
chende Handlungsgrundlage für eine zielgerichtete 
Sucht- und Drogenpolitik sind. Die Bekämpfung der 
Sucht bleibt schon angesichts der Dimension der 
Suchtproblematik ein Schwerpunkt der Gesund-
heits- und Sozialpolitik der Landesregierung. Wir 
sehen uns weiterhin in der Pflicht, das breit gefä-
cherte Präventions- und Hilfeangebot für suchtkran-
ke und suchtgefährdete Menschen weiterzuentwi-
ckeln. 

Sucht ist ein vielschichtiges gesamtgesellschaftli-
ches Problem. Deshalb können wir auch in Zukunft 
erfolgversprechende Lösungsansätze nur gemein-
sam entwickeln und umsetzen. Bislang gab es in 
den wesentlichen Grundaussagen über den richti-
gen Weg in der Sucht- und Drogenpolitik einen par-
teiübergreifenden Konsens. An diesem Konsens ist 
mir auch in Zukunft sehr gelegen. Ich hoffe und 
baue auch weiterhin auf eine breite parlamentari-
sche Unterstützung zum Wohle der suchtgefährde-
ten und suchtkranken Menschen in unserem Land. 
– Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen. Ich schließe die Beratung und stelle 
fest, dass die Große Anfrage 19 der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen erledigt ist. 

Wir kommen zu: 

7 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Be-
fristungen im Zuständigkeitsbereich des In-
nenministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/7433 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Dr. Wolf das 
Wort. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Dieser Tagesordnungspunkt hat eine ausgespro-
chen bürokratisch klingende Überschrift: Gesetz zur 
Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zustän-
digkeitsbereich des Innenministeriums. Dabei geht 
es in Wirklichkeit darum, überflüssige Bürokratie zu 
bekämpfen.  

Es handelt sich um das Mantelgesetz des Innenmi-
nisteriums zur Prüfung und Verlängerung von Vor-
schriften im Gesamtkonzept des Befristungspro-

jekts. Wie Sie alle wissen, hat Nordrhein-Westfalen 
als erstes Land in Deutschland das gesamte Lan-
desrecht befristet. Unser Land ist damit führend bei 
der Bekämpfung überflüssiger Gesetze und über-
flüssiger Bürokratie. 

Die Befristungsgesetzgebung wurde in der 13. 
Wahlperiode mit Zustimmung aller im Landtag ver-
tretenen Parteien eingeführt, was ich persönlich 
sehr erfreulich finde. Überflüssige Bürokratie zu-
rückzudrängen, ist kein leichtes Geschäft. Umso 
wichtiger ist ein breiter politischer Rückhalt im Par-
lament. 

Meine Damen und Herren, zur sachgerechten Ver-
folgung der Ziele der Bürokratievermeidung, des 
Bürokratieabbaus und der Normverschlankung hält 
es die Landesregierung für zwingend geboten, an 
den Befristungsgesetzen in der bisherigen Form 
festzuhalten. Dieses Instrument hat sich aus Sicht 
der Landesregierung als umfassend und tauglich 
erwiesen, die mit seiner Einführung in der 
13. Wahlperiode verfolgten Ziele tatsächlich zu er-
reichen. 

Der Ihnen vorliegende Gesetzentwurf betrifft die 
Verlängerung von Normen im Zuständigkeitsbereich 
des Innenministeriums. Es handelt sich um Vor-
schriften, bei denen die Evaluierung der Verlänge-
rungsnotwendigkeit ein zwingendes Interesse am 
Fortbestand der Norm ergab, ohne dass die Verlän-
gerung in ein anderes Gesetzgebungsvorhaben hät-
te aufgenommen werden können. Um den Norm-
setzungsaufwand auch für das Parlament möglichst 
gering zu halten, wurde die Form des Mantelgeset-
zes für die gebündelten Verlängerungsbeschlüsse 
gewählt. 

Die Landesregierung nimmt die Befristungsgesetz-
gebung sehr ernst. Sie achtet insbesondere sorgfäl-
tig darauf, dass die Befristungsgesetzgebung in der 
Regierungspraxis nicht zum einem bloßen Verlän-
gerungsmanagement heruntergestuft und gewis-
sermaßen zu einem stumpfen Schwert wird. Die 
ressortübergreifende Normprüfungsstelle, die im 
Januar 2007 eingerichtet wurde, hat daher den Auf-
trag, die Verlängerungsvorschläge der Fachreferate 
und -ressorts im Einzelnen auf strikte Notwendigkeit 
zu überprüfen. 

Im Jahr 2009 werden zahlreiche Verfallklauseln 
wirksam werden. Die Frage der Verlängerung not-
wendiger Vorschriften wird dann einen noch breite-
ren Raum in der parlamentarischen Praxis einneh-
men. Auch insofern wird es einer strengen Prüfung 
der Gesetze und Verordnungen, die für eine Ver-
längerung anstehen, bedürfen, um der Befristungs-
gesetzgebung in der Staatspraxis des Landes zu 
einer möglichst großen Wirksamkeit zu verhelfen. 

Abschließend ein Wort zu den einzelnen Rechtsän-
derungsbeschlüssen: Die Diskussion muss aus 
Zeitgründen der Ausschussarbeit vorbehalten blei-
ben. Dort sollte sie auch intensiv unter den Leitzie-
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len von Bürokratievermeidung und Normverschlan-
kung geführt werden. 

Die Befristungsgesetzgebung war in der 13. Wahl-
periode ein sehr ambitioniertes Projekt aller Partei-
en. In der 14. Wahlperiode geht es nun darum, die-
ser Gesetzgebung in der Staatspraxis zum prakti-
schen Durchbruch zu verhelfen. Ich appelliere an 
Sie alle, die Landesregierung darin nach Kräften zu 
unterstützen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Innenminister Dr. Wolf. Eine weitere Beratung ist 
heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen also zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 14/7433 an den Innenausschuss. 
Wer stimmt der Überweisung zu? – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich? – Das ist einstimmig so 
beschlossen.  

Wir kommen zu:  

8 Fahrradmitnahme in ICE-Zügen der Deutschen 
Bahn AG ermöglichen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/7449 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Kollegen Wißen das Wort. 

Bodo Wißen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Fahrrad und Eisenbahn sind die umweltfreund-
lichsten Verkehrsmittel in unserem verkehrsreichen 
Lande und werden von vielen Reisenden auch im 
Fernverkehr gern kombiniert. So hat der ADFC ermit-
telt, dass 2008 etwa 250.000 Fahrradtickets allein für 
den Fernverkehr verkauft wurden. Das zeigt sicherlich 
die Beliebtheit dieses Modells. Aber vor zehn Jahren, 
im Jahre 1998, gab es noch 600.000 verkaufte Ti-
ckets.  

Woran liegt das? Das liegt nicht etwa daran, dass 
die Menschen früher dieses Angebot lieber wahrge-
nommen hätten, sondern daran, dass es früher 
mehr Möglichkeiten gab. Früher konnte man im ICE 
und in den D-Zügen sein Fahrrad auch auf Fernver-
kehrsstrecken mitnehmen. Das ist heute weitge-
hend nicht mehr möglich, weil mittlerweile bei etwa 
zwei Dritteln des Fernverkehrs der DB ICE-Züge 
eingesetzt werden.  

Leider ist es schade, dass aus diesem Grunde die 
umweltfreundlichen Verkehrsmittel Fahrrad und Zug 
zunehmend nicht mehr kombiniert werden können. 

Erklärtes Ziel der DB AG ist, künftig im Fernverkehr 
nur noch ICEs einzusetzen. Wenn das so ist, meine 
Damen und Herren, ist es gerade wichtig, auch die 
ICEs für die Fahrradmitnahme freizugeben. Denn 
hierbei können geradezu ideale Verkehrsmittel mit-
einander kombiniert werden.  

Der Fahrradtourismus spielt eine immer größere 
Rolle. Gerade im Tourismusland Nummer eins, in 
Nordrhein-Westfalen, wäre es daher sinnvoll, die 
Fahrradmitnahme im ICE zu ermöglichen. Leider 
zielte insbesondere die DB AG darauf ab, dies zu 
verhindern. Ich meine, dass sich das verkehrs-
reichste Land Nordrhein-Westfalen als Land mit den 
meisten Zügen und mit den meisten Fahrrädern 
dieser Initiative nicht verschließen sollte, insbeson-
dere nicht, wenn schon die EU und der Landtag von 
Baden-Württemberg eine Fahrradmitnahme im ICE 
fordern. 

(Beifall von der SPD) 

Wie in den anderen Parlamenten sollten wir diese 
beiden hervorragenden Verkehrsmittel Fahrrad und 
Fernzug miteinander kombinieren.  

Nun wissen wir, dass insbesondere Herr Mehdorn 
an der einen oder anderen Stelle durchaus dickköp-
fig ist. Das haben wir beim Bedienzuschlag der DB 
gemerkt. Ich habe die Hoffnung, dass wir ihn beim 
Thema der Fahrradmitnahme im ICE dazu bewegen 
können, sich dieser richtigen Auffassung des Land-
tags Nordrhein-Westfalen, wenn alle zustimmen, die 
Fahrradmitnahme im ICE zu ermöglichen, nach ei-
nem solchen Beschluss anzuschließen; ich hoffe es 
jedenfalls.  

Die DB führt an, dass es aus wirtschaftlichen und 
technischen Gründen nur schwer möglich sei, die 
Fahrradmitnahme in ICE-Zügen zu ermöglichen. Of-
fenbar galten diese Gründe nicht, als die Fahrrad-
mitnahme bei ICs, ECs oder D-Zügen noch möglich 
war. Deswegen kann ich nicht verstehen, warum 
das beim ICE nicht möglich sein soll.  

Im Übrigen ermöglicht auch der Thalys, ein Zug, der 
zwischen Köln, Aachen und Paris fährt, die Fahr-
radmitnahme. Herr Rasche, als sportpolitischer 
Sprecher müssten Sie eigentlich ein Interesse daran 
haben, dass das auch im ICE möglich wird.  

(Zuruf von der SPD: Das hat er!) 

Der ICE fährt die umgekehrte Strecke, jedoch ist es 
dabei nicht möglich, das Fahrrad mitzunehmen. Das 
macht keinen richtigen Sinn.  

Selbst in Großbritannien, das nicht unbedingt das 
Fernreiseland bei der Bahn ist, kann man Fahrräder 
mitnehmen.  

Wir von der SPD appellieren an alle Fraktionen, es 
der Geschlossenheit in den anderen Parlamenten 
wie im EU-Parlament und im Bundestag nachzutun 
und gemeinsam mit uns dafür zu streiten, dass eine 
Fahrradmitnahme im ICE möglich wird.  
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Wir glauben: Das ist eine ideale Verbindung von 
zwei idealen Verkehrsmitteln. – Danke für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wißen. – Für die CDU-Fraktion hat Herr 
Kollege Schemmer das Wort. 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Beim Lesen des SPD-
Antrags, Fahrradmitnahme in ICE-Zügen der Bun-
desbahn ermöglichen, 

(Bodo Wißen [SPD]: Die gibt es nicht mehr, 
sondern die DB AG, Herr Kollege!) 

habe ich mir die Frage gestellt: Liegen eigentlich al-
le alten SPD-Anträge auf Wiedervorlage, oder den-
ken Sie gelegentlich neu darüber nach? Meine Ant-
wort war: Die Wiedervorlage haben Sie wohl nicht 
geprüft; auf jeden Fall haben Sie nicht neu nachge-
dacht.  

In der EG-Verordnung Nr. 1371/2007 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste 
im Eisenbahnverkehr wird in Art. 5 geregelt:  

Die Eisenbahnunternehmen ermöglichen den 
Fahrgästen die Mitnahme von Fahrrädern im 
Zug, … wenn sie leicht zu handhaben sind, dies 
den betreffenden Schienenverkehrsdienst nicht 
beeinträchtigt und in den Fahrzeugen möglich 
ist. 

Diese Verordnung tritt am 3. Dezember 2009 in 
Kraft.  

Hier ist also eigentlich gar nicht der Landtag Nord-
rhein-Westfalen gefragt. Soll der Antrag ein Pausen-
füller sein? Was soll das? 

Ihrem Wortbeitrag, Herr Wißen, habe ich allerdings 
entnommen, dass Sie inzwischen gemerkt haben – 
aber erst, nachdem Sie den Antrag gestellt haben –, 
dass die EU-Verordnung lange in Kraft ist und Sie 
das bei Ihrer Antragstellung schlicht verpennt ha-
ben. 

Sie haben gesagt, wir müssen auf Mehdorn und 
Tiefensee einwirken. Nehmen Sie Ihren Antrag, 
schreiben Sie in um, reichen Sie ihn beim nächsten 
SPD-Parteitag ein, damit Tiefensee und Mehdorn 
ihre Hausaufgaben machen können. 

(Dieter Hilser [SPD]: Sagen Sie mal etwas 
zum Thema!) 

Dann kriegen wir das Problem der Mitnahme der 
Fahrräder in ICE-Zügen geregelt. – Ich denke, wir 
sollten über ein paar Fakten reden: 

(Beifall von Dieter Hilser [SPD]) 

Dreiviertel der Fahrgäste halten die Fahrradmit-
nahme für erforderlich. Darüber haben wir uns wie 
Sie sich auch gefreut.  

Die Fahrradmitnahme hat sich allein in den letzten 
zehn Jahren von etwa 600.000 Fahrrädern auf 
250.000 mehr als halbiert. Warum ist das so? – 
Dieser Punkt ist zu Recht angesprochen worden: 
Immer mehr IC- und EC-Züge sind durch ICE-Züge 
ersetzt worden. Das ist aber ein separates Thema, 
das wir heute nicht diskutieren müssen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Das ist kein separa-
tes Thema!) 

Wenn es beim TGV, beim Thalys und beim Eurostar 
problemlos geht, Fahrräder der Kunden zu transpor-
tieren, müsste das eigentlich auch beim ICE mög-
lich sein. 

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Schließlich braucht es die Bahn nicht einmal um-
sonst zu tun.  

Zudem steht fest, dass der ICE T und der ICE 3 von 
vornherein auf Fahrradmitnahme ausgelegt worden 
sind. Stattdessen hat man aber Sitzplätze einge-
baut. Ich denke, das braucht nicht so zu sein. 

Also nutzen Sie das verbleibende Jahr, Herrn Tie-
fensee und das Eisenbahnbundesamt dazu zu brin-
gen, dass die eisenbahnrechtlichen Vorschriften in 
Deutschland an das EU-Recht angepasst werden. 
Wir helfen Ihnen gerne dabei. Ich denke, auch Mi-
nister Wittke wird Ihnen gerne dabei helfen. Schließ-
lich geht es darum, dass die Mitnahme von Fahrrä-
dern gut für den Tourismus ist, gut für den Model-
Split und gut für die Menschen in NRW. 

Ziehen Sie also schlicht und einfach Ihren völlig ü-
berholten Antrag zurück. 

(Bodo Wißen [SPD]: Wie viele Fahrräder ha-
ben Sie denn schon im ICE mitgenommen?) 

Passen Sie ihn der europäischen Rechtslage an 
und reichen Sie ihn auf dem nächsten SPD-
Bundesparteitag wieder ein. – Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schemmer. – für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Rasche. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Der Fahrradtourismus 
boomt seit Jahren mit zweistelligen Zuwachsraten. 
Mehr als 2 Millionen Deutsche unternehmen pro 
Jahr eine längere Radreise. Auf dieser Seite ist die 
Bilanz in Ordnung. 

Auf der anderen Seite aber – Herr Schemmer hat 
es gesagt – nehmen die Zahlen von Personen, die 
mit einem Fahrrad in Zügen reisen, derb ab. In den 
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90er-Jahren waren die Zahlen von Fahrradreisen-
den in Fernverkehrszügen noch doppelt so hoch 
wie heute. 

(Bodo Wißen [SPD]: Woran liegt das denn?) 

Das liegt daran, dass immer mehr Intercity-, Euroci-
ty- und Nachtzugverbindungen reduziert werden 
und der Anteil von ICE-Zügen zunimmt. Gerade in 
den ICE-Zügen ist die Mitnahme von Fahrrädern 
nicht erlaubt. Insoweit, lieber Herr Wißen, stimmen 
wir überein. 

Nach einer repräsentativen Umfrage im Auftrag des 
Allgemeinen Deutschen Fahrrad-Clubs halten 80 % 
der Deutschen die Mitnahme von Fahrrädern im 
ICE generell für ein wichtiges Serviceangebot der 
Deutschen Bahn. Auch da kommen wir auf einen 
Nenner, lieber Herr Wißen.  

Die Deutsche Bahn sieht das offensichtlich anders 
und ist nicht in der Lage, auf die Interessen und 
Wünsche ihrer Kunden einzugehen. 

(Bodo Wißen [SPD]: Sehr richtig!) 

Auch diese Beurteilung ist bei uns beiden identisch, 
glaube ich. 

In anderen Ländern in Europa wie Großbritannien, 
der Schweiz oder Frankreich ist die Mitnahme von 
Fahrrädern dagegen auch in Hochgeschwindig-
keitszügen kein Problem. Mir will nicht einleuchten, 
warum die Mitnahme eines Fahrrads im TGV von 
Stuttgart nach Paris möglich ist, in einem ICE von 
Frankfurt nach Paris hingegen verboten. 

(Zustimmung von der SPD) 

Meine Damen und Herren, das Europäische Parla-
ment hat mit einer großen Mehrheit die Forderung 
erhoben, die Fahrradmitnahme bei neuen und 
nachzurüstenden Zügen verbindlich vorzuschrei-
ben. Das wurde jedoch vom EU-Verkehrsministerrat 
unter dem Vorsitz des deutschen Ratspräsidenten 
Wolfgang Tiefensee zurückgewiesen; das ist für die 
Kollegen von der SPD-Fraktion wichtig. 

(Minister Armin Laschet: Oh!) 

Ausgehandelt wurde ein fauler Kompromiss, der die 
Mitnahme von Fahrrädern in Fernverkehrszügen im 
ICE fast völlig ausschließt. Chef dieser Arbeitsgrup-
pe im Europäischen Rat war unser Verkehrsminis-
ter, Herr Tiefensee. An dieser Stelle liegt der große 
Konfliktpunkt in Ihrem Antrag: Sie greifen direkt Ih-
ren eigenen Bundesverkehrsminister an, weil er 
nach Ihrer Auffassung in seiner Rolle völlig versagt 
hat. Herr Wißen, damit haben Sie recht. 

Sie haben in Ihrer Argumentation Herrn Mehdorn 
als Dickkopf bezeichnet. Lieber Herr Wißen: Wer ist 
denn der Dickkopf – Herr Mehdorn oder in Wahrheit 
Herr Tiefensee, einer der Cheflobbyisten der Deut-
schen Bahn in unserem Land? Das ist die Rolle, die 
der Bundesverkehrsminister wirklich versteht. 

Herr Schemmer hat mit seiner abschließenden Be-
wertung recht: Dieser Antrag gehört nicht in das 
Plenum, sondern ist eine reine SPD-Hausaufgabe. 

(Lachen von Bodo Wißen [SPD]) 

Sie können diesen Antrag bei einem Bundes- oder 
auch Landesparteitag der SPD stellen, denn Sie 
müssten mit guten Argumenten eigentlich mehr Ein-
fluss auf Ihren eigenen Verkehrsminister haben, als 
dieser Landtag jemals haben wird. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen hat jetzt Herr Kollege Becker das Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Selbstverständlich müsste in 
diesem Haus Einigkeit darüber bestehen, dass wir 
es ermöglichen wollen, dass Fahrräder auch im ICE 
mitgenommen werden können. Das sollte übrigens 
auch deswegen der Fall sein, weil es nicht nur im 
touristischen Bereich zu einer erheblichen Zunahme 
des Fahrradverkehrs gekommen ist, sondern auch 
zu einer erheblichen Zunahme der Fahrradmitnah-
me im Nahverkehr der Bahn, was sich in diesem 
Zusammenhang auch nachweisen lässt. Das heißt, 
wir haben es de facto mit einer gespaltenen Ent-
wicklung zu tun. In den letzten 15 Jahren haben wir 
im Nahverkehr ganz erhebliche Zunahmen an Fahr-
radmitnahmen verzeichnet, aber im Fernverkehr 
tatsächlich das Gegenteil. Und richtig ist – das ist 
von allen drei Vorrednern im Grunde bestätigt wor-
den –, dass wir es seit ungefähr 15 Jahren mit einer 
Abnahme zu tun haben, übrigens nicht nur mit einer 
ganz erheblichen Abnahme in Bezug auf die mitge-
nommenen Fahrräder bzw. Fahrgäste mit Fahrrä-
dern, sondern auch mit einer erheblichen Abnahme 
der Züge, also nicht nur des Platzes in den Zügen, 
sondern der Anzahl der Züge, die Fahrräder über-
haupt transportieren können.  

Das hat – in dem Punkt unterscheide ich mich von 
meinen Vorrednern doch ein wenig – im Wesentli-
chen folgende Gründe: Wir haben es in Deutsch-
land mit einem Abbau der Interregio-Züge zu tun 
gehabt und wir haben es nach wie vor mit einem 
Abbau der IC-Verbindungen zu tun, sowohl was die 
Strecken- und die Taktausdünnung als auch die 
Haltepunkte angeht. Des Weiteren haben wir es mit 
einer Umwandlung von einem Teil der IC-Strecken 
in ICE-Strecken zu tun. Insofern ist die Krokodilsträ-
ne, dass eine Fahrradmitnahme im ICE bis heute 
nicht erlaubt ist, eine Sache. Ich verdrücke sie auch. 
Aber die andere Sache ist, dass die Bundesregie-
rung es versäumt – Herr Wißen, das betrifft den 
Verkehrsminister, der der SPD angehört, in einer 
Bundesregierung, die von einer CDU-Kanzlerin ge-
leitet wird –, klare Zielvorgaben für das Netz zu ge-
ben.  
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(Beifall von den GRÜNEN) 

Selbstverständlich können wir nur etwas mit klaren 
Zielvorgaben sowohl für die Haltepunkte als auch 
für die Takte und für die Aufgabe der Bahn, bei-
spielsweise Fahrräder im ICE mitzunehmen, auf 
Bundesebene durchsetzen. Wir appellieren dafür. 
Selbstverständlich wissen auch Sie, dass das so ist.  

Ich will Ihnen das nur an einem Punkt deutlich ma-
chen, nämlich an der Beantwortung der Anfrage, die 
unsere Fraktion im Bundestag in dieser Wahlperio-
de zu diesem Thema gestellt hat. Auf die Frage, wie 
das Zielnetz der DB AG im Hinblick auf die Um-
wandlung von IC-Linien und in Bezug auf die Fahr-
radmitnahme in den nächsten Jahren aussieht, 
antwortet die Bundesregierung, damit natürlich auch 
der zuständige Fachminister: Wir können uns um 
den IC- und ICE-Fahrplan nicht kümmern. – Sie ha-
ben also keine Zielvorgabe.  

Und dann sagt sie:  

Im Hochgeschwindigkeitsverkehr ist eine Fahr-
radmitnahme demgegenüber  

– also gegenüber dem IC –  

nicht möglich. Die DB AG hat das Pilotprojekt 
„Fahrradmitnahme im ICE“ auf der Strecke 
Stuttgart – Zürich aus betrieblichen und wirt-
schaftlichen Gründen – Verlängerung der Halte- 
und Umsteigezeiten, Bindung von Kapazitäten 
durch das Vorhalten von Fahrradabstellplätzen – 
eingestellt. Als Kompensation bietet die DB AG 
derzeit die Verschickung von Fahrrädern durch 
die Firma Hermes Privat Service sowie die Fahr-
radvermietung an 250 Fahrradvermietstationen 
bundesweit an. Die Bundesregierung begrüßt 
jede Maßnahme der DB AG, die die Attraktivität 
des Reisens unter Mitnahme des Fahrrads er-
höht.  

Das hat die Bundesregierung, also auch der Ver-
kehrsminister des Bundes, geantwortet. Ich glaube, 
es gibt keinen Anlass dafür, anzunehmen, dass Ihre 
Initiative von Herrn Tiefensee jetzt aufgegriffen wird, 
genauso wenig wie es von der gesamten Bundes-
regierung aufgegriffen wird.  

Wir werden den beiden Punkten heute selbstver-
ständlich zustimmen. Mein Appell aber lautet: Sie 
sollten sich, wenn Sie das fordern, eher auseinan-
dersetzen mit den Punkten weniger Streckenstillle-
gung, weniger Ausdünnung des IC-Verkehrs, der 
Interregio-Verbindung und sodann in der Tat auch 
mit der Mitnahme von Fahrrädern im ICE, so wie es 
im europäischen Ausland ist. Aber zu alledem ge-
hört eine konsistente Bahnpolitik mit klarer Zielset-
zung, mit klaren Vorgaben der öffentlichen Hand. 
Um diese Vorgaben hat sich die große Koalition in 
Berlin erfolgreich herumgedrückt, und zwar sowohl 
CDU als auch SPD. Insofern sind und bleiben es 
Krokodilstränen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Für die Landesregierung vertritt 
Herrn Minister Wittke der Minister Uhlenberg, der 
wiederum von Herrn Minister Laschet vertreten wird. 
Bitte schön, Herr Minister, Sie haben das Wort. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte zu der integrationspoli-
tisch wichtigen Frage der Fahrradmitnahme in ICE-
Zügen in der Deutschen Bahn AG sprechen 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

und freue mich, den Kollegen Wittke hier vertreten 
zu dürfen.  

Ja, es stimmt, die Anzahl der Urlaubsreisenden, die 
ihre Fahrräder mitnehmen, ist in den letzten Jahren 
gestiegen. Das – Sie werden mir sicherlich zustim-
men – ist erfreulich.  

(Beifall von der CDU) 

Deshalb ist es wünschenswert, dass auch die Deut-
sche Bahn AG darauf reagiert und ihre bisherige 
Verweigerungshaltung bezüglich der Fahrradmit-
nahme in ICEs aufgibt und die Reisenden endlich 
mit ihren Fahrrädern mitnimmt.  

Zu dem Antrag: Der Antrag der SPD ist überflüssig, 
weil er – so steht es hier – von einer gewissen Un-
kenntnis gekennzeichnet ist.  

(Beifall von CDU und FDP) 

In der Sache steckt nämlich längst Bewegung. Die 
Europäische Union hat im Herbst des letzten Jahres 
die Verordnung 1371 über die Rechte und Pflichten 
der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr erlassen. Nach 
Artikel 5 dieser Verordnung ermöglichen die Eisen-
bahnunternehmen – ich zitiere – 

den Fahrgästen die Mitnahme von Fahrrädern 
im Zug, gegebenenfalls gegen Entgelt, wenn sie 
leicht zu handhaben sind, dies den betreffenden 
Schienenverkehrsdienst nicht beeinträchtigt und 
in den Fahrzeugen möglich ist. 

Meine Damen und Herren, diese Verordnung tritt in 
Deutschland am 3. Dezember 2009 automatisch in 
Kraft. Aber nicht nur das, die Bundesregierung hat 
bereits einen eigenen Gesetzentwurf zur Anpas-
sung des bestehenden deutschen Eisenbahnrechts 
erarbeitet, das den Problemen der Fahrradmitnah-
me in der Praxis entscheidend entschärft. So wird 
die Umsetzung der europarechtlich vorgegebenen 
Pflicht zur Fahrradmitnahme zum Gegenstand der 
eisenbahnrechtlichen Aufsicht. Das bedeutet, dass 
demnächst das Eisenbahnbundesamt der Deut-
schen Bahn AG dabei auf die Finger schauen wird, 
wie sie mit Fahrradfahrern und ihren Fahrrädern 
umgeht.  

Wir fragen deshalb vor diesem Hintergrund:  



Landtag 17.09.2008 
Nordrhein-Westfalen 11819 Plenarprotokoll 14/99 

 

Erstens. Warum soll nun die Landesregierung, die 
übrigens für den Schienenpersonenfernverkehr gar 
nicht zuständig ist,  

(Minister Dr. Ingo Wolf: Da haben wir es!) 

jetzt bei der Bahn AG wegen der Fahrradmitnah-
meproblematik intervenieren?  

Zweitens. Warum soll sich die Landesregierung für 
eine Änderung des Allgemeinen Eisenbahngeset-
zes stark machen, wo das Gesetz doch schon vor-
bereitet ist?  

Sie sehen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
Ihr Antrag ist gar nicht nötig. Dass Kollege Becker 
ihn kritisiert, weil er die Bundesregierung kritisiert, 
weil er den SPD-Verkehrsminister kritisiert, verstehe 
ich ja noch. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Aber warum die SPD-Fraktion den SPD-
Verkehrsminister hier im Landtag kritisiert, das ver-
stehe ich nicht. Deshalb hat Kollege Schemmer 
wahrscheinlich recht: Wiedervorlage auf dem 
nächsten SPD-Bundesparteitag. Da kann man dann 
mit Herrn Tiefensee das Problem lösen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laschet. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Wir sind am Schluss der Beratung. Die 
antragstellende Fraktion hat direkte Abstimmung 
beantragt.  

Wir stimmen nun über den Inhalt des Antrages 
Drucksache 14/7449 ab. Wer ist für diesen An-
trag? – SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist 
dagegen? – CDU und die FDP. Enthält sich jemand 
der Stimme? – Niemand enthält sich. Damit ist der 
Antrag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt. 

Wir kommen zu:  

9 Genitalverstümmelung von Mädchen und 
Frauen bekämpfen – Betroffene aktiv unter-
stützen 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/5861 

In Verbindung mit: 

Mädchen und Frauen vor Genitalver-
stümmelung schützen und Betroffene unter-
stützen 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
Drucksache 14/7446 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die CDU-
Fraktion Frau Kollegin Westerhorstmann das Wort. 

(Unruhe – Glocke) 

Maria Westerhorstmann (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Wir behandeln heute ein sehr ernstes, ein sehr 
schwieriges und für alle Betroffenen leidvolles The-
ma. Es geht um die Genitalverstümmelung von 
Frauen, vorwiegend in den Ländern Afrikas, Asiens 
und des Mittleren Ostens.  

Schon anhand der Verbreitung wird deutlich, dass 
der Brauch der Genitalverstümmelung keineswegs 
einer bestimmten Kultur oder Religion zuzurechnen 
ist. Wir müssen, wenn wir diese Tradition betrach-
ten, nicht nur in die Ferne blicken, sondern gleich-
zeitig auch auf unser eigenes Land. Durch Zuwan-
derung wird diese menschenverachtende Tradition 
auch nach Deutschland getragen. Es gibt Sitten und 
Gebräuche, die wir nicht einfach ignorieren oder 
hinnehmen dürfen.  

Es ist Fakt: In vielen Staaten ist die Genitalver-
stümmelung gesetzlich verboten, wird aber dennoch 
praktiziert. Das ist unfassbar. Insgesamt werden 
weltweit ca. 140 Millionen Mädchen und Frauen an 
ihren Genitalien verstümmelt. Dieses grausame Ri-
tual ist und bleibt ein verbrecherischer Eingriff in die 
Selbstbestimmung von Frauen und Mädchen und in 
das Menschenrecht auf körperliche Unversehrtheit.  

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Dieser Antrag sieht vor, dass wir, die Mitglieder des 
Landtags von Nordrhein-Westfalen, die Bundesre-
gierung bei der Bekämpfung von Genitalverstüm-
melung unterstützen. Unabhängig davon, durch 
wen eine Genitalverstümmelung durchgeführt wird, 
gilt diese in Deutschland in jedem Fall als eine Kör-
perverletzung gemäß § 223 Strafgesetzbuch. 

(Beifall von der CDU) 

In den meisten Fällen ist Genitalverstümmelung 
auch eine gefährliche bzw. eine schwere Körperver-
letzung im Sinne des § 224 Nrn.1, 2, 4 und 5 und 
§ 226 Strafgesetzbuch. 

Unser Anliegen, auf Bundesebene prüfen zu lassen, 
ob die Genitalverstümmelung grundsätzlich in den 
Tatbestand des § 226 Strafgesetzbuch aufgenom-
men werden kann, ist bereits geschehen. 

Um wirksam vor Genitalverstümmelung schützen zu 
können, ist es vor allen Dingen wichtig, die jungen 
Mädchen und ihre Familien zu erreichen, um klar zu 
machen, dass die Genitalverstümmelung in 
Deutschland verboten ist. Daher fordern wir die 
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Landesregierung dazu auf, die betroffenen Berufe, 
zu denen zählen insbesondere Erzieherinnen und 
Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer, Sozialarbeiterin-
nen und Sozialarbeiter, Ärztinnen und Ärzte und alle 
im Krankenhausbereich, für dieses Thema zu sen-
sibilisieren.  

Auch die Oppositionsfraktionen formulieren ihre 
Forderungen in ihrem gemeinsamen Antrag. Dar-
über hinaus stellen Sie jedoch Forderungen, die an 
der Handhabe und an der Realität völlig vorbeige-
hen. Das war auch der Grund, warum wir mit Ihnen 
zu keinem gemeinsamen Antrag gekommen sind.  

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Im Namen der CDU-Fraktion bedaure ich dieses 
ausdrücklich. Ich möchte hier aus Zeitgründen nur 
einige Punkte aufnehmen. Sie fordern, sich auf 
Bundesebene dafür einzusetzen, dass eine drohen-
de Genitalverstümmelung generell als Asylgrund 
anerkannt wird. Hätten Sie kurz recherchiert, wüss-
ten Sie, dass das neue Zuwanderungsgesetz, das 
Anfang 2005 in Kraft getreten ist, die Situation für 
bedrohte Frauen in Deutschland schon deutlich 
verbessert hat. So sind die geschlechtsspezifischen 
Bedrohungen für die Genitalbeschneidung im neuen 
Gesetz als Asylgründe anerkannt.  

Und das Gesetz zur Umstellung aufenthalts- und 
asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union, 
das am 28. August 2007 in Kraft getreten ist, schaff-
te weitere Verbesserungen. Es erfolgte eine Aus-
weitung des Flüchtlingsschutzes auf Fälle nicht 
staatlicher Verfolgung und die Klarstellung bei der 
geschlechtsspezifischen Verfolgung in § 60 Abs. 1 
Aufenthaltsgesetz.  

Im Übrigen sollten Sie auch hin und wieder die 
Pressemitteilungen der eigenen Parteijugend lesen. 
Die grüne Jugend begrüßt darin ausdrücklich, dass 
das neue Zuwanderungsgesetz über die drohende 
Genitalverstümmelung im Herkunftsland als Asyl-
grund anerkannt wird. Ihre Forderung hinsichtlich 
des runden Tisches ist wie ein Sprung in einer Plat-
te. Es wiederholt sich. Es hat keinen Neuigkeitswert. 
Runde Tische gibt es bereits.  

Sie fordern die Verbreitung von Informationsmate-
rialien. An dieser Stelle muss ich annehmen, dass 
sie bereits laufende Kampagnen nicht sehen wollen 
und nicht kennen. Die entsprechende Öffentlich-
keitsarbeit wirkt bereits darauf hin, dass die Straf-
barkeit der Verstümmelung weiblicher Genitalien als 
Körperverletzung der breiten Öffentlichkeit und ins-
besondere auch bei den Migrantenorganisationen 
bekannt gemacht wird und dass Mädchen und 
Frauen umfassend über ihre Rechte aufgeklärt wer-
den.  

Durch einen Antrag auf Bundesebene ist zudem 
kürzlich erreicht worden, dass dahingehend noch 
stärker informiert werden wird. Meiner Ansicht nach 
sind weitestgehend die Möglichkeiten der Aufklä-
rung in Arbeit. Deshalb würde ich mich freuen, wenn 

gerade bei diesem Thema die Vernunft siegt und 
die Oppositionsfraktionen unserem Antrag zustim-
men. – Ich danke für ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Westerhorstmann. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Pieper-von Heiden.  

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Genitalverstümme-
lung ist eine scheußliche und erschütternde psychi-
sche und physische Menschenrechtsverletzung. Sie 
ist durch keine kulturellen oder sozialen Traditionen 
zu rechtfertigen.  

Die betroffenen Mädchen und Frauen erleiden Ver-
stümmelungen, die zu lebenslangen Beeinträchti-
gungen führen. Die Praxis der Genitalverstümme-
lung führt sogar nicht selten auch zum Tod der 
misshandelten Mädchen. Viele der betroffenen 
Mädchen und Frauen leiden ihr Leben lang unter 
schwersten psychischen und physischen Belastun-
gen. 

Es ist richtig, dass wir auf allen staatlichen Ebenen 
den Kampf gegen diese körperliche und seelische 
Misshandlung aufnehmen und verstärken. Hierbei 
gilt es auch, mit der Härte des Rechtsstaates gegen 
die Täter vorzugehen. 

Insofern bedauere ich im Namen der FDP-Fraktion 
die bisherigen Entscheidungen auf Bundesebene, 
denke aber, dass wir diesbezüglich weiterhin ein-
wirken sollten. Wichtig ist dies auch, um gerade als 
Einwanderungsland zu verdeutlichen, dass solche 
Misshandlungen in einer rechtsstaatlichen Demo-
kratie auch nicht unter dem Deckmantel kultureller 
Traditionen geduldet werden dürfen, sondern hart 
bestraft werden müssen. 

Die schweren körperlichen und seelischen Schäden 
der betroffenen Mädchen und Frauen zeigen, wie 
wichtig die Prävention, aber auch die medizinische 
Versorgung der Opfer dieser Misshandlungen ist.  

FDP und CDU legen daher im Kampf gegen die 
Genitalverstümmelung einen wichtigen Schwer-
punkt auf den Aspekt der Aufklärung und Sensibili-
sierung. Die bereits vielfach eingeleiteten Präventi-
ons- und Aufklärungsmaßnahmen der Landesregie-
rung, wie „Runder Tisch NRW gegen Beschnei-
dung“, begrüßen wir nachdrücklich.  

Wir fordern die konsequente Verstetigung und Op-
timierung dieser Maßnahmen, um möglichst viele 
Menschen zu erreichen. Gerade Menschen, die 
aufgrund ihrer Berufe oft und regelmäßig mit poten-
ziell bedrohten Mädchen in Kontakt sind, müssen 
für diese Gefahr besonders sensibilisiert werden, 
etwa die Angehörigen der erzieherischen und sozial 
betreuenden Berufe, aber auch das medizinische 
Personal.  
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Ärzte, Krankenschwestern, Pfleger und Hebammen 
gehören zu den unverzichtbaren Berufsgruppen, 
wenn es darum geht, frühzeitig eine drohende Ge-
fahr erkennen zu können. Aber ebenso unverzicht-
bar sind die Angehörigen derjenigen Professionen, 
die betroffenen Frauen bei der Behandlung von 
psychischen und physischen Folgeschäden beson-
ders zur Seite stehen.  

Daher sind die Aktivitäten der Ärzteverbände ein 
wichtiger Schritt, der den betroffenen Frauen und 
Mädchen zugute kommen wird. Das verdeutlicht, 
dass es richtig und wichtig ist, einen Schwerpunkt 
der Aufklärungs- und Fortbildungsarbeit auf diese 
Gruppen zu legen. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir versu-
chen, mit diesen Maßnahmen den betroffenen oder 
bedrohten Frauen zu helfen. Deshalb kann man die 
Problematik nur realistisch betrachten. Was ist sinn-
voll? Was ist erreichbar? 

SPD und Grüne fordern zum Beispiel, dass sich die 
Landesregierung für ein generelles Abschiebever-
bot von Mädchen aus Risikogruppen einsetzt. Diese 
Forderung klingt zunächst nachvollziehbar und nicht 
unsympathisch.  

Aber Sie wissen auch, dass zum Teil sogar die Da-
ten darüber variieren, in welchen Ländern die Geni-
talverstümmelung verbreitet ist. Auch innerhalb ein-
zelner Länder – innerhalb einzelner ethnischer 
Gruppen – gibt es Regionen, in denen die Genital-
verstümmelung verbreitet zu sein scheint, während 
sie in anderen Regionen wiederum nicht verbreitet 
ist. 

Selbst die Vertreter von Organisationen, die gegen 
die Genitalverstümmelung kämpfen, schwanken in 
Gesprächen, wenn es um die Eingrenzung der Risi-
kogruppe geht. Eine einfache Hochrechnung auf-
grund des Melderegisters ist zumindest problema-
tisch.  

Ihnen ist auch bekannt, dass die aufenthaltsrechtli-
chen Regelungen bereits heute umfassende Mög-
lichkeiten zum Schutz der von Genitalverstümme-
lung betroffenen Mädchen und Frauen beinhalten. 

Ich denke, wir sollten hier keine weiter gehenden 
Hoffnungen und Wünsche erzeugen, von denen wir 
wissen, dass wir sie nicht erfüllen können. Das ist 
unredlich. Das Thema ist zu ernst und eignet sich 
nicht dafür, sich als die vermeintlich besseren Men-
schen zu profilieren. 

Mit dem vorliegenden Antrag von FDP und CDU un-
terstützen und stärken wir diejenigen Maßnahmen, 
die den Mädchen und Frauen unmittelbar helfen. 
Ich denke, das ist ein großer Schritt, der den Mäd-
chen und Frauen zugute kommen wird. Wir müssen 
weiter daran arbeiten und dies im Fokus behalten. – 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Pieper-von Heiden. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Gießelmann. 

Helga Gießelmann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Frau Westerhorstmann, 
liebe Frau Pieper-von Heiden, wir sind uns in die-
sem Haus einig: Genitalverstümmelungen sind eine 
schwere Menschenrechtsverletzung. Den Mädchen 
werden schwere körperliche, seelische und sexuelle 
Schäden zugefügt, die zu drastischen Beeinträchti-
gungen der Lebensqualität, häufig sogar zum Tod 
führen können. Die Sterberate bei der schwersten 
Form der Verstümmelung liegt in den entsprechen-
den Ländern bei nahezu 30 %. Auch langfristige 
Komplikationen sind nicht selten Folge der Genital-
verstümmelung. 

Nicht nur Frauen in Ländern Afrikas oder in Teilen 
von Ländern Afrikas, in einigen Ländern – oder in 
Teilen von Ländern – Asiens und des Mittleren Os-
tens sind betroffen, sondern auch in Deutschland 
leben betroffene Frauen. Darauf haben Sie zu 
Recht hingewiesen.  

Rund 60.000 Frauen kommen aus Ländern mit ei-
ner Tradition der Genitalverstümmelung. Das ist 
auch in diesen Ländern in der Regel nicht erlaubt. 
Es wird trotzdem vollzogen. In den meisten Ländern 
wird das nicht landesweit vollzogen, sondern es ist 
in bestimmten Landesteilen ausgeprägter. 

In Deutschland leben 60.000 Frauen aus solchen 
Gebieten. NRW gehört zu den Bundesländern, in 
denen die meisten Migrantinnen aus den betreffen-
den Ländern oder Landesteilen leben. Aufgrund der 
Meldedaten wurden die Zahlen errechnet. Nach 
diesen Berechnungen sind es rund 5.640. Das mag 
problematisch sein. Aber ich will mich nicht darüber 
streiten, ob die Zahl ganz genau stimmt. Ich will nur 
den Blick darauf lenken, dass auch in Nordrhein-
Westfalen betroffene Frauen leben. 

Deren Töchter sind einem erhöhten Risiko ausge-
setzt, illegal in Deutschland oder in den Ferien in 
ihrem Heimatland an den Genitalien verstümmelt zu 
werden.  

Diese Form der Menschenrechtsverletzung kann 
uns nicht ruhen lassen. Hier müssen und wollen wir 
tätig werden, und das ganz besonders, wenn es in 
Europa und hier in Deutschland stattfindet. 

So weit sind wir uns ja wohl einig: Wir sitzen ge-
meinsam am runden Tisch gegen Genitalverstüm-
melung, tauschen uns mit Migrantinnen-Selbsthilfe-
organisationen und verschiedenen anderen Organi-
sationen und Hilfeeinrichtungen aus, und wir haben 
im Ausschuss für Frauenpolitik zu einem Fachge-
spräch eingeladen, um besser zu verstehen, um 
bedrohten Mädchen besseren Schutz bieten zu 
können, um aufzuklären und Betroffenen Hilfe zu 
gewähren. Da wäre ein gemeinsamer Antrag sicher 
wünschenswert gewesen. 
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(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das war ja auch Konsens unter den frauenpoliti-
schen Sprecherinnen aller Fraktionen. Aber Sie von 
den Regierungsfraktionen sind vorgeprescht und 
haben noch vor Weihnachten einen eigenen Antrag 
auf den Weg gebracht. Und alle Bemühungen, doch 
noch einen gemeinsamen Antrag hinzubekommen, 
sind gescheitert. „Schade!“, kann ich nur sagen. Sie 
haben sich dieser Zusammenarbeit verweigert. Das 
ist etwas, was man den vielen ehrenamtlich Tätigen 
in diesem Feld wirklich schwer vermitteln kann: 
dass wir uns ans solcher Stelle nicht einigen kön-
nen! 

(Beifall von der SPD) 

Schauen wir uns einmal die Anträge an. Sie haben 
in Ihrem Antrag vier Forderungen an die Landesre-
gierung gestellt. Die sind sehr weich formuliert, zum 
Beispiel: „… sich auf Bundesebene dafür einzuset-
zen, zu prüfen“ – zu prüfen! –, „ob die Genitalver-
stümmelung grundsätzlich als schwere Körperver-
letzung … zu definieren ist“. Selbst hier können o-
der wollen Sie sich nicht entscheiden! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Da kann man doch eindeutig sagen: Wir wollen das 
ändern! Sie aber fordern nur auf, auf die Bundes-
ebene einzuwirken, zu prüfen. Das finde ich wirklich 
schwach. 

Die wichtigste Forderung, nämlich die generelle An-
erkennung der drohenden Genitalverstümmelung 
als Asylgrund, nennen Sie nicht. Ein Abschiebever-
bot von Mädchen aus der Risikogruppe nennen Sie 
nicht. Wir fordern Informationsgespräche, Aufklä-
rungsmaterialien, Hinweise auf die Strafbarkeit der 
FGM als festen Bestandteil der Integrationskurse. 
Nichts dergleichen bei Ihnen! Auch nicht zur Kos-
tenübernahme bei notwendigen Operationen! Wei-
tere Forderungen, wo die Landesregierung tätig 
werden müsste, stellen Sie gar nicht.  

Aber wir sehen doch am runden Tisch, wie wichtig 
eine Förderung in diesem Bereich wäre. Da kam 
doch gerade ein Flyer, mit dem um finanzielle Un-
terstützung gebettelt wird, um sich vernetzen zu 
können. Eine solche Vernetzung kostet Zeit, aber 
auch Geld. Sie braucht Unterstützung. Sie müsste 
vor allem in allen Landesteilen stattfinden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, besser wäre es, 
Sie hätten nicht im Eiltempo einen schlappen Antrag 
formuliert, sondern Sie hätten zugehört, regelmäßig 
am runden Tisch teilgenommen, unsere Experten-
gespräche wirklich ausgewertet und ernst genom-
men – dann hätte vielleicht ein Antrag mit Substanz 
entstehen können. 

Wir stimmen der Überweisung heute zu, haben 
auch immer noch die Hoffnung, dass wir uns im 
Ausschuss für Frauenpolitik noch verständigen 
können. Vielleicht können wir den Antrag dort noch 
zu einem gemeinsamen Antrag umformulieren. Im 

Interesse der betroffenen Frauen und Mädchen 
wünsche ich mir das sehr. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Gießelmann. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Steffens. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Frau Westerhorstmann, Sie 
haben Ihre Rede eben damit geschlossen, dass Sie 
hoffen, dass die Vernunft siegt und man Ihrem An-
trag zustimmt. – Ich finde es schon ziemlich prob-
lematisch, dass Sie von Ihrem Antrag und Vernunft 
reden, aber das Gespräch mit den Expertinnen und 
Experten außen vor lassen. Dabei haben uns dieje-
nigen, die wirklich in diesem Thema sind, die bezo-
gen auf Genitalverstümmelung das Fachwissen 
schlechthin haben, ins Stammbuch geschrieben, 
was für Nordrhein-Westfalen wichtig ist. 

Ein Punkt davon war auch am runden Tisch immer 
wieder Thema; Sie haben dem in der Runde mit 
den Verbänden sogar noch zugestimmt: nämlich 
dass es wichtig ist, dass es für die Betroffenen eine 
Beratung von Betroffenen gibt. Das ist das A und O. 
Das ist notwendig. Aber Sie sagen jetzt in Gesprä-
chen: Wir haben genug Strukturen, die sich mit Ge-
walt gegen Frauen befassen, die sollen das mitma-
chen. – Frau Westerhorstmann, Sie haben den Film 
gesehen, Sie haben viele andere Filme gesehen, 
Sie haben sich mit dem Thema beschäftigt und mit 
massiver Betroffenheit gesagt: Wir müssen etwas 
tun. 

Jeder, der Berichte gesehen hat, wie fünf-, sechs-, 
siebenjährige Mädchen mit der Rasierklinge oder 
mit einer Scherbe genitalverstümmelt werden, wie 
die bei vollem Bewusstsein beschnitten und irgend-
wo hinter Dornenhecken eingesperrt werden, damit 
die Hyänen, die dort herumlaufen, nicht an sie he-
rankommen – jeder, der das gesehen hat, der weiß: 
Wir müssen alles tun, um das zu verhindern. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Diese jungen Mädchen, die beschnitten wurden und 
so hoch traumatisiert sind, die hier als erwachsene 
Frauen leben, wird keine weiße Frau, egal wie gut 
sie sich damit beschäftigt hat, erreichen können. Die 
hat das Vertrauen nicht, die hat den Zugang nicht. 
Ich würde mir, egal wie viel ich mich damit beschäf-
tige, nicht anmaßen, zu behaupten, dass ich mit ir-
gendeiner dieser Frauen im Sinne von „Wir können 
dir helfen“ darüber reden könnte. 

Viele dieser Frauen leben hier und wissen nicht, 
was für ein Unrecht an ihnen geschehen ist, son-
dern halten ihre Beschneidung für das Normale. 
Und wir sollen ihnen jetzt sagen: „Nein! Ich bin nor-
mal, du bist nicht normal, du bist beschnitten wor-
den“? – Das funktioniert so nicht. Wir brauchen eine 
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Ansprache von den betroffenen Frauen für diese 
betroffenen Frauen. Wir können das nicht leisten. 

Es geht nicht darum, eine flächendeckende Bera-
tungsstruktur in Nordrhein-Westfalen zu schaffen. 
Davon redet auch keiner. Worüber wir geredet ha-
ben und woran der Antrag gescheitert ist, war: Das 
Mindeste, was wir als politisch verantwortliche 
Frauen hier tun können, ist, den runden Tisch mitzu-
finanzieren. Dankenswerterweise tagt der meistens 
im Ministerium, was schon sehr gut ist, weil er damit 
einfach einen Raum hat, wo er stattfinden kann. 
Dankenswerterweise nehmen auch viele politisch 
Verantwortliche daran teil. Aber das reicht nicht. Wir 
müssen auch diejenigen einbeziehen, die Beratung 
machen. Wir haben dafür eine einzige Beratungs-
stelle, die aber auch nicht finanziert wird, sondern 
Projektmittel bekommt. Daran müssen wir etwas 
ändern. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir müssen vor allen Dingen die Materialien, die 
gebraucht werden, um die Frauen anzusprechen, 
mitfinanzieren. Ich sagen Ihnen: Ein paar Flugblät-
ter, ein paar Faltblätter drucken, ein paar Materia-
lien erstellen – das ist lächerlich!  

Da kann man nicht hingehen und sagen: Das ma-
chen wir nicht. Der Antrag ist daran gescheitert, 
dass Sie sagen: Wir reden über nichts. Sie stellen 
sich zwar an den runden Tisch und sagen: Ich rege-
le das schon, das schichten wir irgendwo um, das 
bekommen wir schon irgendwie hin. – Und dann ist 
nichts passiert.  

Deswegen bin ich nicht so zuversichtlich, Frau Gie-
ßelmann, dass wir das im Ausschuss hinbekom-
men. Man zeigt Betroffenheit, sagt, wie schrecklich 
das ist, aber tut dann nichts und kneift. Das finde ich 
sehr problematisch. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das wird auch in dem Punkt klar, an dem Frau Gie-
ßelmann von „Prüfen“ gesprochen hat. Sie haben 
den Film gesehen. Ich habe viel in meinem Leben 
gesehen. Dieser Film, bei dem man zuschaut, wie 
ein Mädchen beschnitten wird, ist ein Film, wo ich 
Rotz und Wasser geheult habe. Das ist nichts, wo ich 
darüber nachdenke, ob man prüfen muss, ob das ei-
ne grundsätzlich schwere Körperverletzung ist. Dass 
man das überhaupt, nachdem man einen solchen 
Film gesehen hat, noch in Erwägung zieht – ich bin 
sicherlich niemand, der das Strafrecht an jeder Stelle 
zum Einsatz bringen will –, finde ich fatal!  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich finde es selbstverständlich, dass man darauf 
einwirkt, dass es hier diese Regelung geben muss. 
Da muss man kein „Prüfen“ in den Antrag schrei-
ben. Allein dieses Wort in so einem Antrag zu ver-
wenden, ist ein Verniedlichen. Darüber haben wir 
bereits gestritten, und ich bin der Meinung, dass das 
so nicht geht.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin Stef-
fens, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Kollegin Westerhorstmann? 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Selbstverständlich 
gestatte ich eine Zwischenfrage.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau 
Kollegin Westerhorstmann. 

Maria Westerhorstmann (CDU): Frau Kollegin 
Steffens, stimmen Sie mit mir überein, dass wir, 
wenn wir unsere gesetzlichen Vorschriften, wenn 
wir den Gesetzesrahmen, was die Strafverfolgung 
anbelangt, wirklich ausnutzen würden, dann auch 
die Fälle erreichen würden, die wir bestrafen müss-
ten?  

Fakt ist doch, dass wir Kenntnis darüber haben, wie 
viele Frauen tatsächlich betroffen sind, ob es in die-
sem Land praktiziert wird oder nicht. Ich habe die-
sen Film sehr wohl gesehen und ich bin auch sehr 
betroffen gewesen. Ich kann durchaus sagen, dass 
ich mich nicht mehr hingesetzt habe.  

Nur, dieser Film greift viele Fälle in den Herkunfts-
ländern auf. Da müssen wir ansetzen, dass wir in 
den Herkunftsländern die Dinge auf den Weg brin-
gen. Das ist eine Aufgabe, die die Bundesebene 
angeht. Die Bundesebene befasst sich mit diesem 
Thema genauso gut. Wenn ich mich nicht irre, gibt 
es einen Antrag, der gemeinsam von CDU und SPD 
auf den Weg gebracht worden ist. Infolgedessen 
werden in diesem Antrag auch diese Fragen aufge-
griffen.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Was wollen Sie jetzt 
wissen?) 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Westerhorst-
mann, ich habe zwar Ihre Frage nicht ganz verstan-
den, weil Ihre Äußerungen jetzt auch ein Co-Beitrag 
waren, aber ich werde die nicht verstandene Frage 
trotzdem versuchen zu beantworten. 

Sie sagen: Wir haben in Nordrhein-Westfalen eine 
unbekannte Zahl von Frauen, aber eigentlich findet 
die Beschneidung woanders statt und wir wissen 
gar nicht, was passiert, und deswegen ist der Bund 
verantwortlich. Ich habe Ihre Frage so verstanden, 
ob ich Ihnen hierin zustimme. 

Ja, Frau Westerhorstmann, in einem Punkt stimme 
ich Ihnen zu, nämlich: Wir wissen nicht genau, wie 
viele Frauen es gibt. Aber man kann es hochrech-
nen. Wir wissen, wie viel Genitalverstümmelungen 
in welchen Ländern statistisch stattfinden. Darüber 
liegen uns Zahlen vor. Wir können ganz genau sa-
gen, wie viele Frauen aus den entsprechenden 
Ländern, in denen eine bestimmte Genitalverstüm-
melungsquote vorhanden ist, hier leben.  
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Daraus errechnet ist diese Zahl von 5.641 Frauen. 
Ob das 4.000, 7.000 oder 3.000 sind, weiß ich nicht. 
Aber jede Frau ist eine zu viel.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist klar, dass eine hoch traumatisierte Frau, eine 
Frau, die selber dieser Prozedur unterzogen wurde, 
die aus einem Herkunftsland und einem Kreis 
stammt, wo Genitalverstümmelung eine Tradition 
hat, dann, wenn sie nicht aufgeklärt wird, stärker be-
lastet ist, dasselbe auch wieder an ihren Töchtern 
geschehen zu lassen. Das ist so. Das sieht man in 
der Auswirkung. 

Wir sehen auch hier Kinder, Mädchen natürlich, die 
genitalverstümmelt sind. Wir wissen jedoch nicht, 
wo die Verstümmelung stattfindet. Ist es so, dass 
die Beschneiderinnen hier eingeflogen werden – 
worüber immer wieder Berichte auftauchen –, oder 
ist es so, dass die Kinder in den Ferien ins Her-
kunftsland gebracht und dort verstümmelt werden? 

Ich finde es unerheblich, wo das passiert. Es ist 
vielmehr wichtig, dass wir alles, was wir an Möglich-
keiten haben, nutzen, um aufzuklären, um diesen 
ewigen Kreislauf, der sich in den Familien vollzieht, 
zu durchbrechen. Deswegen müssen wir hier Män-
ner wie Frauen, jeden Menschen, erreichen, Aufklä-
rung betreiben und dafür Geld in die Hand nehmen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Letzter Punkt, nur um klarzumachen, wo die Unter-
schiede an den vielen kleinen Stellen in diesen An-
trägen sind: Wir wollen mehr Hilfe zur Selbsthilfe 
bereitstellen und über den Gesundheitsbereich hin-
aus auch in den Bereichen von Polizei und Justiz 
aufklären. Denn was da mit den Frauen zum Teil 
geschieht und eine zweite und dritte Traumatisie-
rung auslöst – nicht aus böser Absicht, sondern aus 
Unwissenheit heraus –, können wir ganz einfach 
verhindern und den Frauen ersparen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Steffens. – Für die Landesregierung hat 
nun Herr Minister Laschet das Wort.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Verstümmelung der weibli-
chen Genitalien ist ein schwerer körperlicher Ein-
griff, eine gravierende Menschrechtsverletzung. Ich 
bin froh, dass wir über diese Frage auch überhaupt 
nicht streiten oder diskutieren, sondern dass jeder 
im Saal angesichts des Leids der betroffenen Frau-
en diese Situation erkennt.  

Das Thema ist jedoch schwierig. Das hat nicht zu-
letzt die Anhörung im Frauenausschuss am 
10. Januar gezeigt. An erster Stelle müssen Maß-
nahmen in den Verbreitungsländern stehen. Es 

spricht allerdings für sich, dass in 15 von 28 Län-
dern dieser Eingriff bereits strafbar ist, er aber den-
noch nicht verfolgt wird. 

So hat beispielsweise die Beauftragte der Vereinten 
Nationen für Frauenrechte bei ihrem Besuch in un-
serem Partnerland Ghana im Juli 2007 die dortige 
Praxis der Genitalverstümmelung kritisiert, gleich-
zeitig aber konstatiert, dass der Staat nur begrenzt 
Einflussmöglichkeiten hat, das durchzusetzen.  

Auch die Tatsache, dass Frauen, die diese Qual 
selbst erlitten haben, ihre Töchter dem gleichen 
Schicksal aussetzen, zeigt die tiefe Verankerung in 
kulturellen Überlieferungen. Ich frage mich aller-
dings, was für ein Denken eigentlich solche Kulturen 
je hervorgebracht hat. Diese Frage ist in der heuti-
gen Debatte noch gar nicht gestellt worden. Aber 
welches kulturelle Verständnis liegt einer solchen 
Erfindung zugrunde, zu solchen Menschenrechts-
verletzungen zu greifen? Ich kann das nicht nach-
vollziehen, was für ein Denken dahintersteht.  

Herr Präsident, Frau Steffens wollte etwas fragen.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, wenn 
Sie eine Zwischenfrage von Frau Steffens zulassen, 
dann kann sie die Zwischenfrage auch stellen. Bitte 
schön, Frau Steffens.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Danke schön, Herr 
Minister. – Sie sagen gerade: kulturell. Kann es 
nicht genauso gut sein, dass es sich überhaupt 
nicht um eine kulturelle Eigenschaft – wie auch im-
mer – handelt. Es ist genauso wie bei Gewalt. Ge-
walterfahrungen reproduzieren sich auch. Kinder mit 
Gewalterfahrung üben Gewalt aus. Wir haben ande-
re Bereiche, in denen dieses Reproduzieren von ei-
genen traumatischen Erfahrungen stattfindet.  

Weil das ein ganz klares Unterdrückungsinstrument 
der Frauen ist, wodurch Treue und Besitz gegen-
über dem Mann demonstriert werden sollen, hat 
dies nicht unbedingt etwas mit Kultur zu tun.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Das mag sein. Ich finde a-
ber trotzdem, dass die Frage einmal berechtigt ist. 
Es gibt selbstverständlich Gewalterfahrungen, die 
weitergegeben werden: Weil Kinder geschlagen 
wurden, schlagen sie dann als Erwachsene später 
auch ihre eigenen Kinder, wenn sie welche haben 
usw. Aber die Genitalverstümmelung ist in einer 
ganz tiefen kulturellen Tradition begründet, wird ge-
pflegt und fortgeführt. Die Mutter hat es erlitten. Das 
Kind muss es erneut erleiden, und das seit Jahr-
hunderten.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Seit Jahrtausenden, 
Herr Minister!) 

Da habe ich nur einmal die Frage gestellt: Was für 
ein Menschenbild hatten eigentlich diejenigen, die 
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so etwas erdacht und erfunden haben? – Unter an-
derem deshalb, weil wir das nicht wissen, ist der 
Kampf so schwierig, das aus der Welt zu räumen. 
Das ist die Botschaft meiner Frage. Von daher ist 
die einzige Möglichkeit, in den Heimatländern der 
Frauen etwas zu tun, Frauen dort Zugang zu Bil-
dung, zu Gesundheitsfürsorge und auch zu wirt-
schaftlichen Ressourcen zu schaffen. Darauf setzt 
ja auch die Bundesregierung mit ihrer Entwick-
lungszusammenarbeit. 

Frau Steffens, Sie haben eines gemacht, was nicht 
ganz redlich ist. Sie haben diese Situation drama-
tisch beschrieben. Das hat auch alle angerührt, die 
sich damit beschäftigen. Dann haben Sie parallel 
dazu aber eine Änderung des deutschen Strafge-
setzbuches gefordert. Darüber kann man streiten. 
Nur: Sie können das deutsche Strafgesetzbuch so 
perfekt machen, wie Sie wollen, aber an dieser Si-
tuation in diesen Ländern ändern Sie dadurch gar 
nichts. 

(Beifall von der CDU) 

Deshalb dürfen Sie das auch gedanklich nicht in ei-
nen Zusammenhang stellen.  

Die Frage ist: Was können wir in einem Bundesland 
tun? Was können wir in Nordrhein-Westfalen tun? 
Wir sind der Gesetzgeber in Nordrhein-Westfalen. 
Frau Steffens, was können wir hier tun, damit sich 
das ändert? – Das Entscheidende muss sein, Zu-
gang zu der betroffenen gefährdeten Personen-
gruppe zu gewinnen. Nur dann können die bereits 
jetzt gegebenen strafrechtlichen Sanktionierungen, 
aber auch Schutz- und Hilfemöglichkeiten über-
haupt ihre Wirkung entfalten. 

Da das Thema extrem tabuisiert ist und mit extre-
men Schuldgefühlen verbunden ist, wird man auch 
davon ausgehen müssen, dass sich die betroffenen 
Frauen nicht so schnell Beratungsstellen offenba-
ren. In den Integrationskursen werden sie das ganz 
bestimmt nicht ansprechen. Deshalb, glaube ich, ist 
das nicht der geeignete Ort. 

Am ehesten dürften Ärztinnen und Ärzte, insbeson-
dere der Fachrichtung Gynäkologie und Kinderheil-
kunde, eine Chance bekommen, in direktem Kon-
takt mit den betroffenen Frauen und Mädchen die 
Problematik anzusprechen und Hilfe anzubieten. 
Die Bundesärztekammer und der Deutsche Ärzte-
tag haben den Bedarf an Information und Qualifizie-
rung in diesem Bereich mit entsprechenden Emp-
fehlungen aufgegriffen. Die Implementierung des 
Themas in Aus- und Fortbildung ist beabsichtigt. Die 
Landesregierung unterstützt das nachdrücklich. 

Gestatten Sie mir ein paar Bemerkungen zu dem 
strafrechtlichen Aspekt. Die Genitalverstümmelung 
ist bereits jetzt als Körperverletzung gemäß § 223 
Strafgesetzbuch strafbar. In aller Regel werden 
auch heute schon die in § 224 StGB enthaltenen 
Voraussetzungen der gefährlichen Körperverletzung 
erfüllt sein. Denn die Begehung der Körperverlet-

zung mittels eines gefährlichen Werkzeuges ist 
grundsätzlich gegeben. Auch die Begehung mit ei-
nem anderen Beteiligten gemeinschaftlich ist in der 
Regel gegeben. Ebenfalls in der Regel gegeben ist 
die Begehung mittels einer das Leben bedrohenden 
oder gefährdenden Behandlung. Also auch heute 
schon ist gefährliche Körperverletzung auf jeden 
Fall damit verbunden. Der § 225 regelt die Miss-
handlung von Schutzbefohlenen. Auch der wird in 
der Regel in diesem Falle gegeben sein.  

Als einziger Streitpunkt bleibt: Soll es § 226 sein, 
nämlich schwere Körperverletzung? 

Ich meine, diese Tat ist ein Verbrechen. Dann 
müsste es dieser Paragraf sein. Insofern erschließt 
sich mir die Logik, das zu fordern. 

Aber daran jetzt einen Konflikt zwischen den Frakti-
onen festzumachen und zu sagen, damit ist die 
Frage entscheidend verknüpft, das halte ich für 
falsch. Das Strafrecht darf man bei dieser Dimensi-
on als Mittel, die Menschen zu erreichen, wirklich 
nicht überschätzen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin 
Gießelmann? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Ja.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau 
Gießelmann. 

Helga Gießelmann (SPD): Am runden Tisch mit 
den Betroffenen oder Selbsthilfeorganisationen, die 
in dem Bereich arbeiten, wird durchaus gefordert, 
diesen Straftatbestand auch so ausdrücklich zu be-
nennen und die Tat als Verbrechen zu bezeichnen, 
weil es für Menschen aus diesen Herkunftsländern 
nur schwer möglich ist, die Tat als Verbrechen ein-
zustufen. Wir haben zum Ausdruck bringen wollen, 
dass das ausdrücklich da so benannt sein muss, 
weil man es dann auch beispielsweise in den Integ-
rationskursen sehr deutlich hervorheben und erklä-
ren kann: Wer sich daran nicht hält, verwirkt sein 
Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik Deutsch-
land.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, wür-
den Sie dem so zustimmen? 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Also, Herr Präsident, ich 
habe ja gerade eine differenzierte Antwort auf diese 
Strafrechtsfrage gegeben. Ich glaube, es ist ein 
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Verbrechen. Das beantwortet auch die Frage, ob es 
in § 226 stehen sollte oder nicht.  

Nur: Sie können auch heute schon im Integrations-
kurs vermitteln, dass es verboten ist, weil es gegen 
all die Straftatbestände, die ich gerade aufgezählt 
habe, verstößt. Deshalb glaube ich, dass die Tatsa-
che, ob das nun auch in § 226 steht, nicht massen-
haft das verhindert, was wir eigentlich verhindern 
wollen. 

Das Gleiche gilt für die asyl- und aufenthaltsrechtli-
chen Vorschriften. Auch hier haben wir bereits ein 
umfassendes Regelwerk – mehrere Kollegen haben 
es ja hier beschrieben –, das den schutzwürdigen 
Belangen der Betroffenen Rechnung trägt. Es ist 
insbesondere beim Ausländer- und Asylrecht eher 
ungewöhnlich, dass man auch nichtstaatliche Ak-
teure anerkannt und sagt: Selbst wenn es nicht vom 
Staat ausgeht, werden die betreffenden Frauen ge-
schützt und haben auch den Schutz des Asylrechts. 
Das ist sehr weitgehend.  

Deshalb ist das auch da keine wesentliche Verbes-
serung. Es eröffnet im Gegenteil bei anderen, die 
gar nicht betroffen sind, die Möglichkeit zum Miss-
brauch, wenn man abstrakt jemanden, der zur Risi-
kogruppe gehören könnte, unter den Schutz des 
Asylrechts stellen will. Das ist etwas, was vielen, 
vielen Hunderttausenden, die vielleicht gar nichts 
damit zu tun haben, dann Tore öffnet. Da muss 
man, glaube ich, Schranken ziehen. Deshalb ist 
diese Präzision hier, glaube ich, eine sehr wichtige. 

Bei der vom Land geförderten Beratungsinfrastruk-
tur – das ist bereits erwähnt worden – gibt es Bera-
tungsstellen, die zu Fragen der sexualisierten Ge-
walt und der Frauengesundheit arbeiten. Auch der 
auf das Problem Genitalverstümmelung spezialisier-
te Verein stop mutilation in Düsseldorf ist vom Land 
bisher in Form von Projektförderung unterstützt 
worden.  

Der Integrationsbeauftragte ist bereits erwähnt wor-
den. Die Fachstelle Migration und Entwicklung in 
Solingen, die vielfache Verbindungen mit der 
schwarzafrikanischen Diaspora hat, wird dieses 
Thema in nächster Zeit ebenfalls vertieft erörtern. 
Auf der Grundlage dieses und anderer Gespräche 
wird die Landesregierung dann sehen, wie weit sie 
hier finanziell noch weiter helfen kann. 

Der runde Tisch – Sie haben ihn erwähnt – tagt seit 
2007 auch im Ministerium. Die Sensibilisierung hat 
also zugenommen. 

Ich würde mir wünschen, dass es im Ausschuss ge-
lingt, ohne parteipolitischen Streit präzise weiter an 
diesen Fragen zu arbeiten, damit wir für die Betrof-
fenen etwas erreichen, anstatt hier in Scheingefech-
ten Gegensätze aufzubauen, Frau Steffens, obwohl 
in der Substanz im ganzen Haus eigentlich große 
Einvernehmlichkeit bestehen könnte. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laschet.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung der Anträge Drucksache 
14/5861 und Drucksache 14/7446 an den Aus-
schuss für Frauenpolitik – federführend –, den 
Ausschuss für Generationen, Familie und Integ-
ration sowie den Innenausschuss. Die abschlie-
ßende Beratung soll im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer stimmt dem zu? – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – 
Damit ist diese Überweisungsempfehlung einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zu: 

10 Gesetz zur Änderung des Ersten Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes – AG-KJHG 
Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/7432 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfes erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Laschet das 
Wort. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Der Gesetzentwurf der Lan-
desregierung, um den es hier geht, zielt auf eine 
rein technische Änderung an einem bestehenden 
Gesetz. Diese Änderung ist nötig, damit wir in Nord-
rhein-Westfalen auch nach Inkrafttreten des Kinder-
förderungsgesetzes des Bundes – KiföG – klare 
Zuständigkeiten in der öffentlichen Jugendhilfe ha-
ben. 

Zurzeit befindet sich der Entwurf dieses Bundesge-
setzes zur Förderung von Kindern unter drei Jahren 
in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege auf 
Bundesebene im Gesetzgebungsverfahren. Mit die-
sem Gesetzentwurf soll in erster Linie der Betreu-
ungsausbau für Kinder unter drei Jahren geregelt 
werden. Er ist die Grundlage für das, was der Bund 
auch in Nordrhein-Westfalen an Geldern bereitstellt, 
um Investitionen des Umbaus in Kindertagesstätten 
durchzuführen. Der Gesetzentwurf wurde in den 
Deutschen Bundestag eingebracht und im ersten 
Durchgang im Bundesrat beraten. Am 1. Januar 
2009 soll er in Kraft treten. 

Neben sonstigen Gesetzesänderungen enthält der 
Entwurf auch eine Änderung des § 69 SGB VIII. Die 
wesentliche Modifikation wird dabei in § 69 Abs. 1 
SGB VIII vollzogen. Bisher wird in Abs. 1 geregelt, 
dass die Träger der öffentlichen Jugendhilfe die ört-
lichen und überörtlichen Träger sind. Außerdem 
wird bestimmt, dass die Kreise und kreisfreien Städ-
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te örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind 
und die überörtlichen Träger durch Landesrecht be-
stimmt werden. Nunmehr beabsichtigt der Bund vor 
dem Hintergrund der Ergebnisse der Föderalismus-
reform, diese Regelung zu streichen und die Länder 
zu ermächtigen, künftig die Festlegung der örtlichen 
und überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe in eigener Kompetenz zu treffen. 

Diese bundesgesetzliche Änderung über die Be-
stimmung der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
hat unmittelbare Auswirkungen für das Land Nord-
rhein-Westfalen. Beim Inkrafttreten des Bundesge-
setzes entsteht nämlich die Situation, dass die Krei-
se und kreisfreien Städte in Nordrhein-Westfalen die 
Zuständigkeit als örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe verlieren, weil es bis zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt in Nordrhein-Westfalen keine speziel-
le landesrechtliche Zuständigkeitsnorm für die örtli-
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe gibt. 

Da die Zuständigkeit durch Bundesrecht geregelt 
war, bestand auch gar kein Anlass, eine Landesre-
gelung einzuführen. Alle anderen Länder haben 
schon immer eine Landesregelung gehabt. Wir ha-
ben uns bisher auf diese bundesrechtliche Zustän-
digkeitsregelung bezogen. Deshalb hätte das bei 
uns nur deklaratorische Bedeutung gehabt. 

Da wir eine weitsichtige und kluge Landesregierung 
sind, 

(Rainer Bischoff [SPD]: Aha!) 

wollen wir schon jetzt vor Inkrafttreten des Kinder-
förderungsgesetzes eine landesgesetzliche Rege-
lung schaffen, die eben nicht mehr deklaratorisch 
ist, sondern am 1. Januar 2009 tatsächlich rechtli-
che Wirkung haben könnte. Darum geht es in die-
sem Paragrafen. Deshalb denke ich, dass wir die-
ses Gesetz im Landtag wahrscheinlich sogar über 
Parteigrenzen hinweg einstimmig beschließen 
könnten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laschet.  

Das Schöne daran ist, dass wir es heute nicht 
weiterberaten. Vielmehr kommt es zunächst – wenn 
Sie so entscheiden, Kolleginnen und Kollegen – zur 
Ausschussüberweisung. Der Ältestenrat hat emp-
fohlen, den Gesetzentwurf Drucksache 14/7432 
an den Ausschuss für Generationen, Familie und 
Integration zu überweisen. Darüber lasse ich ab-
stimmen. Wer ist für diese Überweisung? – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – Ein-
stimmig ist so entschieden. Dort wird diese sehr 
leicht nachvollziehbare Gesetzesänderung dann si-
cher ausführlich diskutiert werden. 

Wir kommen zu: 

11 Kommunales ehrenamtliches Engagement 
muss attraktiv bleiben – Freistellungsregeln 
an Arbeitswelt anpassen 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/7452 

Eine Beratung haben wir hierzu nicht vorgesehen. 
Sie soll nach Vorlage der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses erfolgen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
14/7452 an den Ausschuss für Kommunalpolitik 
und Verwaltungsstrukturreform. Wer ist dafür? – 
Wer ist dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – 
Einstimmig so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

12 Vereinbarung zwischen den Ländern Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und dem 
Land Rheinland-Pfalz zur Auflösung des 
Staatlichen Heilquellenamtes Bad Ems  

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung 
Drucksache 14/7306 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 14/7424 

zweite Lesung 

Da heute keine Debatte vorgesehen ist, kommen 
wir gleich zur Abstimmung über die Empfehlung des 
Hauptausschusses in der Drucksache 14/7424, 
dem Staatsvertrag zuzustimmen. Wer stimmt dem 
zu? – Wer enthält sich der Stimme? – Wer ist dage-
gen? – Damit ist die Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/7424 einstimmig angenommen. 

Wir kommen zu: 

13 Staatsvertrag zwischen dem Land Baden-
Württemberg und dem Land Nordrhein-
Westfalen über die Zugehörigkeit der Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten des 
Landes Baden-Württemberg zum Versor-
gungswerk der Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen  

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung 
Drucksache 14/7393 
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erste Lesung 

Auch hierzu findet keine Beratung statt, aber eine 
Abstimmung.  

Wer stimmt der Empfehlung des Ältestenrats zu, 
den Antrag der Landesregierung in der Drucksa-
che 14/7393 an den Hauptausschuss zu über-
weisen? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich der 
Stimme? – Einstimmig ist so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

14 Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen den 
Ländern Berlin, Brandenburg, Freie Hanse-
stadt Bremen, Freie und Hansestadt Hamburg, 
Nordrhein-Westfalen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein (kurz: Vertragsländer) über die Nord-
westdeutsche Klassenlotterie (kurz: NKL) 
Gesetzentwurf und Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung 
Drucksache 14/7434 

erste Lesung 

Hier ist ebenfalls keine Beratung vorgesehen.  

Daher kommen wir zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
und Antrags der Landesregierung in der Drucksa-
che 14/7434 an den Hauptausschuss. Wer ist da-
für? – Wer ist dagegen? – Enthält sich jemand der 
Stimme? – Nein. Damit ist dies einstimmig so über-
wiesen.  

Wir kommen zu: 

15 In den Ausschüssen erledigte Anträge 
Übersicht 14/40 

Abstimmungsergebnisse 
der Ausschüsse zu Drucksachen 

ASchW 14/5018 
SpA 14/6313 
SpA 14/6403 EA 
AIWFT 14/6528 
AIWFT 14/6680 
AIWFT 14/6864 
ABV 14/6954 
ABV 14/7340 

Drucksache 14/7463 

Ich weise hier gemäß § 79 Abs. 2 unserer Ge-
schäftsordnung auf die Übersicht 14/40 in Drucksa-
che 14/7463 hin. Die Übersicht 14/40 enthält sieben 
Anträge, die vom Plenum gemäß § 79 Abs. 2 Buch-
stabe c unserer Geschäftsordnung an die Aus-
schüsse zur abschließenden Erledigung überwiesen 
wurden, sowie einen Entschließungsantrag, der im 
zuständigen Fachausschuss zur Abstimmung ge-
stellt wurde. Das Abstimmungsverhalten der Frakti-
onen ist aus der Übersicht ersichtlich. 

Ich lasse nun über die Bestätigung des Abstim-
mungsverhaltens der Fraktionen in den Ausschüs-
sen entsprechend der Übersicht 14/40 abstimmen. 
Wer stimmt dieser Übersicht zu? – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich der Stimme? – Die Ab-
stimmungsergebnisse sind damit einstimmig bes-
tätigt. 

Wir kommen zu: 

16 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 14/45 

Mit dieser Übersicht liegen Ihnen die Beschlüsse zu 
Petitionen vor. Wird hierzu das Wort gewünscht? – 
Das ist nicht der Fall. 

Dann stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 unserer Ge-
schäftsordnung fest, dass diese Beschlüsse zu Pe-
titionen durch Ihre Kenntnisnahme bestätigt sind. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende 
unserer heutigen Sitzung. 

Ich berufe das Plenum für morgen, Donnerstag, 18. 
September 2008, 10 Uhr, wieder ein. 

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 19:09 Uhr 

_______________________________________ 

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 

Schriftliche Beantwortung   
der Mündlichen Anfrage 237  

Die Mündliche Anfrage 237 der Abgeordneten Ute 
Schäfer (SPD) lautet:  

Warum wird den Schulen der flexible Ganztag 
verwehrt? 

Zum wiederholten Male hat das „Westfalen-Blatt“ 
über den Gütersloher Landrat Sven-Georg Ade-
nauer (CDU) berichtet, der sich mit Blick auf die 
Elternwünsche und vor dem Hintergrund der be-
sonderen Bedingungen im ländlichen Raum da-
für einsetzt, dass Realschulen und Gymnasien 
auch klassenweise Ganztagsangebote ermög-
licht werden. Das Schulministerium lehnt eine 
solche Öffnung ab.  

Warum wird den Schulen der flexible/offene 
Ganztag verwehrt? 

Die schriftliche Antwort der Ministerin für Schule 
und Weiterbildung lautet:  

Die Landesregierung verwehrt den Schulen 
nichts. Im Gegenteil, wir ermöglichen ihnen et-
was, was ihnen viele Jahre lang durch die Vor-
gängerregierungen verwehrt wurde – trotz mas-
siver Forderungen vieler Schulen und Eltern: die 
Möglichkeit, eine Schule in eine Ganztagsschule 
umzuwandeln. 

Deshalb hat die Landesregierung im Frühjahr die 
Ganztagsoffensive für die Sekundarstufe I ange-
kündigt. In diesem Rahmen reagiert sie flexibel 
auf unterschiedliche Bedarfe von Eltern sowie 
der Schülerinnen und Schüler. 

Im Grunde gibt es die folgenden Bedarfe: 

– Eine Gruppe von Eltern wünscht ein rhythmi-
siertes gebundenes Ganztagsangebot. Für 
diese Eltern gab es bisher nur in Gesamt-
schulen und in rund 150 Hauptschulen ein 
Angebot. 

 Die Landesregierung hat zunächst den Aus-
bau des Ganztags an den Hauptschulen deut-
lich vorangetrieben, sodass sich inzwischen 
fast jede zweite Hauptschule auf den Weg in 
den Ganztag gemacht hat und damit bessere 
Rahmenbedingungen für eine Förderung von 
Schülerinnen und Schülern erhält. 

 Daneben ermöglicht sie jetzt auch Gymnasien 
und Realschulen ein solches Angebot. Sie 
sorgt damit für die Gleichbehandlung aller 
Schulformen. 

 Der Vollständigkeit halber weise ich darauf 
hin, dass auch viele der Förderschulen Ganz-
tagsschulen sind; auch hier hat die Landesre-
gierung es weiteren 25 Schulen ermöglicht, 
diesen Ganztagsbetrieb aufzunehmen. 

– Eine andere Gruppe von Eltern benötigt ein 
Angebot an einzelnen Tagen. 

 Angesichts der zusätzlichen Unterrichtsstun-
den, die es in der Sekundarstufe I gibt – und 
die ja eine Grundlage für bessere Lernerfolge 
der Schülerinnen und Schüler sind –, ist es für 
alle Schulen wichtig, den Kindern und Ju-
gendlichen eine sinnvolle, pädagogisch ges-
taltete Mittagpause zu ermöglichen. 

 Wir haben daher diese beiden Bedarfe im 
neuen Programm ,,Geld oder Stelle“ für jene 
Schulen zusammengeführt, die keine Ganz-
tagsschulen sind. Die meisten Schulen wer-
den dank dieses Programms deutlich besser 
dastehen, als das bisher durch „Dreizehn 
plus“ der Fall war. 

 Um jedoch auch Einzelfällen gerecht zu wer-
den, hat die Landesregierung jenen Schulen, 
die viele „Dreizehn Plus“-Gruppen hatten, zu-
gesichert, dass eine Schlechterstellung aus-
geschlossen wird. 

Die Landesregierung betreibt den längst überfäl-
ligen Ausbau gebundener Ganztagsschulen und 
eröffnet allen anderen Schulen Möglichkeiten, 
Ganztagsangebote im Rahmen des neuen Pro-
gramms ,,Geld oder Stelle“ auf den Weg zu brin-
gen. 

Wir entscheiden uns daher zum jetzigen Zeit-
punkt dafür, Defizite in der derzeitigen Schulland-
schaft abzubauen, und das heißt, Schulformen 
einen gebundenen Ganztag zu ermöglichen, de-
nen das bisher verwehrt war. Gleichzeitig setzt 
sie weiterhin auf freiwillige Ganztagsangebote im 
Zusammenhang mit einer neuen Finanzierung 
der Übermittagbetreuung. 

Die Ganztagsoffensive ist nicht der Endpunkt, 
sondern der Beginn des Ausbaus eines bedarfs-
gerechten Ganztagsangebots in den Schulen der 
Sekundarstufe I. Wie ein bedarfsgerechter weite-
rer Ausbau im Anschluss an die jetzige Offensive 
aussieht, hängt entscheidend von den dann exis-
tierenden Bedarfen ab. 

Darüber jetzt zu spekulieren, ist mir noch zu früh.  
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